
Antifaschistisches 


i ' y\* . 

EWi 

**& 

|T!ä 

Afjf 

iaf 

»faii 

ff* s 

F f SL 


7 s 








nhalt 


AIB 92 3-2011 


Rubriken 

3 Editorial 

4 Kurzmeldungen 
56 Rezensionen 


Die so 
Heime 


16 


mtJ ** 


4 ^ 


Foto: flickr.com -ec- Dmitry Vaiberg 



Titel 


Antifa 


6 

Fehlende Aufarbeitung 

32 

Geschichte & Organisierung der Antifa 




Buchprojekt bei theorie.org erschienen 


8 

Fünf Tage im September 1991 


Gesellschaft 


10 

»Die Polizei griff nicht ein...« 

Interview mit Flüchtlingen aus Hoyerswerda 

34 

Jenseits des Neonazismus 

Ideologien der Ungleichwertigkeit 



13 

Was wollen die schon wieder hier? 


Rassismus 


14 

Nicht wegschauen 

Hinsehen oder hingehen ?! 

36 

Bremer Brechmittelprozess 



NS-Szene 


Geschichte 


16 

NPD Wahlkampf in Mecklenburg- 

38 

Braunes Erbe 



Vorpommern 


Alte Nazis im Landtag von NRW 


18 

Isoliert und radikalisiert 

40 

Leere Anklagebänke 



Die Berliner Neonaziszene 


NS-Täter in Italien zu lebenslanger Haft verurteilt 

22 

Vorbildlicher Volkstod 


Repression 


26 

Tatmotiv Antikommunismus 

42 

iDefender tu vida no es delito! 





»Dein Leben zu verteidigen ist kein Verbrechen« 

28 

Tatmotiv »Ausländerhass« 

Prozess im Mordfall Kamal Kilade in Leipzig 


International 



Braunzone 

44 

Terroranschläge in Norwegen 

| Norwegen 

30 

Burschenschaftliche Lebenswelten 

46 

Breiviks politischer Hintergrund 

| Norwegen 


Ein »Leak« enthüllt Interna der Deutschen 
Burschenschaft 

48 

Macht der Marionetten 

| Italien 



52 

Fashizumu 

| Japan 


Antifaschistisches Infoblatt 

* Gneisenaustraße 2a 
10961 Berlin 
mail@antifainfoblatt.de 
*§) www.antifainfoblatt.de 

ß www.nadir.org/nadir/periodika/aib/pgp.asc 
PGP-Fingerprint: 

C144 9F95 4A9E DBOA 5243 180F 850F D010 


Titelfoto: Umbruch Bildarchiv 





Editoria 


Liebe Antifas. Freundjnnen und Genossjnnen, liebe Leserjnnen, 


den Schwerpunkt dieser Ausgabe widmen wir dem ersten 
rassistisch motivierten Pogrom in der Bundesrepublik. Vor 
genau 20 Jahren begann mit den Angriffen auf Flüchtlings¬ 
wohnheime in Hoyerswerda eine Welle rassistischer Po¬ 
grome, die sich nicht nur auf weite Teile Deutschlands aus¬ 
breitete, sondern auch institutioneile Verschärfungen im 
Umgang mit Migrant_innen nach sich zog und die antifa¬ 
schistische Linke vor neue Herausforderungen stellte. »Es 
war nicht allein die Brutalität der rassistischen Schläger¬ 
banden, sondern vor allem das Verhalten von Teilen der Be¬ 
völkerung sowie die Reaktion der verantwortlichen Politi¬ 
ker und der Polizei, die Hoyerswerda, auch im Ausland zu 
einer traurigen Berühmtheit werden ließ. Ein Teil der Ein¬ 
wohner bildet die gaffende Kulisse, die die Angriffe der 
Rassisten mit Sympathie und Beifall bedachten.« Diese Zei¬ 
len aus dem AIB #16 können wir, angesichts des Umgangs 
mit den antifaschistischen Protesten die in diesem Jahr die 
Ereignisse wieder in den Fokus gerückt haben, leider erneut 
verwenden. Der Besuch von drei ehemaligen Bewohnern der 
damaligen Heime in Hoyerswerda endete Anfang September 
2011 mit minutenlangen rassistischen Pöbeleien von Neo¬ 
nazis und anderen Bewohnerinnen des heutigen Wohnhau¬ 
ses. Eine antifaschistische Demonstration zum Jahrestag sah 
sich ebenfalls der Störung durch Neonazis ausgesetzt und 
auch ein Denkmal konnte nicht in der Stadt zurückgelassen 
werden, ohne Zerstörung in Kauf zu nehmen. Der CDU-Bür- 
germeister Stefan Skora sieht die Probleme bei den antifa¬ 
schistisch Aktiven, die das Verhalten der Neonazis provozie¬ 
ren würden und zudem die Bürgerinnen der Stadt durch 
ihre Erinnerungsarbeit beleidigten. Dies zeigt einmal mehr, 
wie wenig eine aktive Auseinandersetzung mit dieser Welle 
von rassistischen Übergriffen, der viele Menschen zum Op¬ 
fer fielen, vorangeschritten ist. 

Vergleichbare Tendenzen zeigt der Fall eines weiteren Be¬ 
troffenen rassistischer Gewalt aus den 1990er Jahren. Der 
50jährige Victor Atoe kam 1991 aus Nigeria nach Deutsch¬ 
land. In der Nacht vom 17. auf den 18. Januar 1996 besucht 
er eine Flüchtlingsunterkunft in der Hafenstraße in Lübeck. 
Zu diesem Zeitpunkt ist sein Aufenthalt in Deutschland 
schon von bundesrepublikanischen Behörden illegalisiert. 
In der Nacht kommt es zu einem Brandanschlag auf das 
Haus in Lübeck, bei dem zehn Menschen sterben. Nur durch 
einen Sprung aus dem Fenster kann Victor Atoe sich vor den 
Flammen retten. Schwer an beiden Beinen verletzt und 
traumatisiert, wird er, nachdem alle übrigen Bewohnerin¬ 
nen des Hauses in Folge des Brandanschlags einen sicheren 
Aufenthaltsstatus bekommen, nach Nigeria abgeschoben. 


1999 kehrt Victor Atoe nach Deutschland zurück und kämpft 
seitdem um sein Aufenthaltsrecht. Am 14.07.11 wurde er in 
Berlin festgenommen und sitzt seither im Abschiebeknast 
in Berlin-Köpenick. Um gegen diese Inhaftierung und die 
bevorstehende Abschiebung zu protestieren, trat Victor 
Atoe in einen Hungerstreik. Wir wünschen ihm auf diesem 
Weg viel Kraft bei seinem Kampf gegen die bundesdeutsche 
Abschiebemaschinerie. Weitere Informationen und aktuelle 
Entwicklungen gibt es unter »www.initiative-gegen-abschie- 
behaft.de«. 

Eine andere Dimension der medialen Aufarbeitung erfuhren 
hingegen die rechten Anschläge in Norwegen. Einen tiefe¬ 
ren Einblick in die ideologischen Hintergründe und deren 
Verortung innerhalb der norwegischen Gesellschaft geben 
der Artikel »Terroranschläge in Norwegen« ab Seite 44 so¬ 
wie ein Interview mit einer Aktivistin des autonomen Zen¬ 
trum »Blitz« aus Oslo. Gleichwohl löste diese Tat eine euro¬ 
paweite Debatte über sogenannten Rechtspopulismus aus, 
der dadurch sein häufig als konservativ wahrgenommenes 
Gewand verlor und nun auch in bürgerlichen Medien als das 
bezeichnet werden kann, was die Anhängerinnen darstel¬ 
len: rassistische Stichwortgeberlnnen, die über einen Rück¬ 
griff auf repressive Law-And-Order-Konzepte eine nationali¬ 
stische Politik verfolgen. Ob sich die Protagonistlnnen aus 
dieser Situation wieder herauswinden können, scheint im 
Moment zweifelhaft. Zumindest bei den Wahlen im Septem¬ 
ber diesen Jahres in Berlin dürfte neben antifaschistischem 
Engagement auch die mediale Diskussion dazu geführt ha¬ 
ben, dass die hier angetretenen Parteien »Pro Deutschland« 
und »Die Freiheit« in der Bedeutungslosigkeit versanken. 

Weniger auf Verbreiterung ihrer Wählerschicht, als vielmehr 
auf Provokation setzte die NPD innerhalb der zurückliegen¬ 
den Wahlkämpfe. Eine Vielzahl an Infoständen, Kundgebun¬ 
gen sowie massiv verbreitete Wahlplakate begleiteten die 
Öffentlichkeitsarbeit der neonazistischen Partei ebenso wie 
gewalttätige Angriffe auf Antifaschist_innen. Die Entwick¬ 
lung der Berliner und Mecklenburg-Vorpommerischen Neo¬ 
nazi-Szene, die auch schon vor dem Wahlkampf eher auf 
Aktionismus und nächtlichen Vandalismus setzte, wird auf 
den Seiten 16-21 näher beleuchtet. 

Leider beinhaltet diese Ausgabe entgegen der Ankündigung 
im letzten Editorial keinen Text zur näheren Betrachtung 
der Hardcoreszene. Wir hoffen ihn in einer der nächsten 
Ausgaben veröffentlichen zu können. 
















Kurzmeldungen 


[1] Björn M. posiert 
zusammen mit Udo 
Voigt am 1. Mai 2011 
in Bremen. 


Hammerskin-Konzert in Lothringen 


Am 09. Juli 2011 konnte in einer Sporthalle 
im französischen Rohrbach (Lothringen) ein 
Neonazikonzert mit den Bands »Bound for 
Glory« (USA), »Division Germania« (Mön¬ 
chengladbach), »Brutal Attack« (UK), »Fra- 
kass« (Lyon / Frankreich) sowie »Jungsturm« 
(Saarland) ohne Störungen durchgeführt 
werden. Als Schleusungspunkt diente der 
belebte »Kaufland«-Parkplatz im saarländi¬ 
schen Merzig. Das Konzert wurde maßgeb¬ 
lich von dem international agierenden neo¬ 
nazistischen Netzwerk »Hammerskin-Nation« 
(HSN) veranstaltet. Ein Großteil der eingela¬ 
denen Bands stammt aus dem engen Um¬ 
feld dieses Netzwerks. Laut Neonaziquellen 
sollen an dem Konzert bis zu 2.500 Neona¬ 
zis teilgenommen haben, die aus allen Tei¬ 
len der BRD sowie dem angrenzenden Aus¬ 


land angereist waren. Das Konzert wurde 
über mehrere Monate hinweg auf neonazis¬ 
tischen Webseiten beworben und wurde für 
den Großraum Belgien angekündigt. Die 
Durchführung des Konzertes im grenznahen 
Frankreich erfolgte aber nicht zufällig. Mit 
den »Hammerskins Westmark« um den Lud¬ 
wigshafener Malte Redeker agiert ein, bei der 
Organisation von Konzerten, sehr aktiver 
Chapter der Hammerskins in der Region. 
Dieser Chapter hat in den letzten Jahren den 
Schwerpunkt bei der Durchführung solcher 
Konzerte auf das Saarland und das angren¬ 
zende Frankreich verlagert. Weder von fran¬ 
zösischen noch von deutschen Behörden 
können Versuche registriert werden, diese 
Veranstaltungen einzuschränken oder gar 
zu unterbinden. ■ 


Neonazi-Brandstifter festgenommen 


In Bergkamen hat die Polizei am 1. August 
2011 einen 23jährigen neonazistischen Brand¬ 
stifter festgenommen. Der wegen eines Be¬ 
trugsdeliktes unter Bewährung stehende Björn 
M. sitzt derzeit in Untersuchungshaft. Die 
Staatsanwaltschaft Dortmund wird ihn nach 
Abschluss der Ermittlungen wahrscheinlich 
wegen Brandstiftung und Sachbeschädigung 
anklagen. 

M. soll Ende Juli 2011 mehrere Brände gelegt 
haben, darunter in einer im Bau befindlichen 
Moschee sowie vor einer Wohnung, in der 
Migrantjnnen leben. In einem Video des 
WDR posierte der mutmaßliche Brandstifter 
mit einem »Division 88«-T-Shirt als ein ver¬ 
meintlich brandlöschender Zeuge. Die Stadt 
Bergkamen liegt rund 15 Kilometer neben 
Dortmund. In der gleichen Woche verübten 
bisher Unbekannte einen Brandanschlag auf 
ein von Roma bewohntes Haus in Leverkusen. 
Die Region Dortmund gilt bundesweit als 
Neonazihochburg, in Dortmund und in umlie¬ 
genden Städten kommt es regelmäßig zu 
Angriffen auf linke Einrichtungen und Büros 
sowie auf Einzelpersonen der organisierten 
Linken und Migrantjnnen. 


Björn M. wird von lokalen Antifaschistjnnen 
dem »Nationalen Widerstand Unna« und de¬ 
ren Ableger »Ortsgruppe Bergkamen« zuge¬ 
ordnet. Im Februar 2011 trug er in Soest bei 
einem Neonaziaufmarsch das Transparent des 
»Nationalen Widerstand Unna«. Noch am 1. 
Mai 2011 reiste M. zu einer NPD-Demonstra- 
tion nach Bremen. Fotos zeigen ihn wie er 
Arm in Arm mit dem NPD-Bundesvorsitzen- 
den Udo Voigt posiert. M. ist nach eigenen 
Angaben seit vielen Jahren in der Partei orga¬ 
nisiert. Medienberichten zufolge kommt M. 
aus einem familiären Umfeld mit NPD-Bezug. 
Vor zehn Jahren sei der damalige NPD-Stütz- 
punktbeauftragte Edmund Mühlnickel von 
der Parteiführung für seine Verdienste in der 
Jugendarbeit gelobt worden. Die »Antifa Uni¬ 
ted« berichtet: »Allerdings entwickelte die 
NPD in Bergkamen in den letzten Jahren we¬ 
nig öffentlich wahrnehmbare Aktivitäten. 
Dennoch empfängt ihr Vorsitzender Edmund 
Mühlnickel in seinem Garten nicht nur Partei¬ 
mitglieder sondern auch Szene-Größen der 
Kameradschaftsszene wie Sascha Krolzig«. ■ 

http://antifaunited.blogsport.de 


Sprecher von KZ- 
Gedenkinitiative soll 
Strafe im ehemaligen 
Durchgangslager 
absitzen 

Der Vorsitzende der dänischen Organisa¬ 
tion »Freiheitskämpfer und ehemalige KZ- 
Insassen von Horserod-Stutthof«, Anton 
Nielsen, soll eine Strafe im Staatsgefäng¬ 
nis und ehemaligen Durchgangslager Hor- 
serod absitzen. Verurteilt wurde er, da die 
Initiative Spenden an als »terroristische 
Vereinigungen« eingestufte Organisatio¬ 
nen überwiesen hat, um die Terrorgesetz¬ 
gebung in Dänemark herauszufordern. Er 
wurde zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt. 
Der Zeitung »der Arbeiter« sagt Anton 
Nielsen: »Man muss blind sein um diese 
Symbolik nicht zu sehen. Ich bin der Vor¬ 
sitzende einer Organisation, die von den 
überlebenden Freiheitskämpfern, die in 
Horsered Lager und Stutthof vor 70 Jah¬ 
ren interniert waren, gegründet wurde.« 
Während der Besatzung war Horserod 
Durchgangslager für die Gefangenen aus 
dem Widerstand, die weiter in die KZ La¬ 
ger gesendet werden sollten. Anton Niel¬ 
sen tritt jetzt in die Fussspuren seines Va¬ 
ters. Martin Nielsen war Mitglied des Par¬ 
laments für die DKP und einer der Ersten, 
der in Horserod interniert wurde. Am 2. 
Oktober 1943 wurde er von hier nach 
Stutthof deportiert. In Horserod schrieb 
er das Buch »Tage und Nächte der Ge¬ 
fangenschaft«, das von seinem Aufent¬ 
halt in Horserod berichtet. Anton Nielsen: 
»Und jetzt soll also unsere Familie deren 
Betten ein weiteres Mal ausfüllen«. ■ 
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Neonazi-Laden in Tostedt vor dem Aus? 


Seit mehr als einem Jahr rückt die antifaschisti¬ 
sche Kampagne »Landfriedensbruch« die To- 
stedter Neonazi-Szene und insbesondere den 
von Stefan Silar betriebenen Szene-Laden 
»Streetwear Tostedt« verstärkt in den Fokus. 
Nach einigem juristischen Tauziehen sollte der 
größte Neonazi-Laden in Norddeutschland 
nun eigentlich schließen, tatsächlich ist aber 
auch diese Entscheidung noch nicht endgültig. 
Pfingsten 2010 kam es im Rahmen einer anti¬ 
faschistischen Spontandemonstration zu Aus¬ 
einandersetzungen mit Tostedter Neonazis. 
Nachdem eine kleinere Gruppe Neonazis die 
Polizeikette vor dem Laden durchbrochen 
hatte, ging Stefan Silar mit einem gezogenem 
Messer auf Antifaschistjnnen los. Als die 
Spontandemonstration zum Bahnhof zurück¬ 
ging, folgten die Neonazis. Der Betreiber des 
rechten Szene-Ladens, immer noch bewaffnet, 
konnte von der Polizei erst mit vorgehaltener 
Pistole gestoppt und festgesetzt werden. Für 


diese Aktion wurde er im September diesen 
Jahres vom Amtsgericht Tostedt wegen »ge¬ 
fährlichen Landfriedensbruch« zu einer Frei¬ 
heitsstrafe von 18 Monaten ohne Bewährung 
verurteilt. 

Doch einem erneuten Gefängnisaufenthalt 
wollte der u.a. wegen Totschlags verurteilte Si¬ 
lar wohl unbedingt entgehen und auch die Jus¬ 
tiz schien schnell das Interesse zu verlieren. 
Nach dem Berufungsprozess vor dem Landge¬ 
richt Stade stand fest, dass Silar die Haftstrafe 
nicht antreten muss. Grund hierfür - ein Ange¬ 
bot des Verteidigers. Der Angeklagte legt ein 
umfangreiches Geständnis ab und ist bereit 
den Neonazi-Laden binnen drei Monaten zu 
schließen. Nicht nur, dass der Vorsitzende Rich¬ 
ter sich darauf einließ, er senkte auch gleich 
das gesamte Strafmaß mit einer absurden Be¬ 
gründung. Während Staatsanwaltschaft und 
Amtsgericht das mitgeführte Messer als Grund 
für den Vorwurf eines schweren Landfriedens¬ 


bruchs werteten, verwies das Gericht darauf, 
dass Silar das Messer erst nach Überwindung 
der Polizeikette zog und keine Polizistjnnen, 
sondern Antifaschistjnnen damit bedrohte. Si¬ 
lar konnte das Gericht mit einem Urteil von 
neun Monaten auf fünf Jahre Bewährung ver¬ 
lassen. Dass sich das Gericht in diesem Falle 
wieder einmal verrechnet hat, zeigt u.a. die 
Tatsache, dass er gegen das Urteil bereits 
Rechtsmittel eingelegt hat. Die lokale Antifa- 
Szene sieht sich zudem seit einigen Wochen 
wieder vermehrten Angriffen ausgesetzt. Doch 
hat die Kampagne »Landfriedensbruch« schon 
kurz nach dem Urteil klargestellt, dass es sich 
im Umgang mit Neonazis um ein gesamtge¬ 
sellschaftliches Problem handelt, das nicht 
weggesperrt werden kann, sondern der akti¬ 
ven Auseinandersetzung bedarf. In diesem 
Sinne soll der Aufbau einer antifaschistischen 
Jugendkultur unterstützt und sich Räume an¬ 
geeignet werden. ■ 


Durchsuchungsaktion bei den »Red Devils Salzwedel« 


Auf Grund eines laufenden Ermittlungsver¬ 
fahrens der Staatsanwaltschaft Stendal gegen 
Angehörige des Motorradclubs (MC) »Red 
Devils Salzwedel« wurden mehrere Objekte 
in Sachsen-Anhalt durchsucht. Grundlage für 
das Ermittlungsverfahren sind milieutypische 
Straftaten im Bereich der Rockerkriminalität. 
Im Ergebnis der Durchsuchungen konnten di¬ 
verse Arzneimittel (Anabolika, Steroide und 
Testosteron), Bargeldbeträge im hohen vier¬ 
stelligen Bereich sowie geringe Mengen Ko¬ 
kain, Marihuana und Haschisch aufgefunden 
und sichergestellt werden. Wie das AIB (#87) 
berichtete, verfügt der MC um die Neonazis 
Kay Schweigel und Dennis Sch. über enge 
Anbindungen an die regionale Neonazi- 
Szene. So wurden bei den Durchsuchungen 
auch Tonträger mit RechtsRock aufgefunden. 
Ungewohnt offen erklärten die Ermittlungs¬ 
behörden: »Im Verlauf der Ermittlungen wur¬ 
den zudem hinreichende Erkenntnisse über 
Verbindungen zur rechten Szene gewonnen. 


Zudem haben die Ermittlungen bestätigt, 
dass sich der MC »Red Devils« in Salzwedel 
- seit Gründung des Clubs - zum Teil aus po¬ 
litisch motivierten Gewalttätern sowie Füh¬ 
rungspersonen der örtlichen rechten Szene 
organisiert. Der Zulauf aus diesem Bereich 
hält bis dato an. Der Präsident des Clubs, sel¬ 
ber langjährige Führungsperson der rechten 
Kameradschaftsszene in der Altmark, griff 
dabei zielgerichtet auf politische Weggefähr¬ 
ten zurück. Nach derzeitigem Erkenntnis¬ 
stand ist die vorhandene Allianz der Rockers¬ 
zene mit Angehörigen der rechten Kamerad¬ 
schaften für Salzwedel charakteristisch, 
jedoch nicht allgemeingültig für die klassi¬ 
sche Rockerkriminalität.« Offenbar sah man 
sich sogar zum Einschreiten veranlasst: 
»Durch koordinierte Einsatzmaßnahmen (...) 
bei einem Motorradtreffen in Bismark im Mai 
2011 konnten Hinweise gesichert werden, 
die auf eine weitere Neugründung des Clubs 
im Landkreis Stendal seitens eines NPD- 


Funktionärs schließen ließen. In Folge der 
anschließenden öffentlichen Darstellung zu 
den Ereignissen fand die Gründung des MC 
»Red Devils« im Landkreis Stendal nicht 
statt.« ■ 


[1] Kay Schweigel 
(Bildmitte) am 
27. Dezember 2008 
bei einer Neonazi- 
Demonstration in 
Salzwedel. 
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Fehlende Aufarbeitung 


Ein Gastbeitrag der 
»Initiative Pogrom 91«. 

http://pogrom91.tum- 

blr.com/ 


[1] Eine Szene in 
Hoyerswerda im 
September 1991. 


Im September 1991 ereignete sich im 
ostsächsischen Hoyerswerda etwas nie 
Dagewesenes: Tagelang griffen Neonazis 
unter Beifall und Unterstützung Hoyers- 
werdaer Bürgerinnen Wohnheime von 
Vertragsarbeiterjnnen und Asylsuchen¬ 
den an - so lange, bis diese evakuiert 
werden mussten. Die lokale Erinnerungs¬ 
politik im Kontext des ersten rassisti¬ 
schen Pogroms in Deutschland nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges wirft bis 
heute Fragen auf. 



Die Vertragsabeiter_innen aus dem 
Wohnheim in der Albert-Schweitzer- 
Straße, die zum Zeitpunkt der An¬ 
griffe bereits seit Jahren in Hoyers¬ 
werda lebten und größtenteils aus 
Mosambik und Vietnam kamen, wur¬ 
den bis zu ihrer Vertreibung haupt¬ 
sächlich als billige Arbeitskräfte bei 
der Kohleförderung eingesetzt. Sie 
waren genau wie die 260 Menschen aus 
Europa, Asien, Afrika und Südame¬ 
rika, die im Asylsuchendenheim in der 
Müntzerstraße wohnten, auch in den 
Jahren vor dem Pogrom alltäglichem 
Rassismus ausgesetzt. Sie erlebten Pö- 
beleien und tätliche Angriffe, eine Po¬ 
lizei, die sich weigerte, Anzeigen auf¬ 
zunehmen und Verkäuferinnen, wel¬ 
che die Heimbewohnerinnen in 
Geschäften nicht bedienten. Die Asyl¬ 
suchenden mussten sich in ihrem 
Wohnheim mit durchschnittlich zwölf 
Personen eine Vier-Raum-Wohnung 
teilen, und durften außerdem keiner 
geregelten Arbeit nachgehen. 

Mit der Wiedervereinigung endeten 
die Arbeitsvereinbarungen der Ver¬ 
tragsarbeiterinnen. Obwohl bereits 
im Vorfeld öffentlich bekannt war, 
dass sie aus jenem Grund sehr bald in 
ihre Herkunftsländer zurückgeschickt 
werden sollten, wurde bereits kurz 
nach dem Ende der DDR der Ton gegen 
die »Gäste« in der Stadt rauer. Die 
Stimmung in der Bevölkerung, die 
über die Zeitungsberichterstattung 
aus jener Zeit vernehmbar war, wurde 
immer aggressiver. »Die Behörden 
sollten zweifellos schnellstens die Si¬ 
tuation in den Griff bekommen. Sonst 
tun dies vielleicht andere«, hieß es 
etwa in einem Beitrag des Wochen¬ 
spiegels Anfang September 1991 über 


eine Bürgerversammlung, die den 
Konflikt um das Wohnheim der Asyl¬ 
suchenden zum Thema hatte. 

Was dann am 17. September 1991 
mit dem Überfall von Neonazis auf 
eine Gruppe von Händlerinnen aus 
Vietnam begann, weitete sich schließ¬ 
lich zu tagelangen Angriffe gegen die 
in Hoyerswerda lebenden Vertragsar¬ 
beiterjnnen und Asylsuchenden aus. 
Vor ihren Wohnheimen wüteten über 
eine Woche Neonazis und Bürgerinnen: 
viele waren aus Hoyerswerda, einige 
der Neonazis waren aus ganz Deutsch¬ 
land angereist. Bis zu 500 Menschen 
standen gemeinsam vor den Heimen, 
schmissen Steine und Molotowcock- 
tails, riefen rassistische Parolen und 
klatschten Beifall. Im Verlauf der An¬ 
griffe wurden auch Neonazis am Wohn¬ 
heim der Vertragsarbeiterjnnen ent¬ 
deckt, die Benzinkanister bei sich tru¬ 
gen. Die Polizei sah sich nicht im 
Stande, die Angriffe zu beenden. 
Schließlich wurden unter dem Beifall 
von Neonazis und Bürgerinnen die 
Vertragsarbeiterjnnen und Asylsu¬ 
chenden evakuiert. Fast alle mosambi- 
kanischen Vertragsarbeiterjnnen 
mussten direkt nach Frankfurt zur 
»freiwilligen« Abschiebung. In einem 
Appell an den Berliner Innensenator 
von einer Gruppe von 40 Heimbewoh- 
nerjnnen, denen die Flucht nach 
Berlin gelang, hieß es: »Wir mussten 
Schutz finden. Es gab keinen anderen 
Platz zur Flucht als Berlin, wo unsere 
momentane Sicherheit durch die 
große Hilfe einer Kirchengemeinde 
und die beständige Arbeit autonomer 
Gruppen gewährleistet ist«. Die An¬ 
griffe von Hoyerswerda sorgten welt¬ 
weit für Aufsehen in den Medien und 
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Fehlende Aufarbeitung 


Empörung in der Politik. Auch die ra¬ 
dikale Linke reagierte und so zogen 
am Wochenende nach dem Pogrom 
etwa 4000 Menschen mit einer anti¬ 
rassistischen Demonstration durch die 
Stadt. 

Das rassistische Pogrom von Hoy¬ 
erswerda war der Auftakt zu einer 
ganzen Reihe von ähnlichen Angrif¬ 
fen, die sich z.B. in Rostock, Solingen 
und Mölln ereigneten und bald auch 
erste Todesopfer forderten. In Folge 
jener Welle rassistischer Gewalt wur¬ 
den 1993 die Asylgesetze in der Bun¬ 
desrepublik geändert. Für Flüchtlinge 
war es danach sehr viel schwieriger 
Asyl in Deutschland zu erhalten. Der 
Hass auf der Straße wurde somit auch 
durch die bundesdeutsche Innenpoli¬ 
tik legitimiert: »Wenn das Volk uns die 
Legitimation entzieht, müssen wir un¬ 
sere Politik ändern«, kommentierte 
der damalige SPD-Vorsitzende Eng¬ 
holm diese Vorgänge. 

Bestärkt durch die erfolgreiche 
Vertreibung der Vertrag sarbeiter_in- 
nen und Asylsuchenden entwickelte 
sich Hoyerswerda bald zu einer Hoch¬ 
burg der Neonazis. Nachdem »Auslän¬ 
der« nicht mehr als Angriffsfläche zur 
Verfügung standen, richtete sich die 
Gewalt nun mehr gegen Menschen, die 
sich auf den Straßen als links oder al¬ 
ternativ zu erkennen gaben oder dafür 
gehalten wurden. Die Gewalt der Neo¬ 
nazis in und um Hoyerswerda gipfelte 
schließlich in zwei Morden: im Okto¬ 
ber 1992 provozierten Neonazis in ei¬ 
ner Diskothek in Geierswalde bei Hoy¬ 
erswerda, in Folge dessen wurde die 
Kellnerin Waltraud Scheffler von einem 
der Neonazis mit einer Holzlatte er¬ 
schlagen. Nur wenige Monate später, 
im Februar 1993, überfielen Neonazis 
eine alternative Party in Hoyerswerda. 
Der 22jährige Maik Zerna starb, nach¬ 
dem die Neonazis ihn erst nieder¬ 
schlugen und dann einen Transporter 
auf ihn kippten. 

Trotz der immensen Tragweite der 
Ereignisse von 1991 für nachfolgende 
Entwicklungen in der Bundesrepublik, 


Immer um 14 Uhr versammlten sich unten die Nachbarn, vier Tage lang. Zwei Stunden später kamen die Skinheads 

dazu. Voll mit Schnaps. Und haben Krawall gemacht. Die Nachbarn haben applaudiert. Und die Mädchen, die bei uns waren, 

sind zusammengeschlagen worden. Schon früher haben sie uns zugerufen: »Neger, geh' zurück in deinen Busch!« 



sowie ihren weitreichenden Folgen vor 
Ort, bis hin zum Mord an Waltraud 
Scheffler und Maik Zerna, gab es in 
der Stadt bisher kaum nennenswerte 
Versuche, die damaligen Geschehnisse 
angemessen aufzuarbeiten. Stattdes- 
sen war man stets darum bemüht, die 
Angriffe auf die Wohnheime in der Öf¬ 
fentlichkeit herunterzuspielen und 
die anhaltenden Aktivitäten von Neo¬ 
nazis vor Ort zu leugnen. Fast immer, 
wenn das rassistische Pogrom öffent¬ 
lich thematisiert wurde, ging es 
hauptsächlich darum, den dadurch 
entstandenen Rufschaden für die 
Stadt wieder wett zu machen und sich 
mit der Konstruktion einer eigenen 
Opferrolle gegen jegliche Kritik an 
dieser Praxis zu immunisieren. Mit 
den Worten: »Die Erinnerung an diese 
15 Jahre behalten wir Hoyerswerdaer 
uns selbst vor«, kommentierte 2006 
der damalige Oberbürgermeister Horst 
Dieter Brähmig eine antirassistische 
Demonstration, die zum 15. Jahrestag 
der Ereignisse in Hoyerswerda statt¬ 
fand und sich klar gegen eine »kollek¬ 
tive Verdrängung« der Geschehnisse 
positionierte. Vertreterinnen der Stadt 
errichteten am selben Tag eine Stele, 
welche die Inschrift »Im Gedenken an 
die extremistischen Ausschreitungen 
von September 1991« trug. Es wurde 


nicht auf die Perspektive der Betroffe¬ 
nen eingegangen, die rassistische Mo¬ 
tivation der Täterinnen von damals 
wurde ausgeblendet und somit relati¬ 
viert. Auch die schlichte Anerken¬ 
nung der Tatsache, dass eben auch 
»ganz normale Hoyerswerdaerlnnen« 
an den Angriffen beteiligt waren, 
blieb ein weiteres Mal aus. 

Was im September 1991 geschah, 
sollte nach 20 Jahren endlich auch in 
Hoyerswerda klar als rassistisches Po¬ 
grom bezeichnet werden. Eine ernst¬ 
gemeinte Aufarbeitung wird erst dann 
möglich, wenn anerkannt wird, dass 
es Bürgerinnen aus Hoyerswerda 
selbst waren, die sich maßgeblich an 
den Angriffen beteiligten und dass 
die offene Sympathie für die Täterin¬ 
nen und das akzeptierende Still¬ 
schweigen großer Teile der Hoyers¬ 
werdaer Bevölkerung die Ereignisse 
überhaupt erst ermöglichten. Auch 
wenn es zum 20. Jahrestag des rassi¬ 
stischen Pogroms zumindest eine Aus¬ 
stellung gibt, welche die Ereignisse 
umfassender thematisieren soll, fehlt 
auch heute noch ein Ort der dauerhaf¬ 
ten Erinnerung. Daher setzen wir uns 
unter anderem für die Errichtung ei¬ 
nes Mahnmales ein, das ein Vergessen 
der Geschehnisse vom September 1991 
unmöglich machen soll. ■ 


[2] Faksimile: SZ / 
29.11.1991 


3.201 1 92 AIB 7 









Fünf Tage im September 1991 


Fünf Tage 
im September 1991 

Die rassistischen Pogrome in Hoyerswerda 


Die Kapitulationserklärung vor dem 
rassistischen Mob und seinen Zu¬ 
schauerinnen war kurz: »Es besteht 
einheitliche Auffassung dazu, dass 
eine endgültige Problemlösung nur 
durch Ausreise der Ausländer geschaf¬ 
fen werden kann,« so die »Lageein¬ 
schätzung« des Landratsamts Hoyers¬ 
werda am 20. September 1991 um 12 
Uhr mittags. Nicht einmal 24 Stunden 
später werden 240 Asylsuchende aus 
einem Dutzend unterschiedlichster 
Herkunftsländer in den frühen Mor¬ 
genstunden des 21. September 1991 in 
Busse verfrachtet - und unter dem 
johlenden Beifall der jugendlichen 
und älteren Zuschauerinnen mit SEK- 
Begleitfahrzeugen aus der einstigen 
sozialistischen Musterstadt gefahren. 
Einige Neonaziskinheads haben auch 
jetzt noch nicht genug und schmeißen 
Steine und Flaschen auf die abfahren¬ 
den Busse; dabei wird ein Flüchtling 
durch Glassplitter erheblich verletzt. 
Offen grölen Neonaziskinheads in die 
laufenden Kameras den sich rasend 
schnell übers ganze Land ausbreiten¬ 
den Schlachtruf der Szene »Deutsch¬ 
land den Deutschen, Ausländer raus« 
und erklären, dass Hoyerswerda erst 
der Anfang sein werde. In den Weg 
stellt sich ihnen niemand. Oder, in 
den Worten des Landratsamts vom 20. 
September 1991: »Die übergroße 
Mehrheit der Anwohner im unmittel¬ 
baren Umfeld des Ausländerwohn¬ 
heims sieht in den Handlungen der 
Störer eine Unterstützung ihrer eige¬ 
nen Ziele zur Erzwingung der Ausreise 


der Ausländer und erklärt sich folge¬ 
richtig mit ihren Gewalttätigkeiten 
sehr intensiv solidarisch. Die polizeili¬ 
chen Handlungen werden dagegen 
strikt abgelehnt.« 

Wie es zu dem Pogrom kam, ist 
schnell erzählt. Am 17. September 1991 
griffen mindestens acht Neonazis auf 
dem Marktplatz von Hoyerswerda 
zunächst einige vietnamesische Händ¬ 
lerinnen an. Die Betroffenen wehr¬ 
ten sich und flüchteten dann in ein 
Vertragsarbeiter_innenwohnheim in 
der Albert-Schweitzer-Straße, mitten 
im riesigen Plattenbauviertel WK X der 
damals noch über 50.000 Einwohner¬ 
innen großen Stadt. Hier lebten auch 
noch rund 120 ehemaüge Vertragsarbei¬ 
terinnen aus Mosambik und Vietnam. 
Sie waren mehrheitlich Mitte der 
1980er Jahre in die DDR gekommen, 
hatten als junge Frauen und Männer 
Ausbildungen in Industrieberufen ge¬ 
macht und wurden in den diversen 
Werkstätten sowie im Braunkohleta¬ 
gebaubetrieb VEB Schwarze Pumpe 
eingesetzt. Ihre Arbeitsverträge mit der 
Nachfolgegesellschaft LAUBAG AG wa¬ 
ren zum Ende September bzw. Ende 
Dezember 1991 gekündigt worden. 

Erst die Vertragsarbeiterinnen, dann 
die Flüchtlinge 

Die Neonaziskins trauten sich zwar 
nicht in das Vertragsarbeiterwohnheim 
hinein, sie organisierten aber ziemlich 
schnell immer mehr »Kameraden«, so 
dass sich innerhalb weniger Stunden 
drei bis vier Dutzend junge Neonazis 


Parolen grölend und Steine schmei¬ 
ßend vor dem Wohnheim versammel¬ 
ten. Da es mindestens zwei Stunden 
dauern sollte, bis sich die ersten Poli¬ 
zeibeamtinnen vor Ort blicken ließen, 
begannen die Vertragsarbeiter_innen 
zu ihrem Schutz Müllcontainer auf die 
Straße zu schieben und gingen mit 
Knüppeln bewaffnet gegen die Neona¬ 
zis vor. 

Am nächsten Tag griffen ab den 
frühen Abendstunden schon mehrere 
Dutzend Neonazis, mit Molotow-Cock- 
tails und Steinen das Wohnheim für 
die Vertragsarbeiter_innen an. Nun be¬ 
gannen die Bewohnerinnen um ihr 
Leben zu fürchten, denn eine völlig 
überforderte Polizei ließ die Angreifer 
weitestgehend unbehelligt - während 
Anwohner_innen entweder teilnahms¬ 
los zusahen, wie sämtliche Fenster des 
Heims eingeworfen wurden oder Bei¬ 
fall klatschten. Versuche der Vertrags¬ 
arbeiterinnen, die Angreifer durch 
das Werfen von Gegenständen zu ver¬ 
treiben, führten nur zu kurzfristigen 
Rückzügen der Angreifer. Unter ihnen 
erkannten die Vertragsarbeiterinnen 
auch viele ihrer deutschen Kollegen - 
vor allem Vorarbeiter - aus dem 
Braunkohletagebau. 

Am 20. September 1991 um 13.50 
Uhr notieren Polizeibeamtinnen, of¬ 
fensichtlich erleichtert: »2 Kraftomni¬ 
busse mit 60 ausländischen Bürgern 
/AWH Albert-Schweitzer-Straße ha¬ 
ben zwecks ordnungsgemäßer Rück¬ 
führung Ort verlassen. Maßnahmen 
waren vom Ordnungsamt eingeleitet 
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Fünf Tage im September 1991 





Wk flft g ie eine Heimsuchung sei das 
VJkvRösc plötzlich über die 
Wgmg Stadt gekommen - unaus* 
ml ml weichlich. Bis heute findet 
Hartmut Ackermann, der SPD-Orts- 
vorsitzendc der sächsischen Kreis¬ 
stadt, jedenfalls keine andere Erklä¬ 
rung dafür, weshalb »Hoyerswerda auf 
so unrühmliche Weise berühmt wer¬ 
den mußte«. 

Wenn das Fernsehen ihn gefragt hät¬ 
te, dann hätte er vielleicht aus seiner 
vorbereiteten Presseerklärung vorge¬ 
lesen, »daß bei allen Problemen mit 
Ausländern niemand das Recht habe, 
andere zu bedrohen und anzugreifen«, 
daß aber auch die Asylbewerber und 
Ausländer, die ja »eigentlich Gäste in 
der Stadt sind, den Lebensgewohnhei¬ 
ten der Hoyerswerder Rechnung« tra¬ 
gen sollten. Doch Gründe und Ursa¬ 
chen für das. was in den Scherbennäch¬ 
ten von Hoyerswerda geschah, hätte 
auch er nicht nennen können. Und oh- 



worden.« Ihr »Begleitschutz« von der 
sächsischen Polizei brachte sie mehr¬ 
heitlich direkt nach Berlin und Frank¬ 
furt am Main, von wo aus sie nach Mo¬ 
sambik zurückkehrten. 

Ermutigt durch ihren Erfolg richte¬ 
ten die rassistischen Angreifer ab dem 
19. September 1991 dann ihre Atta¬ 
cken gegen das Flüchtlingswohnheim 
in der Thomas-Münzer-Str., in dem 
seit dem Frühsommer 1991 rund 240 
Flüchtlinge u.a. aus Vietnam, Rumä¬ 
nien, Ghana, Iran und Bangladesch 
wohnen mussten. Sie waren aus Sach¬ 
sen zwangsumverteilt worden und 
schon in den Wochen zuvor immer 
wieder bei ihren wenigen Ausflügen in 
die Stadt von Neonazigruppen ange¬ 
griffen worden. Sie wurden genau so 
wenig geschützt wie die Vertragsar- 
beiter_innen und am 21. September 
mit Bussen unter SEK-Begleitung in 
Barackenheime im Umland verteilt. 
Die meisten von ihnen flüchteten ent¬ 
weder in Gruppen oder individuell 
nach Berlin und Niedersachsen weiter. 

Fatale Bilanz 

Die Bilanz jener fünf Tage im Septem¬ 
ber 1991: Der Staat bzw. seine Exeku¬ 
tivorgane hatten sich aus gleich meh¬ 
reren Kernaufgaben - dem Schutz von 
schutzlosen Minderheiten sowie der 
Verfolgung von Straftaten - komplett 
zurückgezogen. Insgesamt gab es 82 
vorläufige Festnahmen in diesen fünf 


Tagen, daraus resultierten ganze vier 
Verurteilungen. Die Signalwirkung von 
Hoyerswerda war fatal. Neonazis feier¬ 
ten Hoyerswerda öffentlich als »erste 
ausländerfreie Stadt« und schnell 
wetteiferten bundesweit Nachahmer/ 
Neonazis, rassistische Gelegenheitstä¬ 
terinnen und politisch rechte Jugend¬ 
liche miteinander. Schon während der 
Pogromtage verbrannte in Saarlouis 
im Saarland der 27jährige ghanaische 
Flüchtling Samuel Yeboah bei einem 
Brandanschlag auf eine Flüchtlingsun¬ 
terkunft. Im sächsischen Thiendorf 
griffen Jugendliche ein Flüchtlings¬ 
heim an und verletzten acht Men¬ 
schen. In Freital bei Dresden und in 
Bredenbeck bei Hannover schleuder¬ 
ten Neonazis Molotow-Cocktails auf 
Flüchtlingsheime. Im brandenburgi- 
schen Cottbus machte die Nationale 
Alternative gegen die dortige Zentrale 
Aufnahmestelle für Asylbewerberin¬ 
nen mobil; weitere Brandanschläge 
z.B. in Münster, in March (Südbaden) 
und Tambach-Dietharz (Thüringen) 
folgten. 1.483 extrem rechte Gewalt¬ 
taten registrierte das Bundeskriminal¬ 
amt am Ende des Jahres 1991. 1992 
stieg die Zahl um mehr als das Dop¬ 
pelte auf 2.584. Angesichts der massi¬ 
ven Dunkelfelder bei rechten Gewalt¬ 
taten in den frühen 1990er Jahren 
muss man davon ausgehen, dass diese 
Zahlen nur einen winzigen Ausschnitt 
der Realität widerspiegeln. Begleitet 


wurde diese rassistische Mobilisierung 
von schizophrenen Medienkampagnen: 
Einerseits kommentierten zumeist 
westdeutsche Journalistinnen den 
nackten rassistischen Hass als Zivili¬ 
sationsbruch; andererseits sekundier¬ 
ten nicht nur Boulevardmedien, son¬ 
dern auch bürgerliche Magazine wie 
u.a. der Spiegel am 9. September 1991 
mit einem Bild eines schwarz-rot-gold 
angemalten Kahns voller Menschen 
unter dem Titel »Flüchtlinge, Aussied¬ 
ler, Asylanten: Ansturm der Armen« 
die rassistischen Schläger. 

Auch vor Ort: Tödliche Konsequenzen 

Auch in Hoyerswerda selbst sorgte die 
Kapitulation von Polizei und Justiz für 
ein enormes Selbstbewusstsein in der 
Neonaziszene, das bis heute ungebro¬ 
chen anhält. Neonazis überfielen re¬ 
gelmäßig linke Jugendliche und 
Punks, erpressten »Schutzgelder« in 
Bordellen und ließen kaum eine Gele¬ 
genheit aus, deutlich zu machen, dass 
sie jenseits der geltenden Gesetze 
handeln konnten. Wer Neonazis im 
Hoyerswerda der frühen 1990er Jahre 
treffen wollte, besuchte als allererstes 
den Jugendclub »N. Ostrowski« mitten 
im WKI, wo überforderte Sozialarbei- 
ter_innen zusahen, wie ihr Klientel je¬ 
des Wochenende woanders zuschlug. 
Zum Beispiel am 23. Oktober 1992 im 
nahen Geierswalde, wo 15 Neonazis bei 
einem Angriff auf eine Diskothek die 
Aushilfskellnerin Waltraud Scheffler 
töteten. Zu den regelmäßigen Besuche¬ 
rinnen des »N. Ostrowski« gehörten 
auch die Rädelsführer des Pogroms 
und die zwölf Angeklagten im Alter 
zwischen 20 und 25 Jahren, die von 
hier aus in den späten Abendstunden 
am 19. Februar 1993 aufbrachen, »um 
Zecken zu klatschen« und dabei Maik 
Zerna, den 23jährigen Schlagzeuger 
der nicht-rechten Band Necromantics 
töteten und dessen Bruder sowie wei¬ 
tere linke Jugendliche schwer verletz¬ 
ten. ■ 


[1] Faksimile: 

Stern Nr. 41 /1991 


Literatur und Filme 
zum Nach- und 
Weiterlesen bzw. 
-schauen: 

Antifaschistisches Info¬ 
blatt Nr. 41, November 
/Dezember 1997 

»Viele habe ich er¬ 
kannt« (D 1992/ 25 
Min.), Julia Oelkers/Lars 
Maibaum. Dokumentar- 
video mit einem ehe¬ 
maligen Vertragsarbei¬ 
ter aus Hoyerswerda 
zum Pogrom: Bestellbar 
über: autofocus video- 
werkstatt: www.video- 
werkstatt.de/ 
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Interview 1991 


»Die Polizei griff nicht ein...« 

Interview mit Flüchtlingen aus Hoyerswerda 

aus dem AIB #16/Winter 91/92 


Der Text ist aus einem Interview entstan¬ 
den, das wir Mitte Oktober 1991 mit 
Pierre, Robert und Jean (Namen 
geändert) geführt haben. Die drei lebten 
zur Zeit der Pogrome als Flüchtlinge in 
den Wohnheimen in Hoyerswerda. Sie 
äußern sich zu den Lebensbedingungen 
und Angriffen auf ihr Wohnheim, zu ihrer 
Flucht nach Berlin und der dortigen 
Unterbringung. Unsere Fragen, die 
sich lediglich auf den Gang der Ereignisse 
bezogen, wurden zwecks besserer 
Lesbarkeit weggelassen. 

Empfang und »Betreuung« in 
Hoyerswerda 

Pierre: In Hoyerswerda waren Vietna¬ 
mesen, Äthiopier, Rumänen, Jugosla¬ 
wen, Kameruner, Ghanesen, Senegale¬ 
sen, Angolaner... Wir kamen aus ver¬ 
schiedenen Orten. Einige aus Frankfurt, 
andere kamen aus Berlin und es gab 
auch welche, die aus Zittau kamen, 
die ihr Verfahren im Osten begonnen 
haben. Manche kamen auch aus Nie¬ 
dersachsen. 

Wir kamen zuerst nach Chemnitz. 
Von dort wurden wir nach Hoyers¬ 
werda geschickt. Am Anfang fühlten 
wir uns gut aufgenommen. Nach einem 
Monat stellten wir fest, dass die Be¬ 
völkerung uns nicht gut gesonnen 


war. Man beleidigte uns, man be¬ 
drohte uns auf der Straße, sie griffen 
uns an, sie belästigten uns. So waren 
wir gezwungen, nur noch in Gruppen 
auszugehen. Gingst du raus zum Tele¬ 
fonieren gab es Probleme; gingst du 
einkaufen, wurdest du bedroht, all 
das. So haben wir schnell verstanden, 
dass die Leute von Hoyerswerda uns 
nicht mochten. 

Was die Behörden angeht: Wir wur¬ 
den nicht gut betreut. Selbst zu Be¬ 
ginn der Probleme haben die Behör¬ 
den uns nicht geschützt. Ihr Engage¬ 
ment war nicht gerade ausreichend. 
Und zu unseren Informationen: Wir 
waren nicht wirklich informiert. Neh¬ 
men wir einen Fall als Beispiel: In 
Deutschland gibt es seit August ein 
Gesetz, dass die Arbeit für Asylbewer¬ 
ber regelt. Seit dem ersten August ha¬ 
ben alle Asylbewerber das Recht zu ar¬ 
beiten. Aber uns gegenüber haben sie 
das verschwiegen. Sie wollten uns 
nicht mitteilen, dass wir arbeiten dür¬ 
fen. Wir übten Druck auf die Behörden 
aus, uns die Arbeitserlaubnis zu ertei¬ 
len. Und selbst als sie mitbekommen 
hatten, dass wir die Information be¬ 
saßen, waren sie noch immer unwillig; 
sie haben uns die Genehmigung nicht 
erteilt. 

Also, es gab eine Menge vorenthal¬ 
tener Informationen. Grund für uns, 
uns Anwälte zu suchen, die sich ein 
wenig für Betreuung, Schutz und In¬ 
formationen einsetzen. 

Robert: Als es um die Anwälte ging, 
sagten sie uns, sie könnten keine für 


uns finden, in Ostdeutschland sei es 
unmöglich und wenn wir im Westen 
suchen würden, könnte das sehr lange 
dauern. Daher würden wir sowieso in 
keiner Frage Erfolg haben. Das teilten 
sie uns offiziell mit. Wenn wir andere 
Fragen oder Probleme hatten, z.B. wie 
wir den Ort wechseln könnten, sagten 
sie: »Wir können euch nicht helfen, 
das ist euer Problem. Ihr seid hier her¬ 
gekommen mit euren Problemen, jetzt 
löst sie auch selbst.« 

Unter den Sozialarbeitern war einer 
mit Erfahrungen im internationalen 
Recht. Er hat über sechs Jahre in Ko¬ 
lumbien gearbeitet. Als wir uns an ihn 
wandten, weil einige Leute auf der 
Straße angegriffen worden waren, 
sagte er immer nur: »Kein Problem.« 
Immer nur: »Kein Problem.« Und im¬ 
mer wuchs das Problem, bis schließ¬ 
lich das Heim, in dem wir lebten, an¬ 
gegriffen wurde. Schon am Anfang 
stellte sich die Polizei auf die Seite 
der Faschisten. Ihr wisst, Hoyerswerda 
ist eine kleine Stadt. Man trifft sich, 
man kennt sich, und darum können 
sie sich nicht mit denen hauen. 
Schließlich kam die Polizei aus Leip¬ 
zig und anderswo mit Hubschraubern 
und schützte uns, bevor wir evakuiert 
wurden. 

Die Angriffe begannen beim Heim 
der Mosambikaner (dem Arbeiter¬ 
wohnheim, Anm. d. Red.). Schon oft 
waren sie auf der Straße geschlagen 
worden und Schritt für Schritt kamen 
sie (die Angreifer, Anm. d. Red.), um 
das Heim anzugreifen, bis schließlich 
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Interview 1991 


viele im Krankenhaus lagen. Danach 
ging das dann mit den Vietnamesen 
los. Da wurden ihnen auf der Straße 
Dinge nachgerufen. Auch Leute von uns 
wurden geschlagen, als sie zur Kirche 
oder woandershin gingen.’ Schließlich 
kamen sie, um unser Haus anzugrei¬ 
fen: Mit Raketen und Tränengas schos¬ 
sen sie, und alles wurde wie auf einem 
Kriegsschauplatz, nein, ein Schlacht¬ 
feld war es. 

Die Angriffe auf die Heime 
Pierre: Sie begannen die Angriffe bei 
den Mosambikanern und danach bil¬ 
deten sich Gruppen. Sie hatten auch 
Hunde. Wenn ein Ausländer auf der 
Straße an ihnen vorbeiging, ließen sie 
den Hund auf ihn los, und so etwas 
machten sie jeden Tag. Die Polizei 
griff nicht ein, wir verstanden es 
nicht. Und dann, es war der 20. Sep¬ 
tember, griffen sie uns an. 

Während des Tages, bevor sie ka¬ 
men, gaben unsere Sozialarbeiter uns 
zu verstehen: »Heute wird der Angriff 
sein. Also bereitet euch vor: Schlaft 
nicht, seid vorsichtig, schließt die 
Fenster usw. - sie werden kommen 
und euch angreifen.« Also, es war, als 
ob es vorbereitet gewesen wäre. Ganz 
Hoyerswerda wusste es, dass wir an 
diesem Tag zu dieser Zeit angegriffen 
werden würden. Als der Angriff dann 
begonnen hatte und wir einige Blicke 
nach draußen riskierten, sahen wir ei¬ 
nige von den Sozialarbeitern, die bei 
uns arbeiteten, unter diesen Gruppen. 
Sie taten nichts, sie sahen nur zu. Wir 
verstanden es nicht. Es war wie eine 
vorbereitete Sache, vorbereitet von 
der ganzen Bevölkerung der Stadt. 
Robert: Wir taten nichts. Für mich 
und ich glaube für viele andere ging 
es nur darum, uns zu verstecken. Wir 
hatten nicht einmal Tränengas, gar 
nichts, außer dem Tisch, von dem wir 
aßen oder das Bett, auf dem wir 
schliefen. Wir sagten ganz offen, dass 
wir nichts hatten, um sie abzuwehren. 
Sie hätten kommen und uns töten 
können. 


Pierre: Am zweiten Tag des Angriffs 
hatten wir Steine gesammelt und sie 
nach drinnen gelegt. Als die Skin¬ 
heads eintrafen, kamen die Sozialar¬ 
beiter zu uns und nahmen alles weg, 
was wir vorbereitet hatten: Die Steine, 
die Flaschen, sie haben das alles weg¬ 
geworfen. Sie verboten uns, auf die 
Angriffe zu antworten, uns zu vertei¬ 
digen. Sie haben alles konfisziert, was 
wir als Waffe oder Instrument zur 
Selbstverteidigung hatten. 

Also, als sie ankamen (gemeint 
sind die rund 400 antirassistischen 
Unterstützer_innen, die am 22. Sep¬ 
tember, dem vierten Tag der Angriffe, 
mit einem spontanen Autokonvoi aus 
Berlin nach Hoyerswerda aufbrachen; 
Anm. d. Red.) verlangten drei aus die¬ 
sen Gruppen von der Polizei die Er¬ 
laubnis, in unser Haus kommen zu 
dürfen, um uns einige Fragen zu stel¬ 
len. Die Polizei stimmte nicht zu, 
doch wir bestanden darauf. Wir woll¬ 
ten mit diesen Leuten reden, damit sie 
wüssten, was hier vor sich geht. Auch 
unsere Sozialarbeiter wollten sich 
nicht darauf einlassen. Aufgrund un¬ 
serer Beharrlichkeit gestatteten sie 
schließlich zwei oder drei Leuten aus 
diesen Gruppen, sich mit uns zu un¬ 
terhalten. 

Die Evakuierung 

Robert: Manchmal kamen Leute, die 
von diesen Vorfällen am Anfang ge¬ 
hört hatten, um festzustellen, was un¬ 
sere Probleme sind. Auch Journalisten. 
Sie kamen vom Fernsehen, um zu fra¬ 
gen, was los ist. Aber Frank, unser So¬ 
zialarbeiter, verwehrte ihnen den Ein¬ 
tritt. »Es geht ihnen gut«, sagte er, »es 
gibt keine Probleme und keine Erlaub¬ 
nis, sie selbst zu fragen.« Er wollte nicht, 
dass die internen Probleme in unse¬ 
rem Haus genauer bekannt werden. 
Pierre: Seit ihr da gewesen wart (ge¬ 
meint ist der Autokonvoi; Anm. d. 
Red.), von diesem Punkt an sagte der 
sächsische Innenminister, dass er uns 
nicht länger schützen könne, da man 
das nicht länger bezahlen könnte. Also 


gab es die Entscheidung, dass wir 
Hoyerswerda verlassen sollten. Sie ka¬ 
men um 14 Uhr, am Montag den 23. 
September. Um 14 Uhr teilten sie uns 
die Entscheidung mit, dass wir um 15 
Uhr den Ort verlassen müssten. Also 
gaben sie uns eine Stunde, uns vorzu¬ 
bereiten, unsere Sachen zu packen 
und abzufahren. Das Ziel war uns un¬ 
bekannt. Wir diskutierten, dass wir so 
nicht fahren könnten, ohne zu wissen, 
wohin sie uns bringen. Aber sie be¬ 
standen darauf und wir konnten 
nichts machen. Wir mussten es ganz 
einfach so hinnehmen. Es gab drei 
Busse. Wir Afrikaner waren alle in ei¬ 
nem. So verließen wir Hoyerswerda. 
Als wir abfuhren, wurde ein Bus ange¬ 
griffen. Das heißt, die Skinheads wa¬ 
ren da. Von der Seite warfen sie Steine 
auf einen der Busse. In unserem Bus 
war ein Mitarbeiter des Sozialamts. Vor 
uns fuhr ein Lastwagen mit Soldaten 
(wahrscheinlich Bundesgrenzschutz; 
Anm. d. Red.). Als wir auf der Land¬ 
straße waren, kehrten die Soldaten um 
und wir blieben dort allein. Wir fuhren 
bis zu einem entfernten Dorf, das 
Meißen heißt. Bevor wir in den Ort 
fuhren, sahen wir auf den Brücken die 
Parolen »Ausländer raus«. Wir ver¬ 
standen genug deutsch um zu wissen, 
dass dies die Parolen der Faschisten, 
der Rassisten sind. 

So hatten wir schon im voraus 
Angst vor diesem Ort, da wir Hoyers¬ 
werda ja genau wegen dieser Dinge 
verlassen mussten. Wir kamen also in 
Meißen an, und es ist überall das¬ 
selbe. Vor allem war der Ort nicht an¬ 
gemessen. Es war ein isolierter Platz 
in einem Wald. In Hoyerswerda waren 
wir in einer Stadt mit all ihren Mög¬ 
lichkeiten. Aber dort in Meißen, das 
war eine Katastrophe, schlimmer als 
vorher in Hoyerswerda. Wenn es da ei¬ 
nen Angriff gegeben hätte, wären wir 
nicht in der Lage gewesen, die Polizei 
rechtzeitig zu verständigen oder uns 
selbst zu verteidigen. So beschlossen 
wir, den Bus nicht zu verlassen, ob¬ 
wohl uns der vom Sozialamt dazu 
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Interview 1991 


zwingen wollte. Schließlich haben 
sich der Typ und der Busfahrer ein 
Taxi rufen lassen und sind zurückge¬ 
fahren. 

Über die anderen Busse wissen wir 
nichts. Es waren nur wir Afrikaner, die 
in Meißen waren. Also blieben wir im 
Bus und verbrachten dort die ganze 
Nacht, ohne irgendwas zu essen. Wir 
waren dort völlig verlassen. Es war 
schon eine seltsame Ecke: Es gab 
Gleise und Züge fuhren vorbei. Vom 
Bus aus sahen wir Leute in den Zügen 
an uns vorbeifahren. Sie beleidigten 
uns, sie tuschelten über uns, zeigten 
uns die Finger... und wir hatten schnell 
kapiert, dass wir hier nicht sicher sein 
würden, dass es dasselbe wie in Hoy¬ 
erswerda sein würde. Wir wollten auf 
den Typ vom Sozialamt warten, damit 
er nach Chemnitz fährt, wo die Zen¬ 
tralstelle ist und unsere Akten geführt 
werden. Er sollte von seinem Chef ver¬ 
langen, uns einen sicheren Platz zu 
suchen. Wir warteten die ganze Nacht, 
er kam nicht zurück. Ebenso am Mor¬ 
gen: Wir waren da und warteten, er 
[1] Faksimile Spiegel / kam nicht. Es wurde Mittag. Und im- 
Nr. 40/1991 me r noch sahen wir diese Leute vor- 
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beifahren, die uns beleidigten. Gegen 
16/17 Uhr entschieden wir, den Ort zu 
verlassen, da wir unter diesen Bedin¬ 
gungen nicht weiter im Bus schlafen 
konnten. Wir bildeten einen Zug von 
dort bis zum Bahnhof. Dreimal mus¬ 
sten wir gehen, um all unser Gepäck 
zum Bahnhof zu bekommen. Wenn 
dieser Ort wirklich sicher gewesen 
wäre, dann hätte sich doch jemand um 
uns gekümmert, wenigstens die Poli¬ 
zei angerufen oder so. Aber niemand 
hat reagiert. Niemand hat uns gefragt, 
wo wir hin wollen mit unserem Gepäck 
auf dem Kopf. So haben wir am Bahn¬ 
hof den Zug nach Berlin genommen. 

Solidarität und Unterstützung 
Jean: Wir waren illegal. Gut, glückli¬ 
cherweise haben eure Gruppen, die 
autonomen Gruppen uns geschützt in 
diesen zwei oder drei Wochen und 
dann hat sich die Kirche um uns 
gekümmert. Wir haben das Problem 
erörtert und seitdem warteten wir auf 
die Entscheidung, ob wir in Berlin blei¬ 
ben dürfen. Wir kannten Berlin schon 
recht gut, weil wir hier waren, bevor 
wir nach Hoyerswerda geschickt wur¬ 
den. Wir wissen, dass es auch hier Be¬ 
drohung und Angriffe geben kann. 
Aber hier in Berlin sind wir wirklich 
sicher. Denn wenn etwas passiert, ist 
nach ein, zwei, drei Minuten die Poli¬ 
zei da und greift ein. 

Pierre: Wir wissen genau, dass wir il¬ 
legal hier waren. Und wir wissen auch, 
dass wir nicht gegen die Gesetze han¬ 
deln können, die uns verbieten, ohne 
Erlaubnis den zugewiesenen Ort zu ver¬ 
lassen. Aber wir haben das aus Notwehr 
getan. Hier in Berlin kam unsere Ange¬ 
legenheit auf den Tisch der Regierung. 
Es gab Treffen, und die Regierung hat 
sich zusammengesetzt, um unser Pro¬ 
blem zu behandeln. Was wir erwarte¬ 
ten war ganz einfach die Entschei¬ 
dung des Innensenators, dass diejeni¬ 
gen, die hier ihren Asylantrag gestellt 
haben, in Berlin bleiben können. 
Robert: Jetzt sind politische Dinge 
nötig: Wir haben viele Sachen zurück¬ 


lassen müssen, in Meißen, in Hoyers¬ 
werda, überall. Wir mussten zuerst ein¬ 
mal uns selbst retten. Jetzt, wo die 
kalte Jahreszeit kommt, fehlt es zum 
Beispiel an warmer Kleidung. Ob wir 
die Sachen bekommen oder nicht, 
wissen wir nicht. Auch das hängt vom 
Sozialamt ab. 

Jetzt zu den anderen Gruppen (die 
nicht über Berlin nach Hoyerswerda 
gekommen waren, Anm. d. Red.). Ich 
finde, Probleme müssen so gelöst wer¬ 
den, wie sie sich stellen. Man kann 
nach Gesetzen oder Prinzipien han¬ 
deln. Aber auf der anderen Seite hat 
jeder das Recht, seinen Aufenthaltsort 
frei zu wählen. In Deutschland stehen 
dem vielleicht Gesetze entgegen, aber 
auf der ganzen Welt kann man selbst 
entscheiden, wo man leben will. Egal, 
ob man in dem Land geboren ist oder 
nicht. Also politisch unterstützen wir 
sie (die anderen Flüchtlinge, Anm. d. 
Red.). 

Wenn die Frankfurter Stadtregie¬ 
rung in schriftlicher Form zusichert, 
dass die (Flüchtlinge, Anm. d. Red.), 
die nicht über Berlin gekommen sind, 
in Frankfurt bleiben können und dort 
untergebracht und beschützt werden - 
okay. Durch eine Erklärung, Einla¬ 
dung oder so. Wenn nicht, dann soll¬ 
ten sie dort nicht hingehen. Denn Fa¬ 
schismus ist Faschismus, ob in 
Frankfurt oder Berlin. Deshalb müssen 
sie dem Faschismus entfliehen, nicht 
irgendwelchen Städten, wisst ihr? 

So sind wir ein wenig in zwei Grup¬ 
pen geteilt, seit sich für einige von 
uns Probleme gelöst haben. Die Wün¬ 
sche und Hoffnungen sind ein wenig 
anders geworden. Aber wir denken im¬ 
mer an die anderen. Und wenn es et¬ 
was gibt, was wir tun können, dann 
werden wir es tun. Aber es hängt auch 
von euch ab, den Unterstützer_innen. 
Es gibt nicht genug Unterstützerin¬ 
nen. Immer irgendeine Aktion, etwas, 
womit man Druck erzeugen kann. 
Aber kein Problem, wir werden weiter 
zusammen für ihren Erfolg arbeiten. ■ 
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Interview 2011 


»Was wollen die 
schon wieder hier?« 


Ein im September 2011 vom AIB geführtes 
Interview mit den ehemaligen Vetrags- 
arbeiter Manuel Nhacutou (MN) aus 
Mosambik sowie Emmanuel Adu 
Agyeman (EA) und Emmanuel Gärtner 
(EG), die 1991 unabhängig voneinander 
aus Ghana geflüchtet waren und zum 
Zeitpunkt der Angriffe in einem der 
Wohnheime in Hoyerswerda lebten. 


Am Nachmittag des 17. September 1991, 
einem Dienstag, überfielen Neonazi- 
Skinheads vietnamesische Händler in 
Hoyerswerda. Nachdem einige von ih¬ 
nen festgenommen worden waren, zo¬ 
gen rund 40 Neonazis zunächst vor 
das Vertragsarbeiter_innenwohnheim 
in der Albert-Schweitzer-Straße. Spä¬ 
ter griffen Neonazis auch die Flücht¬ 
ling sunterkunft in der Thomas-Münt- 
zer-Straße an. Die fünf Tage andau¬ 
ernden Angriffe gelten als das erste 
rassistische Pogrom in Deutschland 
nach 1945. 

AIB: Wie haben Sie den Anfang der 
Angriffe wahrgenommen? 

MN: Ich war im Wohnheim. Plötzlich 
kam eine große Gruppe von Skinheads 
und fing an, mit Steinen und Flaschen 
auf unser Haus zu werfen. Wir haben 
natürlich reagiert, aber es kamen auch 


Nachbarn aus anderen Wohnblöcken. 
Die Nachbarn ermutigten die Skin¬ 
heads, klatschten in die Hände. Viele 
von denen, die ich vor dem Haus gese¬ 
hen habe, waren keine Skins, sondern 
Nachbarn und Kollegen. Viele habe ich 
erkannt, das war schmerzlich. In der 
Flüchtlingsunterkunft in der Thomas- 
Müntzer-Straße gingen die Angriffe 
zwei Tage später los. 

EA: Nach den ersten Ausschreitungen 
in der Albert-Schweitzer-Straße erhiel¬ 
ten wir eine Nachricht von unserem 
Sozialarbeiter, dass in der Nacht zum 
Freitag die Neonazi-Skinheads auch zu 
uns kommen wollten. Abends wurde 
die Straße zum Schutz mit Mülltonnen 
und Müllcontainern blockiert. Später 
kamen viele Neonazi-Skinheads, in 
der Nacht zündeten sie ein großes 
Feuer vor dem Haus an und schmissen 
Steine. Alle Fenster im Wohnheim wa¬ 
ren kaputt. Wir sind dann alle aufs 
Dach hoch, damit niemand verletzt 
wird. Erst um vier oder fünf Uhr mor¬ 
gens kam die Polizei mit genug Ver¬ 
stärkung. Als wir später mit den Bus¬ 
sen aus Hoyerswerda evakuiert wur¬ 
den, haben die Nachbarn an der 
Straße gestanden, haben applaudiert 
und sich gefreut, dass die Ausländer 
endlich weg sind - wie zwei Tage zu¬ 
vor bei den Vertragsarbeitern. 

AIB: Nach einiger Zeit im Kirchen¬ 
asyl, besetzten Flüchtlinge und Un¬ 
terstützerinnen die T(echnische) 
U(niversität) Berlin. Wie ging es 
dann weiter? 

EG: Als ich aus Sassnitz auf Rügen 
(Anm. d. Red.: auch hier wurde ein 


Flüchtlingsheim von Neonazis ange¬ 
griffen, einige Flüchtlinge machten 
sich danach auf eigene Faust auf den 
Weg nach Berlin bzw. Hamburg) nach 
Berlin kam, war die TU schon besetzt. 
Die Situation dort wurde aber immer 
schwieriger. Deshalb besetzten unsere 
Unterstützerinnen das Rote Rathaus, 
um einen Gesprächstermin mit dem 
Regierenden Bürgermeister Diepgen 
zu erzwingen. Er sagte Hilfe zu, aber 
nur für die, die beweisen können, dass 
sie angegriffen wurden. Alle anderen 
wurden nicht legalisiert. Wir anderen 
bekamen das Recht, in Berlin für un¬ 
ser Asyl zu kämpfen. 

AIB: Sie waren kürzlich nach 20 Jah¬ 
ren erstmalig wieder in Hoyerswerda. 
Wie war es dort? 

EA: Verglichen mit 1991 hat sich die 
Stadt sehr verändert, sie ist jetzt 
grün, sie ist kleiner geworden. Aber 
die Köpfe der Menschen haben sich 
nicht geändert. Ich sage nicht: Alle. 
Aber es gibt Leute, die immer noch fa¬ 
schistisches Gedankengut haben. Als 
wir am Wochenende dort waren und 
Manuel uns zeigen wollte, wo er ge¬ 
wohnt hat, hat eine Gruppe Menschen 
in der Albert-Schweitzer-Straße ange¬ 
fangen, uns zu beschimpfen. Andere 
kamen vorbei und sagten: »Was wollen 
die schon wieder hier?« 

MN: Nach dem Pogrom von 1991 fan¬ 
den wir die gleiche Situation vor wie 
vor 20 Jahren. Da gibt es nicht viel zu 
sagen. Der Mann, der uns am schlimm¬ 
sten beschimpft hat, war 1991 wahr¬ 
scheinlich zwei oder drei Jahre alt. 
Vielleicht hat er damals neben einem 
Älteren, seinem Vater, seinem Nach¬ 
barn, seinem Bruder gestanden, als 
sie die Häuser angegriffen haben. Am 
letzten Samstag stand noch ein klei¬ 
nes Kind neben der Gruppe und hat 
das alles gesehen. Wenn wir in 20 Jah¬ 
ren wieder dort hinfahren, ist die Si¬ 
tuation dann wieder die gleiche? ■ 
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Nicht wegschauen 


Hinsehen oder hingehen ? 


[1] Pöbelnde Neona¬ 
zis am Rande einer 
antirassistischen Ge¬ 
denkdemonstration in 
Hoyerswerda am 17. 
September 2011. 


Die rassistischen Angriffe im Septem¬ 
ber 1991 in Hoyerswerda - das ist doch 
schon zwei Jahrzehnte her und im Ver¬ 
gleich zum Pogrom in Rostock-Lich- 
tenhagen im August 1992 doch relativ 
glimpflich ausgegangen, lauten einige 
Stimmen zum zwanzigsten Jahrestag 
dieses Schlüsseldatums der frühen 
1990er Jahre. Der Einfluss, den die Er¬ 
eignisse jener September-Woche so¬ 
wohl auf die extrem rechte Organisie¬ 
rung und Konstituierung der Neona¬ 
ziszene der gesamten 1990er Jahre als 
auch auf den Alltag von Flüchtlingen 
und Migrant_innen hatten, wird nach 
wie vor unterschätzt; und damit auch 
der Einfluss auf die antirassistischen 
Bewegungen und Selbstorganisierun¬ 
gen in Ost- und Westdeutschland. 

Den fünf Tagen im September 1991, 
in denen sich in der einstigen soziali¬ 


stischen Musterstadt Hoyerswerda in 
der Niederlausitz das erste Pogrom 
nach 1945 in Deutschland ereignete, 
kommt aus mehreren Gründen eine 
besondere Rolle zu, nicht nur für die 
gesamte weitere politische Entwick¬ 
lung des neuen Großdeutschlands, 
sondern auch für die antirassistische 
und antifaschistische Linke. 

Erstmals seit dem Fall der Mauer im 
November 1989 und der Vereinigung 
von DDR und Bundesrepublik kapitu¬ 
lierten der Staat und seine Exekutive 
- Polizei, Verwaltungsbehörden und 
Justiz - vor rassistischen Gewalttäter¬ 
innen und der örtlichen Bevölke¬ 
rungsmehrheit. Die Vertreibung der 
Vertragsarbeiter_innen und Flücht¬ 
linge aus Hoyerswerda wurde nicht 
nur zugelassen, sondern gezielt her¬ 
beigeführt. Es gab zu keinem Zeitpunkt 


den Versuch, mit den im nur 2 1/2 
Stunden entfernten Berlin vorhan¬ 
denen, in Masseneinsätzen mehr als 
erfahrenen Polizeikräften der durch¬ 
aus überschaubaren Menge der rassi¬ 
stischen Gewalttäterinnen entschlos¬ 
sen polizeiliche und strafrechtliche 
Grenzen zu zeigen. 

Damit signalisierten die politisch 
Verantwortlichen ebenso wie die Exe¬ 
kutive, dass sie bereit waren, be¬ 
stimmte Gebiete den Neonazis und 
ihren Sympathisantlnnen zu überlas¬ 
sen. Und dass sie bereit waren für 
Minderheiten gegebenenfalls Artikel 1 
des Grundgesetzes - die Garantie auf 
körperliche Unversehrtheit für alle in 
Deutschland Lebenden - außer Kraft 
zu setzen. 

Diese spezielle Situation während 
der Ereignisse in Hoyerswerda traf die 
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Nicht wegschauen - hinsehen oder hingehen ? 


autonomen Antifaschist_innen und 
Antirassist_innen der frühen 1990er 
überraschend und unvorbereitet: zwar 
waren seit dem Fall der Mauer und der 
rassistischen und nationalistischen 
Mobilisierung viele Antifaschist_in- 
nen im permanenten Dauereinsatz bei 
Nachtwachen vor besetzten Häusern, 
Zentren und Flüchtlingsheimen; doch 
auch nach der tödlichen Hetzjagd auf 
den ehemaligen mosambikanischen 
Vertragsarbeiter Amadeu Antonio Ki- 
owa im November 1990 in Eberswalde 
unter den Augen von tatenlosen Poli- 
zistlnnen hätte sich niemand vorstel¬ 
len können, dass der Staat wenig später 
sein Gewaltmonopol quasi unter den 
Augen von Journalist_innen aus aller 
Welt ohne Not einfach aufgeben würde. 

Die auf das Pogrom in Hoyerswerda 
folgende Großdemonstration am 27. 
September 1991 mit 4.000-5.000 
überwiegend autonomen Antifas vor 
allem aus Nord- und Ostdeutschland 
bildete dann auch den Ausgangspunkt 
für einen seitdem ungelösten Streit 
innerhalb der unabhängigen Antifabe¬ 
wegung: Den einen Pol bildeten - und 
bilden - diejenigen, die de facto Straf¬ 
expeditionen für die einzig adäquate 
Antwort auf derartige rassistische An¬ 
griffe hielten und halten und jegliche 
Diskussionen mit der (lokalen) Mehr¬ 
heitsbevölkerung für völlig sinnlos er¬ 
achten. Den Gegenpol bildeten dieje¬ 
nigen, die meinten, mit viel Überzeu- 
gungs-, Bündnis- und Bildungsarbeit 
ließe sich das gesellschaftliche Klima 
vielerorts verändern. Die unüberbrück¬ 
baren strategischen Gegensätze führ¬ 
ten auch zu einem Bruch zwischen 
den mehrheitsdeutschen Antifas und 
migrantisch organisierten und/oder 
identifizierten Aktivistinnen, die 
ihre Perspektiven und Erfahrungen in 
der autonomen Antifabewegung nicht 
(mehr) vertreten sahen - und sehen. 

Der Streit ums Gedenken 

Angesichts der Bedeutung der Ereig¬ 
nisse in Hoyerswerda 1991 ist der 
zwanzigste Jahrestag des Pogroms 


und der längst nicht mehr nur vor Ort 
in Hoyerswerda tobende Streit um ein 
angemessenes Gedenken und Erinnern 
aus mehreren Gründen für uns auch 
Anlass, uns nicht nur darauf zu be¬ 
schränken, die faktischen und politi¬ 
sche Hintergründe für diejenigen trans¬ 
parent zu machen, die vor zwanzig 
Jahren gerade im Krabbelalter waren. 

Vielmehr ist der Streit um die Erin¬ 
nerung an das Pogrom ein gutes Bei¬ 
spiel dafür, wie wichtig es ist, die (ei¬ 
gene) Geschichte selbst zu (be-) 
schreiben und die Deutungshoheit 
nicht politisch Verantwortlichen und 
Medienmacher_innen zu überlassen - 
insbesondere wenn es um Schlüsseler¬ 
eignisse der jüngeren Geschichte 
geht. 

Dass dabei die Perspektive der un¬ 
mittelbar von den rassistischen An¬ 
griffen betroffenen Flüchtlingen und 
Migrant_innen ebenso zur Debatte 
stehen sollte, wie der Rückblick auf 
die Erfolge und Misserfolge des eige¬ 
nen antifaschistischen Handelns, hal¬ 
ten wir für besonders wichtig. 

Da sich in den kommenden Mona¬ 
ten an vielen Orten die Jahrestage 
neonazistischer Anschläge und An¬ 
griffe jähren, halten wir es für wich¬ 
tig, diese Jahrestage zum Anlass zu 
nehmen, den Betroffenen von damals 
einen öffentlichen Raum zum Spre¬ 
chen und Gedenken zu geben, den 
weiteren Werdegang der Täterinnen zu 
recherchieren und zu veröffentlichen 
und damit einen weiteren Anlass für 
öffentliche Debatten im lokalen/re¬ 
gionalen Raum über den Umgang mit 
Neonazismus zu schaffen. Gedenkorte 
oder Mahnmale können dabei sowohl 
wichtige Erinnerungsorte für die Be¬ 
troffenen als auch Steine des An¬ 
stoßes für die Mehrheitsgesellschaft 
sein. 

Back to the future? Nicht wegschauen, 
hinsehen! 

Aber auch die Frage nach antifaschi¬ 
stischen Strategien insbesondere im 
Umgang mit dem ländlichen und 


kleinstädtischen Raum stellt sich vor 
dem Hintergrund der aktuellen Ereig¬ 
nisse in Hoyerswerda noch einmal: 

Bei einer Veranstaltung mit von 
den Ereignissen in Hoyerswerda be¬ 
troffenen Migrant_innnen, Flüchtlin¬ 
gen und Aktivistinnen in Berlin am 
13. September 2011 wurde die Frage 
aufgeworfen, ob es angesichts der Zu¬ 
stände in Hoyerswerda nicht ange¬ 
bracht sei, bestimmte Regionen ein¬ 
fach aufzugeben, weil wir nicht mehr 
in der Lage seien, dort zu intervenie¬ 
ren. 

Toni Schmidt von der Initiative Po¬ 
grom 91 entgegnete darauf mit einem 
Slogan der 1990er Jahre: Gerade weil 
die Situation so sei, müsse die Antifa¬ 
bewegung aufhören, davor die Augen 
zu verschließen, wieder hinsehen und 
wieder verstärkt in ländlichen Regio¬ 
nen und Kleinstädten Präsenz zeigen. 

Offensichtlich ist der Diskussions¬ 
bedarf um eine angemessene Reaktion 
auf die Normalisierung und Verfesti¬ 
gung extrem rechter Dominanzen und 
Lebenswelten groß und es bleibt zu 
hoffen, dass der kommende 20. Jah¬ 
restag des Pogroms von Rostock-Lich- 
tenhagen zum Anlass für eine antifa¬ 
schistische Standortbestimmung ge¬ 
nommen werden wird. 

In einem kritischen Rückblick auf 
das Handeln autonomer Antifaschis- 
t_innen fünf Jahre nach dem Pogrom 
von Rostock-Lichtenhagen schrieben 
wir der Bewegung den folgenden Satz 
ins Merkbuch: »Für die Zukunft müs¬ 
sen wir Lehren ziehen. Statt stets und 
überall verbal mit radikalen Parolen 
um uns zu werfen, statt in jedem Ein¬ 
zelereignis die Nagelprobe zu wittern, 
müssen wir lernen zu erkennen und zu 
unterscheiden, wann eine echte histo¬ 
rische Verantwortung besteht, wann 
der Lauf der Dinge von unserem Han¬ 
deln und Unterlassen tatsächlich be¬ 
stimmt wird.« (vgl. AIB #41). Ein Satz, 
der auch nach zwanzig Jahren wenig 
an Gültigkeit verloren hat. ■ 
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NPD-Wahlkampf 
in Mecklenburg-Vorpommern 


Die NPD hat sich in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern festsetzen können. Zum dritten 
Mal innerhalb von fünf Jahren gaben 
über 40.000 Nordostdeutsche dem wohl 
radikalsten Landesverband unter Führung 
von Udo Pastors bei Wahlen ihre Stimme. 

Das entspricht dem NPD-Stamm- 
wählerlnnenpotenzial. Sechs Prozent der 
Stimmen wurden bei der Landtagswahl 
am 4. September 2011 eingefahren. 
Das bedeutet zwar einen Verlust von 
rund 1,3 Prozent zu 2006, doch bleibt 
die Neonazi-Partei in Fraktionsstärke mit 
immerhin fünf Abgeordneten im 
Schweriner Schloss vertreten. 


Andrea Röpke 

Vor allem durch die Unterstützung von 
»Freien Kräften« wie dem Kamerad¬ 
schaftsnetzwerk Freies Pommern konn¬ 
te dem Landesverband der NPD ein 
flächendeckender Wahlkampf gelin¬ 
gen. Bereits am 9. Juli fand die Auf¬ 
taktveranstaltung in Karow nahe Schwe¬ 
rin statt. In den nächsten Wochen 
säumten rund 80.000 Plakate die Al¬ 
leen, Dörfer und Kleinstädte. 200.000 


Euro soll die NPD dank anonymer Pro¬ 
teges in den Wahlkampf investiert ha¬ 
ben. Ein Teil der Spenden wird dem 
»millionenschweren Kaufmann« (Su- 
perlllu) und Spitzenkandidaten Udo 
Pastors selbst zugeordnet. 

Dabei schien der NPD zunächst vor 
allem das richtige Thema zu fehlen. In 
einem Bundesland mit nur rund 1,8 
Prozent Migrant_innenanteil ließ sich 
die rassistische Forderung nach der 
»Trennung von Deutschen und Aus¬ 
ländern im Unterricht« nur bedingt 
verwenden. Diese Leere wurde durch 
Aktionismus kompensiert. Zentrale 
Anlaufpunkte für die Organisation wa¬ 
ren das »Nationale Wohnobjekt« in 
Salchow bei Anklam sowie das »Thing¬ 
haus« in Grevesmühlen. 

Die Internetpräsenz des Landesver¬ 
bandes sowie das Nachrichtenportal 
»mupinfo.de« von David Petereit be¬ 
gleiteten jeden Schritt des Wahlkamp¬ 
fes. Rasant wurden lokale Themen 
aufgegriffen. So gelang es Udo Pastors 
sich als erster Politiker werbewirksam 
vor die Werkstore einer von Entlassun¬ 
gen bedrohten Eisengussfabrik in Tor- 
gelow, nahe der polnischen Grenze zu 
stellen. Spontan sollen sich rund 50 
Einwohnerinnen der Kundgebung an¬ 
geschlossen haben. Die anderen Par¬ 
teien schienen ihren Einsatz in Vor¬ 
pommern wieder mal verschlafen zu 
haben. Solche Lücken nutzt die NPD. 
In den letzten Tagen vor der Wahl pro¬ 
vozierte und störte Pastors gezielt 
Veranstaltungen anderer Parteien. 
Clever ließ sich der ehemalige Edel¬ 


steinhändler bei allen Auftritten fil¬ 
men. Tag für Tag wurden neue Video¬ 
botschaften mit Statements, Provoka¬ 
tionen oder Aktionen veröffentlicht. 
Damit sollte ein Manko, die fehlende 
TV-Präsenz, ausgehebelt werden. 

Geschickt klammerten NPD-Kandi- 
daten kritische Stadtgebiete wie Ro¬ 
stock oder Greifswald aus und setzten 
alles auf eine Karte in den Regionen, 
die sich bereits 2006 und drei Jahre 
später bei den Kommunalwahlen als 
Hochburgen herauskristallisiert hat¬ 
ten. Apathisch ignorierten Medien 
und Öffentlichkeit das emsige Treiben 
der Neonazis. Gerne wurde sich auf 
die ersten Wahlprognosen von vier 
Prozent verlassen. Überregionale Me¬ 
dien, aber auch das Bundesinnenmini¬ 
sterium, spielten die NPD herunter. 

Nach dem, wenn auch knappen, 
Wahlflop der NPD in Sachsen-Anhalt 
im Frühjahr und dem Versagen in Bre¬ 
men zwei Monate später, galt sie als 
abgeschrieben. Warnungen aus Meck¬ 
lenburg-Vorpommern verhallten. Da¬ 
bei hatten Kenner der Szene dort we¬ 
nig Zweifel am Wiedereinzug der Neo¬ 
nazis ins Parlament. Bereits in der 
frühen Wahlkampfphase zeigte sich die 
mangelnde Distanz vieler Wählerin¬ 
nen zur NPD. Bürgerinnen äußerten 
sich frustriert in deren Videoclips, so 
als sprächen sie mit einer »normalen« 
Partei. Längst schien die jahrelange 
Graswurzelarbeit der Neonazis - zu¬ 
mindest in einigen Regionen - aufge¬ 
gangen. Hemmschwellen sanken - die 
Akzeptanz stieg. Die NPD konnte ei- 
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NS-Szene 


nen dynamischen und selbstbewussten 
Wahlkampf führen. 

Einzig der zeitnahe Prozess gegen 
den Nordwestmecklenburger NPD- 
Kreistagspolitiker Sven Krüger aus Ja- 
mel wegen illegalen Waffenbesitzes 
und gewerbsmäßiger Hehlerei sorgte 
bundesweit für Schlagzeilen. Bei Pro¬ 
zessbeginn im Juli war die Medienre¬ 
sonanz groß, denn der bullige Bauun¬ 
ternehmer mit der langen Latte an 
Verurteilungen legte kleinlaut ein Ge¬ 
ständnis ab. Als so schnell keine aktu¬ 
ellen Verbindungen zum Wahlkampf¬ 
kreis um Pastors, Köster und Co. gezo¬ 
gen werden konnten, verebbte das 
Interesse. Zudem hatte Krüger sein 
NPD-Mandat niedergelegt. Krügers 
Verurteilung und seine Freilassung 
auf Kaution hatten nur noch einen ge¬ 
ringeren Nachrichtenwert. 

Inzwischen lassen sich die Neona¬ 
zis in Mecklenburg-Vorpommern ohne¬ 
hin kaum noch enttarnen. Die Clique 
um Pastors steht längst zu den vielen 
Straftätern in den eigenen Reihen. 
Sogar mit den über 30 - wohl rechts 
motivierten - Anschlägen auf Partei¬ 
büros kokettiert die Szene. 

Offen redet Udo Pastors davon, den 
verhassten »Parteienstaat« bekämpfen 
zu wollen. Sein Mitstreiter, der NPD- 
Landtagsabgeordnete Michael Andre- 
jewski aus Anklam provozierte mit ei¬ 
nem echten Reizvideo. Ausgerechnet 
Andrejewski, den viele für einen der 
geistigen Brandstifter des Pogroms 
von Rostock-Lichtenhagen 1992 hal¬ 
ten, postierte sich als »Zeitzeuge« mit 
einem Infostand vor dem elfgeschössi- 
gen Sonnenblumenhaus in Rostock. Bis 
zu 1200 Rechte und Sympathisantln- 
nen belagerten vor 19 Jahren die da¬ 
malige zentrale Aufnahmestelle für 
Asylbewerber_innen. Brandsätze flo¬ 
gen, Menschen lebten in Todesangst. 
Es grenzt an ein Wunder, dass nie¬ 
mand getötet wurde. Zum Jahrestag 
der Angriffe übt sich die NPD um And¬ 
rej ewski in dreister Geschichtsklitte¬ 
rung, denn nicht »irgendwelche bösen 
Rechtsextremisten« seien an den Un¬ 



DER EURO RUINIE RT 
—M UNS DEUTSCHE! 

RAUS AUS DER EU!“ 


WWW npd-rrw rip 


■0P 

mm 

!ü!f p 


Bei! 

ml 

mm\ 

m 

mßfl 

pi 


njou 

i 1 

BEI 


taten schuld gewesen, sondern in er¬ 
ster Linie die Migrant_innen selbst. 
Das Video sorgte für keinen Aufschrei. 
Auch nicht die Tatsache, dass einer 
der NPD-Direktkandidaten, Stephan 
Jandzinsky-Joecke, im T-Shirt mit 
Hitler-Signatur den Wahlkampf unter¬ 
stützte. Ebenso wenig, dass auch NPD- 
Landesvorstandsmitglied Alexander 
Wendt sich offen mit der Unterschrift 
von Hitler-Stellvertreter Rudolf Hess 
auf dem Shirt zeigte. Konspirative 
Treffen der Szene, wie ein Solida¬ 
ritätskonzert der Hammerskins für 
Sven Krüger in Jamel verliefen unge¬ 
stört. Leider zu spät, erst ganz kurz 
vor dem Wahltag am 4. September, 
stellte das Internetportal Vice News 
ein für die NPD peinliches Video ins 
Netz. Zu hören waren Drohungen in 
Jamel und zu sehen ein Grill im 
»Thinghaus« mit der Aufschrift 
»Happy Holocaust«. Kleinlaut stot¬ 


terte Landeschef Stefan Köster in dem 
Clip herum. 

Die Feier am Wahlsonntag erledigte 
die NPD dann professionell. Presse war 
nicht zugelassen, ganz kurz durfte 
das Jubelgeschrei um 18 Uhr gefilmt 
werden. Nur führende Kader und Part¬ 
eispitzen hatten sich außerhalb von 
Schwerin im Pamplower Hof eingefun¬ 
den. Von den Kadern der »Freien 
Kräfte« in Mecklenburg-Vorpommern 
war niemand dabei, auch nicht der 
Landtagsabgeordnete Tino Müller oder 
der radikale Drahtzieher David Pete- 
reit, der sich einen Platz im Schweri¬ 
ner Landtag sichern konnte. Ihnen 
scheint der außerparlamentarische 
Kampf in der Region wichtiger. Der 
Fraktionsstatus im Schweriner Schloss 
mit all seinen finanziellen Vorteilen 
bietet vor allem Mittel zum Ausbau 
weiterer Infrastrukturen. Die Show da¬ 
gegen wird Udo Pastors überlassen. ■ 


[1] NPD-Propaganda 
vor dem Sonnen¬ 
blumenhaus in 
Rostock, dem Ort des 
Pogroms von Rostock- 
Lichtenhagen 1992. 
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[1] Etwa 30 Neonazis 
aus Berlin und Bran¬ 
denburg provozierten 
am 22. Januar 2011 
mit einem antisemiti¬ 
schen Transparent 
und Sprechchören auf 
einer Anti-Gentech- 
nik-Demonstration in 
Berlin. 


Eine Berliner Neonazigewaltkarriere 
der 1990er Jahre: Am 14. Oktober 1992 
versucht der 18-jährige Oliver Werner 
einen alternativen Jugendclub anzu¬ 
zünden. Im Oktober 1993 beschlag¬ 
nahmte die Polizei laut »Drahtzieher 
im braunen Netz Nr. 2« in Werners Woh¬ 
nung Bombenbauanleitungen, eine 
Hülse für Rohrbomben und professio¬ 
nelle Zünder. Am 13. August 1994 be¬ 
schießt er im Vorfeld einer Antifa-De¬ 
monstration mit einer Zwille von ei¬ 
nem Hausdach Journalistinnen. Bei 
einer anschließenden polizeilichen 
Durchsuchung werden auch Brandsätze 
beschlagnahmt. Zweieinhalb Jahre 
später, am 19. Februar 1997, dringt 
Werners enger Kamerad Kay Diesner 
mit einer Pumpgun in eine linke 
Buchhandlung in Berlin-Marzahn ein 
und feuert auf den 63-jährigen Besit¬ 
zer. Bei seiner anschließenden Flucht 
schießt Diesner auf zwei Polizisten, ei¬ 
ner von ihnen stirbt. Der Buchhändler 
überlebt mit bleibenden Schäden. 1 


Die Liste der Taten Werners ist lang: 
Verstoß gegen das Sprengstoff- und 
Waffengesetz, Zuhälterei, Körperver¬ 
letzung, Sachbeschädigung. 

Sommer 2011: Am 3. August gera¬ 
ten die zwei für Gewalttaten bekann¬ 
ten Neonazis Sebastian Thom (24) und 
Julian Beyer (21) mit drei Personen in 
Streit, die NPD-Wahlplakate entfernt 
haben sollen. Beyer, NPD-Kandidat für 
die Bezirksverordnetenversammlung 
(BW) in Neukölln, droht laut Polizei 
mit einem Messer und attackiert eine 
Person mit Pfefferspray. Auch bei 
Thom, NPD-Kreisverbandschef von 
Neukölln und Kandidat für das Abge¬ 
ordnetenhaus sowie für die BW 
Neukölln findet die Polizei Messer und 
Pfefferspray. Thom ist wegen eines 
Angriffs auf einen Linkspartei-Info¬ 
stand im Wahlkampf 2006 und auf ei¬ 
nen Polizisten vorbestraft. 

Zwischen den Vorkommnissen aus 
den 1990ern und dem aktuellen Ereig¬ 
nis besteht eine personelle Verbin¬ 


dung: Am 9. Juli 2011 stehen Oliver 
Werner und sein »Ziehsohn« Sebastian 
Thom hinter einem Wahlkampfstand 
der NPD im Neuköllner Stadtteil Britz. 
Von Werner übernahm Thom sein ag¬ 
gressives Auftreten und wurde von 
ihm auf die NS-Ideologie eingeschwo¬ 
ren. Neben weiteren Mitgliedern des 
Neuköllner Kreisverbands ist auch Ju¬ 
lian Beyer anwesend, der wegen schwe¬ 
rer Körperverletzung und Brandstif¬ 
tung verurteilt wurde. 

Anhand dieses Beispiels lässt sich 
der Zustand der Berliner NPD sowie der 
lokalen Neonaziszene insgesamt aufzei¬ 
gen. Dass Oliver Werner, der in den letz¬ 
ten Jahren die Öffentlichkeit scheute, 
nun wieder offen in Erscheinung tritt, 
zeigt exemplarisch: Die Berliner Szene 
steht unter Druck. Verantwortlich für 
solche Personalentscheidungen ist die 
Isolation und die daraus resultierende 
personelle Schwäche der Berliner Neo¬ 
naziszene. Der NPD-Verband ist seit 
Jahren mit einem Mangel an vorzeig- 


18 AIB 92 3.201 1 






Die Berliner Neonaziszene 


barem Personal konfrontiert. Ihr Lan¬ 
desvorsitzender Uwe Meenen musste 
nach innerparteilichen Querelen aus 
Franken importiert werden. Der Rück¬ 
griff auch auf einschlägig vorbestrafte 
und äußerst gewaltbereite Neonazis 
und die gesteigerte Militanz und Ge¬ 
waltbereitschaft der jungen »Kamera¬ 
den« ist zudem Ausdruck davon, dass 
sich die Szene von Zivilgesellschaft, 
Antifa und staatlicher Repression in 
die Enge gedrängt fühlt. Tatsächlich 
wurde ihr Handlungsspielraum in den 
letzten Jahren zunehmend einge¬ 
schränkt. 

Die NPD im Wahlk(r)ampf 

Am 18. September 2011 wurden in 
Berlin das Abgeordnetenhaus und die 
Bezirksparlamente (BW) gewählt. Die¬ 
sen Wahlkampf zu stemmen, stellte für 
die Berliner NPD einen Kraftakt dar, 
hatte sie doch einiges zu verlieren: 
Seit 2006 saß sie in vier Bezirksparla¬ 
menten mit insgesamt elf Verordne- 
ten. Auch wenn am Ende der Legisla¬ 
turperiode wegen interner Konflikte 
von ursprünglich drei Fraktionen nur 
noch eine übrig geblieben war - Sitze 
in Rathäusern bedeuten Aufmerksam¬ 
keit und strukturelle sowie finanzielle 
Privilegien. 

Die Konkurrenz durch neue, rechts¬ 
populistische Parteien wie Pro Deutsch¬ 
land und Die Freiheit (Vgl. AIB #90) 
machte ihr ebenfalls zu schaffen; droh¬ 
ten sie doch, einen Teil des gemäßig¬ 
teren, nicht NS-affinen, aber rassisti¬ 
schen und autoritären Klienteis abzu¬ 
werben. Die NPD reagierte defensiv: 
um wenigstens ihre Stammwählerin¬ 
nenschaft zu halten, führte sie einen 
plump-rassistischen und antisemiti¬ 
schen Wahlkampf mit Kreuzworträt¬ 
seln (Lösungswort: »Adolf«) und ein¬ 
deutig zweideutigen Wahlplakaten 
(»Gas geben«). 

Um in ihrer desolaten Situation 
überhaupt Kandidatinnen auf stellen 
zu können, wurde von der NPD quer¬ 
feldein alles genommen, was zu krie¬ 
gen war: So zum Beispiel Hans-Ulrich 


Pieper, bekannt von den extrem rech¬ 
ten Dienstagsgesprächen (vgl. AIB 
#86), Jan Sturm, der seine kommunal¬ 
politische Inkompetenz fünf Jahre lang 
in der BW-Neukölln bewies und Enrico 
Domroese, der aus dem Umfeld der 
Hammerskins stammt. Aber auch alte 
Funktionäre der mittlerweile in der 
Bedeutungslosigkeit versunkenen Re¬ 
publikaner wie Axel Günther und Ti- 
bor Haraszti sowie der ehemalige Vor¬ 
sitzende der im Januar mit der NPD 
verschmolzenen DVU, Matthias Faust, 
standen auf den Wahlzetteln. Darüber 
hinaus setzte die NPD auf eine Anzahl 
junger, wenig erfahrener Neonazis aus 
dem gewaltbereiten Kameradschafts¬ 
milieu um die Internet-Seite »NW-Ber¬ 
lin« (Nationaler Widerstand Berlin). 
Deren Kopf Sebastian Schmidtke ist 
mittlerweile zum Vize-Vorsitzenden 
des Berliner Parteiverbands avanciert. 

Um den Wahlkampf zu meistern 
wurden alte Gräben zugeschüttet; es 
wurde gebündelt, was vorhanden ist: 
So dankte Udo Voigt selbst »Uwe und 
seinen Männern« für ihren Einsatz 
beim Plakate aufhängen. Mit Uwe war 
Uwe Dreisch, ehemaliger Anführer der 
verbotenen Kameradschaft »Front¬ 
bann 24« (vgl. AIB #86) gemeint. Die 
Gruppe von erklärten SA-Fans war vor 
allem Resultat parteiinterner Querelen 
um den damaligen Landesvorsitzen¬ 
den Jörg Hähnel und dessen Kontra¬ 
henten Hans-Joachim Henry sowie 
Gesine Hennrich. Dreischs Clique 
hatte sich später von der Berliner NPD 
gelöst, da sie dort NSDAP-Nostalgie 
und Uniformfetisch nicht richtig aus¬ 
leben konnten. 

Am Ende brachte der ganze Wahl¬ 
kampf der NPD mit mehreren Kundge¬ 
bungen, einer relativ hohen Anzahl an 
Wahlständen und -plakaten in einigen 
Regionen und inszenierten Skandalen 
jedoch tatsächlich nicht mehr als die 
anvisierte Mobilisierung ihrer Stamm¬ 
wählerinnenschaft. Sie verlor Stimmen 
und zog lediglich mit je zwei Einzel- 
verordneten in die Bezirksparlamente 
von Treptow-Köpenick, Lichtenberg und 


Marzahn-Hellersdorf ein. In Neukölln 
scheiterte sie knapp - es fehlten nur 


1| Vgl. AIB #29, #38, 
weitere Literatur: 


44 Stimmen. Die Konkurrenz von Pro 
Deutschland und Die Freiheit verblieb 
sogar lediglich bei 1,2 bzw. 0,9%. 

Strategien gesucht 

Die Berliner Szene sucht nach Wegen, 
sich im Gespräch zu halten. Langfri¬ 
stig durchdachte Strategien, mit der 
misslichen Situation umzugehen, gibt 


Drahtzieher im braunen 
Netz Nr. 2. Ein aktueller 
Überblick über den 
Neonazi-Untergrund in 
Deutschland und Öster¬ 
reich., Antifasch. Auto¬ 
renkollektiv, 1996, Kon¬ 
kret Literatur Verlag; 
ISBN-10: 3894581409 
oder ISBN-13: 978- 
3894581404 


es offensichtlich nicht. Stattdessen 
wird zunehmend konspirativer, aktio- 
nistischer und militanter agiert. Aus 
Angst vor Gegenaktivitäten wird auf¬ 
gerüstet und für Aktionen und De¬ 
monstrationen Unterstützung aus an¬ 
deren Bundesländern und dem Aus¬ 
land geholt. 

Aktionistisch wird in die Offensive 
gegangen und sich das Ziel gesetzt, in 
links-alternative und migrantisch ge¬ 
prägte Kieze vorzudringen. Sei es durch 
eine rassistische »Ausländer-Raus-Kam- 
pagne«, nächtliche Sprühereien, Sach¬ 
beschädigungen oder auch Brandstif¬ 
tungen an Wohnhäusern. So kommt es 
seit 2009 immer wieder zu kleineren 
und größeren Attacken, auch und ge¬ 
rade in den alternativen Stadtteilen 
Kreuzberg, Friedrichshain, Neukölln 


Sehnsucht nach Unfrei¬ 
heit. Der Fall Kay Dies- 
ner und die rechte 
Szene: Ermittlungen am 
Ort des Geschehens, 
Laura Benedict, 1998, 
edition Ost, ISBN-10: 
3932180364 und ISBN- 
13: 978-3932180361 

2| Weitere Mitglieder 
laut Berliner Zeitung 
vom 03.09.11 / S. 21: 
"(...) David G. und 
Christian B. (beide we¬ 
gen Körperverletzung 
vorbestraft), Sebastian 
Z. und Stefanie P. 

(beide bekannte Aktivi¬ 
sten der Szene), Step¬ 
han A. (Anti-Antifa-Fo- 
tograf), und Roland S., 
(gilt ebenfalls als ge¬ 
walttätig). Laut Verfas¬ 
sungsschutz ist es der 
harte Kern der Autono¬ 


me Wedding. Ziele sind vor allem 
linke Einrichtungen wie Hausprojekte, 
Läden, Projekträume, Jugendclubs, 
Kneipen, aber auch Parteibüros der 
Linken (siehe S. 26) und der Grünen. 


men Nationalisten. 
http://www.berlinon- 
line.de/berliner-zei- 
tung/archiv/.bin/dump.f 
cgi/2011/0903/ber- 
lin/0133/index.html 


Orientiert wird sich für die Auswahl 


der Ziele an der Webseite des »NW- 


Berlin«, die u.a. Sebastian Schmidtke 
zugerechnet wird und detaillierte 
»Anti-Antifa«-Listen über politische 
Gegnerinnen und linke bzw. zivilge¬ 
sellschaftliche Projekte enthält. 

Höhepunkt der Anschlagswellen 
waren fünf in der Nacht vom 26. zum 


27. Juni 2011 verübte Brandanschläge 
auf linke Einrichtungen in Kreuzberg, 
Prenzlauer Berg und Neukölln, bei de¬ 
nen der Jugendclub »Anton-Schmaus- 
Haus« zerstört wurde und nur durch 


Glück bei den anderen Projekten, die 
sich in Wohnhäusern befinden, kein 
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[1] Sebastian 
Schmidtke wird am 
14. Mai 2011 in Ber¬ 
lin-Kreuzberg die vor¬ 
zeitige Auflösung sei¬ 
ner Demonstration 
mitgeteilt. 


größerer Schaden entstand. Dieses 
Beispiel zeigt deutlich die Verbindung 
zwischen den Anschlägen und dem 
engen Personenkreis um »NW-Berlin«: 
Nur einen Tag zuvor, nachdem die 
NPD-Karididaten Uwe Meenen und Se¬ 
bastian Thom von Unbekannten ange¬ 
griffen worden waren, wurde über den 
Verteiler des »NW-Berlin« folgende 
Aufforderung verschickt: »Brecht den 
Terror der Roten! Linke Lokalitäten 
sind auf der Berliner Widerstandsseite 
zu finden«. 

Auch um auf der Straße Präsenz 
zeigen zu können, muss die Szene zu¬ 
nehmend verdeckt agieren. Selten 
wird bei neonazistischen Veranstal¬ 
tungen überhaupt noch frühzeitig ein 
Versammlungsort bekannt gegeben. 
So sollen antifaschistische Proteste 
erschwert werden. Unterstützung fin¬ 
den die neonazistischen Organisato¬ 
ren hier bei der Berliner Polizei, die 
sich aus dem selben Grund rigoros 
weigert, die Veranstaltungsorte von 
Neonazidemonstrationen an Journa¬ 
listinnen und Abgeordnete mitzutei¬ 
len. Aufgrund dieser Praxis gelang es 
im Mai 2011 rund 140 Neonazis aus 
mehreren Bundesländern, sich am U- 
Bahnhof Mehring dämm im links-alter- 
nativen Kreuzberg zu versammeln und 
dort Migrant_innen und Gegendemon- 
strant_innen anzugreifen. Gegenpro¬ 
teste wurden erschwert und die Poli¬ 
zei war überfordert. (Vgl. AIB #91). 
Nach scharfer Kritik aus der Landespo¬ 
litik wurde schließlich versprochen, 
zukünftig spätestens einen Tag zuvor 
den Ort von Neonazidemonstrationen 
bekannt zu geben. Im Berliner Wahl¬ 
kampf wurde selbst dieser faule Kom¬ 
promiss von der Polizei nicht einge¬ 
halten. 

Andere Konzepte der Berliner Szene 
sehen entweder unangemeldete Kleinst- 
versammlungen mit selten mehr als 40 
Personen oder mehrere Sammeltreff¬ 
punkte am Stadtrand vor, von denen 
dann, im Falle einer erfolgreichen 
Blockade des ursprünglichen Versamm¬ 
lungsortes eigenständige angebliche 



»Spontan«-Demonstrationen durchge¬ 
führt werden. Dieser sogenannte »Plan 
B« scheiterte jedoch am 1. Mai 2010, 
weil der Großteil der Demoteilnehme¬ 
rinnen nach einem kurzen Sprint auf 
dem Kurfürstendamm in der City West 
im Gewahrsam landete. (Vgl. AIB #87) 

Kontinuitäten und Umorientierung 

Nach einer Aufschwungsphase Mitte 
der 2000er Jahre wurde die Berliner 
Neonaziszene durch Verbote, Haftstra¬ 
fen und politische Gegenwehr ge¬ 
bremst. Die damals zentralen Kame¬ 
radschaften »Tor« und »BAS0« wurden 
verboten, nicht wenige Aktive juris¬ 
tisch belangt und einige sogar mit 
mehrjährigen Haftstrafen belegt. (Vgl. 
AIB #66, #69) Dies sorgte zwar bei 
den wenigsten für eine endgültige 
Einschränkung ihrer Aktivitäten, je¬ 
doch für eine gewisse Neuorientie¬ 
rung und Umgruppierung. Die beiden 
wegen Mordversuchs bzw. gefährlicher 
Körperverletzung zwischenzeitlich 
mehrjährig inhaftierten Neonazis Oliver 
Oeltze und Sebastian Dahl sind mitt¬ 
lerweile der neonazistischen Pseudo- 
Rockergruppierung »Vandalen - Ario- 
germanische Kampfgemeinschaft« zu¬ 
zuordnen. Diese ist zwar politisch 
bedeutungslos, hat aber aufgrund ih¬ 
rer jahrzehntelangen Existenz, Gewal¬ 
taffinität und ihrer Mitglieder aus der 
Berliner RechtsRock-Band »Landser« 
einen gewissen Statuswert innerhalb 
der Szene. Weitere Neonazis fanden 
sich - wie erwähnt - auf den Kandidat- 
Innenenlisten der NPD wieder. Die 


meisten aus jenen Zusammenhängen 
organisieren sich heute in der Struk¬ 
tur um den »NW-Berlin«. Zudem sind 
einige parallel in der NPD-Jugendor- 
ganisation. Junge Nationaldemokra¬ 
ten (JN) organisiert, so zum Beispiel 
Björn Wild, ehemaliger Führungska¬ 
der der »Kameradschaft Tor« (vgl. AIB 
#66) und weiterhin führender Kopf der 
Berliner »Autonome Nationalisten«- 
Szene um »NW-Berlin«. 

Kontinuitäten bestehen jedoch 
nicht nur personell, sondern auch im 
Bestreben extrem rechte Infrastruktur 
auszubauen. Bereits 2003 führten 
Berliner Neonazis der »BAS0« und »KS 
Tor« erstmalig eine Demonstration für 
ein »Nationales Jugendzentrum« durch. 
Diese Forderung wurde über mehrere 
Jahre immer wieder im Dezember auf¬ 
gestellt und zum Teil mit Kampagnen 
begleitet. Nach Jahren der erfolglosen 
Appelle kam jedoch die Einsicht, dass 
von staatlicher Seite den Neonazis 
niemals ein Zentrum überlassen wer¬ 
den würde, weswegen begonnen wurde, 
sich selbst um ein Objekt zu bemühen. 

Konkret wurden diese Bestrebun¬ 
gen jedoch erst 2010. Im Bezirk Pan¬ 
kow war ein angemietetes Ladenge¬ 
schäft für einen kurzen Zeitraum 
Treffpunkt der Berliner Neonazi- 
Szene. Zwar als »JUZ« bzw. »Nationa¬ 
les Jugendzentrum« bezeichnet, wurde 
es nie Außenstehenden zugänglich 
gemacht. Eine integrative Wirkung, 
um Jugendliche an die Szene zu bin¬ 
den, konnte es so nie entfalten. Das 
Objekt wurde nach wenigen Wochen 
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wieder verlassen und ein neues ge¬ 
sucht. Eine Gruppe bekannter Neona¬ 
zis aus dem »NW-Berlin«-Umfeld 
gründete hierfür den Tarnverein »So¬ 
zial engagiert in Berlin e.V.«, dessen 
Vorsitz Sebastian Thom innehat. 2 Das 
von diesem Verein in der Lichtenber- 
ger Lückstraße angemietete Ladenge¬ 
schäft wurde, ähnlich dem Pankower 
»JUZ«, geheim gehalten und dient als 
Treffpunkt, Materiallager und Veran¬ 
staltung sraum. Nachdem der Neonazi¬ 
treff durch Antifaschist_innen aufge¬ 
deckt wurde, kündigte der Vermieter 
umgehend. Es ist ein Rechtsstreit zu 
erwarten. 

Parallel etablierte sich 2009 in der 
Brückenstraße in Schöneweide die 
rechte Szenekneipe »Zum Henker« 
und seit Sommer diesen Jahres auch 
ein »Security- und Outdoorgeschäft« 
namens »Hexogen«, welches von Se¬ 
bastian Schmidtke selbst betrieben 
wird. Beide Orte dienen seitdem der 
Szene als Anlaufpunkte, regelmäßig 
kommt es in der Umgebung zu Sachbe¬ 
schädigungen, Übergriffen und rech¬ 
ten Schmierereien. Es besteht also ne¬ 
ben den Versuchen, in andere Bezirke 
vorzudringen, nach wie vor das Prinzip 
der Nachbarschaftsdominanz: Jahre¬ 
lange Schwerpunktgebiete wie Schö¬ 
neweide, Süd-Neukölln, Pankow und 
Lichtenberg sollen durch die Ansied¬ 
lung von eigener Infrastrukur verfes¬ 
tigt werden. 

Großer Aufwand, kleine Wirkung 

Höchstens eine von der »NW-Berlin«- 
Struktur getragene, zusammenhängend 
inszenierte »Ausländer-Raus-Kampa- 
gne« ließ mit einem medial vorhande¬ 
nen Auslöser sowie einem definierten 
Anfang und Ende wirklichen Kampa- 
gnen-Charakter und damit den Ansatz 
einer Strategie erkennen. Bei allen wei¬ 
teren Aktivitäten drängt sich folgen¬ 
der Eindruck auf: Eine strategische 
Überlegung wird eher durch die anti¬ 
faschistische Öffentlichkeit hinein¬ 
interpretiert und erst dann von den 
Neonazis rückwirkend realisiert bzw. 




dazu gedichtet. Zufrieden können die 
Berliner Neonazis damit nicht sein. 

Zwar gelingt es ihnen durch klan¬ 
destine Organisierung ihre Aktivitäten 
meist unbehelligt oder weitestgehend 
abgeschirmt durchzuführen. Jenseits 
vom engeren Sympathisant_innen- 
kreis können aber so keine weiteren 
Personen partizipieren, der Teilneh- 
mer_innenkreis bleibt überschaubar. 
Außerdem ist eine Taktik, die von Ge¬ 
heimhaltung lebt, sehr störanfällig 
und Antifaschist_innen ist es zuneh¬ 
mend möglich, sich darauf einzustel¬ 
len - wie die Demonstration am Meh¬ 
ringdamm, aber auch andere Wahl¬ 
kampfaktivitäten gezeigt haben. 

So war für die Nacht vom 6. auf den 
7. August 2011 ein geheim vorbereite¬ 
ter, imposanter Auftritt geplant. 
Pünktlich um 22 Uhr sollten sich zahl¬ 
reiche Neonazis mit »schlagkräftiger 
Unterstützung aus Tschechien« an der 
NPD-Bundesparteizentrale in Köpe¬ 
nick einfinden. Als ein beeindrucken¬ 
des Zeichen der Stärke sollten von 
hier aus in einer Nacht bis zu 40.000 
NPD-Wahlplakate flächendeckend in 
Berlin aufgehängt werden. Wenn man 
schon mal mit so vielen Kameraden 
zusammen war, sollte auch gleich noch 
ein Film eines nächtlichen Fackel- 
marschs aufgenommen werden. Statt¬ 
gefunden hat diese Aktion in diesem 
Umfang nicht. Antifaschist_innen 
und Journalistinnen machten die 
Planungen im Vorfeld publik, worauf¬ 
hin die Aktion vorgezogen werden 
musste und nur in Berlins Randgebie¬ 
ten mit bedeutend weniger Plakaten 
und ohne pathetisches Gruppenerleb¬ 
nis umgesetzt werden konnte. Oh¬ 
nehin war den Organisatoren offenbar 
ein fataler Fehler im Datum unterlau¬ 
fen. Der ganze Aufwand zu dieser Uhr¬ 
zeit hätte nur wirklich Sinn gemacht, 
wenn die NPD als erste Partei flächen¬ 
deckend die Laternenmasten mit 
ihren Plakaten belegt hätte. Laut Ber¬ 
liner Straßengesetz dürfen Wahlpla¬ 
kate genau sieben Wochen vor einer 
Wahl an den öffentlichen Straßen und 




Plätzen auftauchen. Diese Frist hatte 
aber pünktlich eine Woche vorher, um 
0.00 Uhr am 31. Juli begonnen, so 
dass am 6./7. August 2011 die besten 
Plätze an Berlins Laternenmasten 
schon von anderen Parteien übernom¬ 
men waren. 

Deutlich wird: Die Berliner Neona¬ 
ziszene sieht sich in die Ecke ge¬ 
drängt, ist organisatorisch und perso¬ 
nell schwach und wird deshalb aggres¬ 
siver. Die hohe Anzahl von knapp 100 
kleineren und größeren Sachbeschä¬ 
digungen in den letzten knapp zwei 
Jahren verdeutlicht dies und der nun 
vorerst verlorene »parlamentarische 
Weg« könnte diesen Trend fortsetzen. 
Eine langfristig aussichtsreiche Stra¬ 
tegie Stärke zu erlangen stellt dies 
nicht dar. ■ 


[1] Sebastian Dahl (r.) 
und Oliver Oeltze (2 
v.r.) bei einer Wahl¬ 
kampfveranstaltung 
der NPD am 14. Sep¬ 
tember 2011 auf dem 
Berliner Alexanderplatz 

[2] v.l.n.r.: Julian Beyer 
(NPD Neukölln), Oliver 
Werner, Jill-Pierre 
Glaser (NPD Neukölln) 
am 9. Juli 2011 an 
einem NPD-Wahl- 
kampfstand in Berlin- 
Neukölln. 
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Vorbildlicher 

Das Neonazi-Netzwerk 


Volkstod 


Rhetorische Weichspülerei ist nicht 
die Sache des südbrandenburgischen 
Neonazi-Netzwerks »Spreelichter«. Ihre 
zentrale Parole lautet »Die Demokraten 
bringen uns den Volkstod«. Mit theatrali¬ 
schen Aktionen und über ihre Webseiten 
verbreiten sie den Slogan. Das Konzept - 
völkische Phrasen vermittelt über 
moderne PR-Methoden - kommt an und 
wird mittlerweile bundesweit in der 
Neonazi-Szene aufgegriffen. 


Eine Kahnfahrt im Spreewald 

Ein Südbrandenburger Volksfest im 
Jahr 2006: Beim Spreewaldkorso in 
Lübbenau schippern dutzende ge¬ 
schmückte Kähne an den etwa 2000 
Zuschauerinnen vorbei. Eines der 
Boote sticht aus der Masse der Traditi- 
ons- und Trachtenmotive heraus. Zwei 
Personen stehen mit etwas wackeligen 
Füßen auf dem Kahn - sie sind in Sen¬ 
senmann-Kostüme gekleidet und hal¬ 
ten ein Transparent mit der Botschaft 
»Die Demokraten bringen uns den 
Volkstod«. 


Was die Aussage der Aktion genau 
sein sollte, blieb damals für die meis¬ 
ten der eher konsternierten als aufge¬ 
brachten Zuschauerinnen wohl un¬ 
verständlich. Südbrandenburger Neo¬ 
nazis hatten sich, getarnt als ein »Atari 
Computer Klub«, für den Korso ange¬ 
meldet. Mit dem Auftritt wurde höchst¬ 
wahrscheinlich eine Aktion von Lin¬ 
ken aus der Region nachgeahmt: Zwei 
Jahre zuvor hatte sich eine Gruppe 
von Antirassist_innen in einen Umzug 
zur 750-Jahrfeier der Stadt Frank¬ 
furt/Oder eingeschlichen und Trans¬ 
parente gegen das europäische Grenz¬ 
regime gezeigt. 

Weites Aktionsrepertoire 

Die Lübbenauer Neonazi-Kahnfahrt vor 
fünf Jahren stellte den Startpunkt für 
den Aktivismus des heutigen »Spree- 
lichter«-Netzwerks dar, das nach ihrem 
zentralen Internetauftritt benannt ist. 
Mit der Rede vom »Volkstod« als Tra¬ 
demark haben die Neonazis in Süd¬ 
brandenburg ein für das extrem rechte 
Spektrum ungewöhnlich ideenreiches 
Aktionsrepertoire entwickelt. Tarn- 
Auftritte bei Volksfesten, recht auf¬ 
wändige Street-Art-Aktionen und un¬ 
angemeldete Demonstrationen gehören 
dazu - oder es werden die Haustüren 
von Arbeitsagenturen zugemauert. 

Zentrales Standbein ist die durch¬ 
aus professionelle Aufbereitung der 
Aktionen über eigene Internetseiten. 
Mit multimedial gestalteten Berichten 
soll der eigene Aktivismus vermittelt 
werden und ist zudem um politische 
und historische Kommentare sowie 
Flugblatt-Downloads und Audiomaga- 
zine ergänzt. Ihr Anliegen benennen 
die »Spreelichter« in einem 2009 ver¬ 


öffentlichten Positionspapier: »Es geht 
um Propaganda - um Propaganda, die 
unmissverständlich das System als 
Grund dafür erkennt und benennt, 
dass unser Volk seinem Tod entgegen¬ 
geht. Um Propaganda, die den natio¬ 
nalen Sozialismus als einzige Lösung 
etabliert, die Demokratie westlicher 
Prägung< hingegen als todbringende 
Gefahr der Völker brandmarkt.« 

An den Schauplätzen der Aktionen 
kommen die »Spreelichter«-Botschaf- 
ten nicht immer so an, wie sie inten¬ 
diert sind. 2010 pinselten die Neonazis 
die Parole »Arbeit statt Abwande¬ 
rung« auf den Parkplatz der Senften- 
berger Arbeitsagentur. Dem Chef der 
Behörde gefiel der Slogan so gut, dass 
er seine Mitarbeiterinnen für ein 
Pressefoto vor dem »anonymen Hin¬ 
weis« posieren ließ. 

Unsterblich in Bautzen 

Vorläufiger Höhepunkt war ein Fackel¬ 
marsch von mehreren hundert gleich¬ 
mäßig maskierten Neonazis durch das 
ostsächsische Bautzen in der Nacht 
zum 1. Mai 2011. Die unangemeldete, 
halbkonspirativ organisierte Demons¬ 
tration war Auftakt für die neue Kam¬ 
pagne »Werde unsterblich«. Ein Video¬ 
clip der Demonstration wird auf ein¬ 
schlägigen Internetseiten begeistert 
kommentiert. »Das ist die beste Ak¬ 
tion die ich seit Ewigkeiten gesehen 
habe. Ich hoffe, dass nach dem Aha- 
Effekt und dem vollkommen verdien¬ 
ten Feiern dieser Aktion auch andere 
Gruppen ihren Worten Taten folgen 
lassen«, war etwa im neonazistischen 
Szeneforum Thiazi zu lesen. Sowohl die 
Maskenaktionen der »Unsterblichen« 
(die Idee stammt aus dem Film »V wie 
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[1] Marcel Forstmeier 
(mit Mikro) zählt zum 
Kern des »Spreelich- 
ter«-Netzwerkes. 


Vendetta«), sowie die älteren Sensen¬ 
mann-Auftritte mit der »Volkstod«- 
Parole werden mittlerweile bundesweit 
in vielen Städten von dortigen Neonazis 
nachgespielt. Allein über die Thiazi- 
Diskussion um die »Unsterblichen« er¬ 
fährt man von mal mehr, mal weniger 
gelungenen Aktionen in sieben ver¬ 
schiedenen Bundesländern, welche 
die Bautzener Aktion nachahmen. Die 
Auftritte in Hannover (Niedersachsen), 
Döbeln, Rodewisch, Kohren-Sahlis 
(Sachsen), Gießen, Viernheim (Hes¬ 
sen), Potsdam (Brandenburg), Lud¬ 
wigshafen (Rheinland-Pfalz), Teterow, 
Waren (Mecklenburg-Vorpommern) und 
in Deggendorf (Bayern) sind wie beim 
Vorbild recht sorgfältig mit Text- und 
manches Mal auch mit Videoberichten 
begleitet. Auch der zentrale Internet¬ 
auftritt des »Spreelichter«-Netzwerks 
hatte kurzfristig mit den »Elblichtern« 
in Magdeburg Nachahmer gefunden. 
Mittlerweile sind diese aber schon 
wieder auf einen einfachen Twitter- 
Ticker reduziert. Obwohl die »Spree¬ 
lichter« selbst alles andere als »Auto¬ 
nome Nationalisten« sind, erntet ihre 
Medienkompetenz gerade auch in die¬ 


sem, auf ästhetische Aufbereitung des 
eigenen Tuns bedachten Spektrum 
Anerkennung. Für den »Nationalen 
Widerstand Dortmund« produzierten 
die Spreelichter unter anderem den 
Mobilisierungs-Videoclip für den dor¬ 
tigen Antikriegstag im September 
2011. 

Schon lange Feindbild: Die NPD 

Die Homepage der »Spreelichter« ist 
seit März 2009 aktiv, doch das dahin¬ 
terstehende Netzwerk existiert bereits 
bedeutend länger. Kontinuierliches 
Element war und ist eine ins Extrem 
gesteigerte völkische Ideologie, ver¬ 
bunden mit einer Ablehnung der als 
parlamentarisch-angepasst angesehe¬ 
nen NPD. Im Jahr 2004 hatten sich 
wichtige Teile der Berlin-Brandenbur¬ 
ger NPD aus der Partei herausgelöst, 
weil auf Bundesebene der Bosnier Sa- 
fet Babic als Europawahl-Kandidat 
aufgestellt worden war. Der Landes¬ 
vorsitzende Mario Schulz und JN-Chef 
Jens Pakleppa traten mit einer großen 
Gruppe von Getreuen aus der Partei 
aus. Noch im gleichen Jahr wurde im 
südbrandenburgischen Vetschau die 


»Bewegung Neue Ordnung« (BN0) ge¬ 
gründet, die bald unter dem Namen 
»Ja zu Brandenburg« erfolglos zu den 
Landtagswahlen antrat. Vor allem un¬ 
ter dem Label »Schutzbund Deutsch¬ 
land« wurde intensive Propaganda be¬ 
trieben - massenhaft mittels Flugblät¬ 
tern und für den internen Kreis mit 
Zeitschriften wie »Ein junges Volk«. 
Das Netzwerk kooperierte zeitweise mit 
der ebenfalls NPD-feindlichen, völki¬ 
schen »Bewegung Deutsche Volksge¬ 
meinschaft« (BDVG) in Süddeutsch¬ 
land. Ebenfalls gründete sich 2004 eine 
»Gesinnungsgemeinschaft Süd-Ost- 
Brandenburg« (GGS0BB). Bereits 2006 
wurde der ultravölkische »Schutzbund 
Deutschland« verboten. Ein kurz dar¬ 
auf als »Bewegung Neues Deutsch¬ 
land« produziertes Flugblatt brachte 
den presserechtlich Verantwortlichen 
Maik Eminger vor Gericht. Die GGS0BB 
löste sich zum Schein selbst auf. In 
den zwei Jahren ihrer Existenz war sie 
an das sächsisch-brandenburgische 
»Lausitzer Aktionsbündnis« um Seba¬ 
stian Richter angebunden und betrieb 
eine nach damaligen Standards pro¬ 
fessionelle Homepage. 
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Wenig später ging eine Homepage 
mit dem Titel »Jugendoffensive« an 
den Start, auf der mittels Videoclips 
und Texten Jugendliche motiviert wer¬ 
den sollten, sich dem »Widerstand« an¬ 
zuschließen. 


[1] Inszeniertes 
Pathos: Screenshot 
des Internetauftritts 
der «Spreelichter« 


Ein Webmaster in Lübbenau 

Betreiber von BNO- wie GGSOBB-Ho- 
mepage war der Lübbenauer Neonazi 
Marcel Forstmeier, der sein Webmas¬ 
ter-Handwerk in einem landesgeför- 
derten Existenzgründerprogramm er¬ 
lernt hat. Er war bei einem brutalen 
Überfall zugegen, bei dem 2005 eine 
Gruppe Neonazis eine antifaschistische 
Infoveranstaltung in Cottbus stürmte. 
Forstmeier, Jahrgang 1981, zählt zum 
Kern des »Spreelichter«-Netzwerks. 
Eine der ersten Kampagnen richtete 
sich 2009 gegen einen lokalen Erdbeer¬ 
bauern und dürfte ihn in finanzielle 
Schwierigkeiten gebracht haben. Zu¬ 
erst wurden verschiedene Flugblätter 
veröffentlicht. Der Bauer sei nicht nur 
ein Kapitalist, er setze auch giftige 
Chemikalien ein und beschäftige oben¬ 
drein osteuropäische Saisonarbeiter- 
_innen. Später wurden Erdbeerver¬ 
kauf sstände niedergebrannt und es gab 
einen Einbruch auf dem Hof des Bau¬ 
ern. Fotos davon tauchten auf der 
»Spreelichter«-Webseite auf. Die fol¬ 
gende juristische Auseinandersetzung 
um eines der Hetzflugblätter brachte 
Forstmeier schlussendlich eine saftige 
Geldstrafe ein. Ein weiterer alter Be¬ 
kannter tritt inzwischen in Zusammen¬ 
hang mit den »Spreelichtern« wieder 
in Erscheinung. Maik Eminger, ehemals 
um den »Schutzbund Deutschland« ak¬ 
tiv, engagiert sich mittlerweile für eine 
Potsdamer Kameradschaft, die zuwei¬ 
len auch als JN-Stützpunkt auftritt - 
und massiv auf Propaganda mit der 
»Volkstod«-Parole setzt. 


Pathetische Phrasen 

Neben den sorgfältig vorbereiteten, 
nachahmbaren und vergleichsweise 
einfallsreichen Aktionen dürfte die 
Ästhetik der »Spreelichter« ein wich- 
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tiger Faktor sein, der das Konzept zum mit einem übergeordneten Sinn aus- 
Erfolgsmodell werden ließ. Die Spra- statten lässt. Gezeichnet wird das Bild 
che in den Veröffentlichungen bedient eines totalitären, maschinenartig-see- 
sich eines ausufernden, zuweilen über- lenlosen und volksfeindlichen Staates, 
steuerten Pathos. gegen den sich eine mutige und opfer- 

Ein »Heldengedenken« in einem bereite Bewegung von »Widerstands- 

Waldstück 2010 wird auf der »Spree- kämpfern« auflehnt. Mit literarischen 

lichter«-Seite so beschrieben: »Ver- und filmischen Anleihen wird diese 

traut ist das Bild sich versammelnder Deutung illustriert. Gern wird beispiels¬ 
bekannter und unbekannter Gesichter, weise George Orwells Roman »1984« 

die in kleinen Gruppen beieinander herangezogen, die Hintergrundmusik 

stehen. Aufregung und Anspannung zum Video der »Unsterblichen« stammt 

sprechen aus den Mienen der Jünge- aus dem Soundtrack von »Matrix Re- 

ren, wissend, dass sie die Grenze des volutions«. Die Masken bei den »Un- 

Erlaubten schon überschritten haben. sterblichen«-Aktionen sind dann wohl 

Routine und Gelassenheit stehen in auch weniger Referenz an ähnliche 

den Gesichtern der Älteren. Allzu be- Optik bei den linken »Überflüssigen« 

kannt ist das Bild, der Klang der vie- oder den »Anonymous«-Hackern, son- 

len leisen Stimmen, der Geruch von dern ein direkter Verweis auf den Film 

nassem Laub. Wer sich an diesem No- »V wie Vendetta«. Die von den »Spree- 

vemberabend hier eingefunden hat, lichtem« zitierten Verweise behandeln 

steht außerhalb der Gesellschaft eines allesamt Widerstandshandeln gegen 

Staates, der die Geschichte seines totalitäre Systeme und beschreiben 

Volkes verachtet.« die gemeine Bevölkerung als geblen- 

Auf Außenstehende mag solch eine dete, handlungsunfähige Objekte. Mit 

Sprache lächerlich wirken, für Szene- ihren Aktionen wollen die »Spreelich- 

affine werden jedoch Deutungen an- ter« dann auch das verblendete »Volk« 

geboten, über die sich das eigene Tun aus seiner Lethargie aufrütteln. Damit 
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einher geht ein Selbstverständnis als 
bereits erweckte, hellsichtige Avant¬ 
garde - man beachte nur die Lichtme¬ 
taphorik im Namen »Spreelichter« 
oder bei den Fackelmärschen. 

An regulär organisierten Demon¬ 
strationen beteiligen sich die »Spree¬ 
lichter« kaum. Bei den stattdessen 
durchgeführten Aktionen wird pein¬ 
lich genau darauf geachtet, die Betei¬ 
ligten unerkannt bleiben zu lassen. Es 
soll der Eindruck hinterlassen werden, 
die smarten, anonymen »Widerstands¬ 
kämpfer« könnten jederzeit und über¬ 
all zur Tat schreiten. Kurzum: Es wird 
ein Mythos konstruiert. Genau hieraus 
ergibt sich die Attraktivität der »Spree¬ 
lichter«-Aktionen. Auf dem Fronttrans¬ 
parent der »Unsterblichen«-Demon- 
stration in Bautzen stand »Damit die 
Nachwelt nicht vergisst, dass du Deut¬ 
scher gewesen bist«. In Kombination 
mit den Fackeln, den Masken und der 
halbkonspirativen Vorbereitung ergibt 
sich der mythische Gehalt der »Un¬ 
sterblichen« - und ihr faschistischer 
Charakter. 


Demografie und Demokratie 

Neben neonazistischen Standards in 
der Geschichtspolitik - etwa zum jähr¬ 
lichen Gedenken an den Hitlerstellver¬ 
treter Rudolf Heß - und tagespoliti¬ 
schen Kommentaren hat das »Spree- 
lichter«-Netzwerk vor allem die Themen 
Demokratie und Demografie aufs Ta¬ 
bleau gehoben. Die »Demokraten« 
seien verantwortlich für die Miseren 
der Jetztzeit, für soziales Elend, Ge¬ 
hirnwäsche und konsumistische Deka¬ 
denz. Man müsse sich im Rahmen der 
eigenen Politik in aller Entschieden¬ 
heit und ohne rhetorische Abstriche 
gegen das gesamte System richten. 
Dass die NPD bei Wahlen antritt macht 
sie zur Teilhaberin an ebenjenem Sys¬ 
tem. Die Partei sei »demokratisch« ver¬ 
blendet und darum abzulehnen: »Wer 
sich aus offenkundig kurzsichtigen oder 
utopischen Vorstellungen zur Teilnah¬ 
me an Wahlen der Demokraten ent¬ 
scheidet, stellt sich in der öffentlichen 
Wahrnehmung bewusst oder unbe¬ 
wusst auf die Seite jener, die denken, 
man könne alles zum Guten wenden, 


wenn man alle davon überzeugt, einen 
hierfür zu erwählen.« 

Die sozialen Probleme und den Be¬ 
völkerungsschwund in ihrer Region 
nutzen die »Spreelichter« recht ge¬ 
schickt als Agitationsthemen. An der 
Abwanderung trage das herrschende 
System die Schuld: »Die Demokraten 
bringen uns den Volkstod«. In der 
überschäumenden Rhetorik der »Spree¬ 
lichter« tauchen beispielsweise Mecha¬ 
nismen innerhalb des Kapitalismus 
nicht als Grund für soziale Not auf. Die 
Schuld wird ausschließlich im politi¬ 
schen System der »Demokratie« aus¬ 
gemacht. Und der Verfall sei absicht¬ 
lich hervorgebracht, richte sich ge¬ 
zielt gegen das deutsche Volk. Die 
»Demokraten« würden den »Volkstod« 
wollen, sie arbeiteten emsig im Dienst 
dunkler Mächte an der Ausrottung der 
Deutschen. Auf der Internetseite der 
»Unsterblichen« wird die Verknüpfung 
von Demokratie und Demographie ex¬ 
plizit versucht: »Die Unsterblichen sind 
junge Deutsche, die sich bundesweit 
auf öffentlichen Plätzen zusammen¬ 
finden, um auf das Schandwerk der De¬ 
mokraten aufmerksam zu machen. 
Worin dieses Schandwerk besteht? All 
den skandalösen, lächerlichen, peinli¬ 
chen und unsinnigen Taten der Demo¬ 
kraten, die wir alle tagtäglich erfah¬ 
ren und erahnen, ist eine Sache ge¬ 
mein: Sie führen in ihrer Gesamtheit 
zum Tod des deutschen Volkes. Allein 
die Statistik belegt es. So haben deut¬ 
sche Frauen im Durchschnitt 1,3 Kin¬ 
der. Was dazu führt, dass sich unser 
Volk von Generation zu Generation um 
etwa ein Drittel verringert.« ■ 


[1] Der frühere 
Brandenburger 
JN-Landeschef 
Jens Pakleppa zählt 
zum Netzwerk ultra¬ 
völkischer Neonaziak 
tivisten in Branden¬ 
burg. 
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Anschläge auf linke Parteistrukturen 


Ulla Jelpke ist Abge¬ 
ordnete der Links¬ 
fraktion im Bundes¬ 
tag und deren innen¬ 
politische Sprecherin 


Ulla Jelpke (Die Linke, MdB) 


Im Schnitt wurde im Sommer 2011 alle 
zwei Tage ein Angriff auf ein Büro der 
Linkspartei verübt. Mal fliegen Steine 
durch die Scheiben, mal sind es po¬ 
tentiell lebensbedrohliche Stahlge¬ 
schosse. Mal werfen Neonazis Akten 
durcheinander und zertrümmern Com¬ 
puterbildschirme, mal wird ätzende 
und übelriechende Buttersäure ins 
Büro gegossen, dann wieder werden 
die Schlösser verklebt. Eine von der 
Bundestagsfraktion erstellte unvoll¬ 
ständige Auflistung extrem rechter 
Gewalttaten und Übergriffe gegen Die 
Linke zählt weit über Hundert solcher 
Fälle zwischen Januar 2010 und Juni 
2011 auf. Immer wieder werden neo¬ 
nazistische Parolen und Morddrohun¬ 
gen an die Wand gesprüht - damit klar 
ist, wer für die Anschläge und Zerstö¬ 
rungen verantwortlich ist. Ebenfalls 
von rechten Anschlägen betroffen, 
wenn auch in deutlich geringerem 
Maße als die Linkspartei, sind Büros 
der SPD, der Jusos, der Falken sowie 
der Grünen. Bei einem Brandanschlag 
wurde Ende Juni 2011 das »Anton- 
Schmaus-Haus« der Falken in Berlin- 
Britz so stark zerstört, dass es vorerst 
nicht für die Kinder- und Jugendgrup¬ 
penarbeit weitergenutzt werden kann. 
Das nach einem von der SA ermorde¬ 
ten Aktivisten der sozialistischen Ar¬ 
beiterjugend benannte Falkenheim 
war in der Vergangenheit schon öfter 
Ziel von Neonazi-Attacken und auf der 
Internetseite des »Nationalen Wider¬ 
stands Berlin« als potentielles An¬ 


schlagsziel mit Adresse und Fotos ge¬ 
nannt. Auch auf mehrere andere linke 
Projekte in Berlin gab es Ende Juni 
Brandanschläge (vgl. S. 18). 

Aufgeklärt werden die meist nächt¬ 
lich verübten Anschläge nur selten. 
Nachdem im Juli und August eine 
Reihe von Anschlägen auf SPD-, DKP- 
und Linkspartei-Büros in Dortmund, 
Siegen und Hamm begangen und 
Drohparolen an die Wohnhäuser von 
bekannten Antifaschisten geschmiert 
wurden, wiegelte die Polizei mit Ver¬ 
weis auf den alljährlich von Neonazis 
Anfang September durchgeführten 
»Nationalen Antikriegstag« in Dort¬ 
mund ab: »In den Wochen davor häu¬ 
fen sich Angriffe rechtsextremer Täter 
auf die Büros linksgerichteter Par¬ 
teien - das ist jedes Jahr dasselbe und 
für uns nichts Neues«, erklärte der 
Dortmunder Polizeisprecher Wolfgang 
Wieland derartige »Störaktionen« zur 
Normalität. Obwohl die Dortmunder 
Neonaziszene auch polizeibekannt ist, 
wird kaum nach den Tätern gesucht. 
Nachdem mein Dortmunder Wahlkreis¬ 
büro in der Nacht vom 19. auf den 20. 
Juli 2011 bereits zum sechsten Mal 
Ziel eines neofaschistischen Angriffs 
war, wurde das »Ermittlungsverfahren 
gegen Unbekannt« von der Staatsan¬ 
waltschaft Dortmund in einer Rekord¬ 
geschwindigkeit von nicht einmal fünf 
Tagen eingestellt, »weil ein Täter nicht 
ermittelt werden konnte«. Dazu hieß 
es: »Weitere Nachforschungen verspre¬ 
chen zur Zeit keinen Erfolg.« 

Während Anschläge auf linke Par¬ 
teibüros und Treffpunkte für die Poli¬ 


zei vielerorts zur Bagatelle erklärt 
werden, heizen die Springer-Presse 
und Unionspolitiker das Klima, in dem 
solche Anschläge erst möglich wer¬ 
den, mit primitivster antikommunisti¬ 
scher Hetze nachhaltig an. Mitten in 
das Sommerloch platzte CSU-General- 
sekretär Alexander Dobrindt mit sei¬ 
ner Forderung nach »verschärfter Be¬ 
obachtung« der Linkspartei durch den 
Verfassungsschutz und der Einleitung 
eines möglichen Verbotsverfahrens ge¬ 
gen Die Linke. Erst wenige Tage davor 
hatte Dobrindts Parteifreund, Bundes¬ 
innenminister Hans-Peter Friedrich, 
ein neues Verbotsverfahren gegen die 
faschistische NPD abgelehnt. Als Be¬ 
gründung für Dobrindts Forderung 
musste einmal mehr ein Vortrag der 
Linke-Vorsitzenden Gesine Lötzsch auf 
der Rosa-Luxemburg-Konferenz im Ja¬ 
nuar in Berlin herhalten. Entsprechend 
der Aufgabenstellung der Konferenz 
hatte sie in ihrem zuvor bereits in der 
Tageszeitung junge Welt veröffentlich¬ 
ten Beitrag angegeben, »neue Wege 
zum Kommunismus« zu suchen. Diese 
verliefen bei ihr freilich nicht über 
eine gewaltsame Revolution und en¬ 
deten auch nicht in der Diktatur des 
Proletariats. Vielmehr erteilte die Links¬ 
parteivorsitzende autoritären Sozialis¬ 
musmodellen eine klare Absage und 
skizzierte eine sozialdemokratische 
Reformstrategie. Allein der Gebrauch 
des bösen »K-Wortes« hatte im Januar 
schon die Unionsparteien und die 
rechte Presse auf die Barrikaden ge¬ 
trieben. Dass an der Konferenz auch die 
DKP-Vorsitzende Bettina Jürgensen und 
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die von der bürgerlichen Presse unisono 
als »Ex-Terroristin« titulierte Linksak¬ 
tivistin Inge Viett teilnahmen, wurde 
Lötzsch ebenfalls zur Last gelegt. 

Dobrindt warf der Linkspartei auch 
vor, sie wolle eine andere Republik, 
weil sie den Kapitalismus zu überwin¬ 
den versuche. Zurecht hat der Ko-Vor- 
sitzende der Linkspartei, Klaus Ernst, 
in einem Kommentar für das »Neue 
Deutschland« darauf hingewiesen, dass 
Dobrindts Äußerungen »anmaßend, 
bedenklich und bestürzend zugleich« 
sind. Anmaßend sei die Forderung 
nach dem Linksparteiverbot insbeson¬ 
dere, da das Grundgesetz zwar die Men¬ 
schenwürde, die demokratische Wil¬ 
lensbildung, die Meinungsfreiheit und 
den Sozialstaat schütze, nicht aber den 
Kapitalismus. 

Auch 22 Jahre nach dem Ende der 
DDR muss die Mauer- und Stasi-Keule 
dafür herhalten, jede Kritik am Kapi¬ 
talismus zu diskreditieren. Jede Alter¬ 
native soll so von vornherein als »sta- 
linistisch« und letztlich im Gulag en¬ 
dendes Unrecht diffamiert werden. 


Glücklicherweise lassen sich davon 
angesichts der tatsächlichen Verwer¬ 
fungen des Kapitalismus und dessen 
weltweiter Krise immer weniger Men¬ 
schen beeindrucken. Dort, wo Die 
Linke bei Wahlen Stimmen verliert, hat 
dies nicht mit ihrer differenzierten 
Positionierung zur DDR-Vergangen- 
heit, sondern eher mit einer zu star¬ 
ken Anpassung an bürgerliche Realpo¬ 
litik in der Gegenwart zu tun. Dass der 
von Dobrindt und Konsorten gepre¬ 
digte Antikommunismus damit keinen 
fruchtbaren Boden mehr finden würde 
und nur noch den rechten Rand der 
CSU bindet, wäre allerdings ein Fehl¬ 
schluss. Denn in Teilen der bürgerli¬ 
chen wie extremen Rechten hat längst 
eine Neuinterpretation dessen, was 
unter »Sozialismus« oder »Marxismus« 
verstanden wird, stattgefunden. Dies 
verdeutlichen die Anschläge von Oslo 
im Juli diesen Jahres. 

Dass Islamhass ein zentrales Motiv 
für diese Anschläge mit 77 Toten war, 
wurde weithin zur Kenntnis genom¬ 
men. Doch nicht etwa einer Moschee 
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oder explizit muslimischen Jugendli¬ 
chen galten die Anschläge von Anders 
Behring Breivik. Sie richteten sich 
vielmehr gegen die sozialdemokrati¬ 
sche Regierung und ein Ferienlager 
der Arbeiterjugend. Aus der Sicht des 
Attentäters war dies durchaus schlüs¬ 
sig. Denn das zweite zentrale Feind¬ 
bild Breiviks war der »Marxismus« be¬ 
ziehungsweise der »Kulturmarxismus«. 
»Marxisten« würden Hand in Hand mit 
der arabisch-islamischen Welt und ver¬ 
mittelt durch die Ideologie des Multi¬ 
kulturalismus an der Islamisierung 
Europas arbeiten, lautet die in Breiviks 
1500-seitigem Manifest verkündete 
Verschwörungstheorie. Die »Marxisten« 
sind für Breivik bereits die keineswegs 
radikalen Sozialdemokraten der in 
Norwegen regierenden Arbeiterpartei 
und ihre Jugendorganisation Arbeiter¬ 
jugend. Die meisten der Toten waren 
Mitglieder der Arbeiterjugend. Damit 
handelt es sich bei dem Anschlag auf 
der Insel Utoya um das schlimmste 
Massaker an Sozialisten in Europa, das 
seit Entstehen der Arbeiterbewegung 
in Friedenszeiten außerhalb von Krie¬ 
gen und niedergeschlagenen Revolu¬ 
tionen begangen wurde. Dass Anti¬ 
kommunismus ein so entscheidendes 
Motiv für den Massenmord von Oslo 
war, bleibt in der öffentlichen Wahr¬ 
nehmung allerdings weitestgehend 
unbemerkt. 

Um nicht missverstanden zu werden: 
Natürlich besteht ein Unterschied zwi¬ 
schen der unsinnigen Forderung nach 
einem Verbot der Linkspartei und den 
als Akte der Selbstjustiz von Neofa¬ 
schisten verübten Anschlägen auf Par¬ 
teibüros. Und glücklicherweise waren 
bei diesen Anschlägen bislang keine 
Toten zu beklagen. Von Einschüchte¬ 
rungsterror gegen die Linkspartei 
kann durchaus gesprochen werden, 
von Terrorismus (noch) nicht. Den¬ 
noch ist Wachsamkeit geboten. ■ 


[1] Am 18. Mai 2011 
beschädigten Unbe¬ 
kannte das Wahlkreis¬ 
büro der Bundestags¬ 
abgeordneten Halina 
Wawzyniak (Die Linke) 
in Berlin-Kreuzberg. 
Vier Tage zuvor ver¬ 
suchten Neonazis hier 
einen Aufmarsch 
durchzuführen. 
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Der Mord an Kamal Kilade 


Tatmotiv: »Ausländerhass« 


1| Hilfsorganisation für 
nationale Gefangene 
und deren Angehörige 
e.V. (HNG) (Hrsg.): 
Nachrichten der HNG, 
Nr. 231/2000, S.4. 


Das Urteil im Prozess um den Mord an 
dem 19-jährigen Kamal Kilade in Leipzig 
am 24. Oktober 2010 ist bemerkenswert. 
Nach fünf Verhandlungstagen kam die 
Schwurgerichtskammer am Landgericht 
Leipzig zu der Überzeugung, dass die 
beiden angeklagten Neonazis Daniel 
Kappe (29) und Marcus Eckardt (33) 
»nicht wahllos irgendein Opfer« gesucht 
hätten, »um Aggressionen abzubauen«. 
Vielmehr hätten sie »ein in ihr Welt- und 
Feindbild passendes Opfer gesucht und 
in Kamal Kilade gefunden«. 

Den »Ausländerhass« des bekennenden 
Neonazis Marcus Eckardt, der erst zehn 
Tage vor dem Angriff auf Kamal aus 
der Haft entlassen worden war, hielt 
das Landgericht Leipzig für das »tra¬ 
gende Motiv« für den tödlichen Mes¬ 
serstich gegen den jungen irakischen 
Migranten - auch wenn während der 
Tat an sich keine rassistischen Belei¬ 
digungen gefallen waren. Entspre¬ 
chend wurde der einschlägig vorbe¬ 
straften Marcus Eckardt am 8. Juli 
2011 dann auch wegen Mordes zu 
dreizehn Jahren Haft mit anschlie¬ 
ßender Sicherungsverwahrung verur¬ 
teilt. Sein Mittäter Daniel Kappe kam 
dagegen mit drei Jahren Haft wegen 
vorsätzlicher Körperverletzung glimpf¬ 
lich davon, obwohl er es gewesen war, 
der den Angriff auf Kamal begonnen 
hatte. Mit dem Urteil setzte sich die 


Kammer gleich in zweifacher Hinsicht 
über die Staatsanwaltschaft Leipzig 
hinweg: Diese hatte ein politisch rech¬ 
tes und rassistisches Motiv in allen öf¬ 
fentlichen Stellungnahmen und in der 
Anklageschrift konsequent verneint 
und für den Haupttäter lediglich auf 
eine Verurteilung wegen Totschlags 
plädiert. 

Zum Tathergang stellte das Gericht 
fest, dass sich Eckardt und Kappe am 
Abend des 24. Oktober 2010 mit einem 
ehemaligen Kameraden auf Sauftour 
begeben hatten, um Eckardts Haftent¬ 
lassung zu feiern. Am Ende der Nacht 
ließen sich Eckardt und Kappe be¬ 
wusst auf der Suche nach »Feinden 
wie Junkies oder Ausländern« - so der 
Vorsitzende bei der Urteilsverkündung 
- von ihrem Begleiter zu einem klei¬ 
nen Park am Leipziger Hauptbahnhof 
fahren. Dort wurden die beiden Neo¬ 
nazis auf Kamal wohl deshalb aufmerk¬ 
sam, weil der sich gerade mit seiner 
Freundin stritt, während ein jüngerer 
russlanddeutscher Freund etwas ab¬ 
seits auf einer Parkbank den Streit 
verfolgte. »Gibt es ein Problem?« soll 
der 19jährige Kamal noch gefragt ha¬ 
ben, als er sah, dass die beiden Neona¬ 
zis zunächst auf seinen Freund einre¬ 
deten. »Jetzt ja«, antwortete Daniel 
Kappe nach Überzeugung des Gerichts 
und ging dann direkt mit Faustschlä¬ 
gen auf den Teenager los. Dem gelang 
es zunächst noch auszuweichen. Dann 
jedoch setzte Kappe Pfefferspray ein 
und Kamal konnte sich nicht mehr 
wehren. Währenddessen hatte Marcus 
Eckardt zunächst den 17-jährigen 
Freund von Kamal bedroht und stach 
schließlich mit seinem Messer auf Ka¬ 
mal ein. 


Neonazi-Hegemonie in Knästen 

Anhand der knapp zwei Jahrzehnte 
umfassenden Knastkarriere des 1978 
in Erfurt geborenen Marcus Eckardt 
wird u.a. deutlich, wie wirkungslos 
die akzeptierende Sozialarbeit der 
frühen 1990er Jahre war und wie um¬ 
fassend die Hegemonie der extremen 
Rechten in vielen Jugendknästen und 
Haftanstalten in Thüringen und Sach¬ 
sen seit Jahren ist. Der von Kopf bis 
Fuß mit neonazistischen Parolen wie 
»White Power« und Symbolen wie Ha¬ 
kenkreuzen und SS-Runen tätowierte 
Eckardt schloss sich bereits 1992 als 
Dreizehnjähriger der rechten Szene in 
Erfurt an. Erste Straftaten führten dann 
u.a. dazu, dass er - unterbrochen von 
Jugendhaftanstalten - in ein Erfurter 
Jugendwohnheim zog und von dort 
aus im Rahmen einer »erlebnispäda¬ 
gogischen Maßnahme« auf eine neun¬ 
monatige begleitete Schiffsreise ins 
Mittelmeer starten durfte. Ab 1998 bis 
zum 14. Oktober 2010 war Eckardt un¬ 
unterbrochen in Haft - u.a. in Erfurt, 
Weimar, Ichtershausen in Thüringen 
sowie in Tonna, Bautzen und Wald¬ 
heim in Sachsen. 

Die Haftzeit nutzte Eckardt vor al¬ 
lem dazu, sich fester an die Neonazi¬ 
szene zu binden. In einem angehalte¬ 
nen Brief aus der Haftanstalt Waldheim 
berichtete er, er erhalte Unterstützung 
von »Kameraden«, höre viel »patrioti¬ 
sche Musik« und befinde sich seit ca. 
»acht Jahren in der Bewegung«. 
Während seiner Haftzeit in der thürin¬ 
gischen Jugendstrafanstalt Ichters¬ 
hausen wurde Eckardt von der jüngst 
verbotenen neonazistischen »Hilfsor¬ 
ganisation für nationale Gefangene 
und deren Angehörige« (HNG) 1 in de- 
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ren monatlicher »Gefangenenliste« 
aufgeführt (vgl. AIB #80). Und 
während seiner Inhaftierung in der 
JVA Tonna im Jahr 2007 wurden in sei¬ 
ner Zelle eine Bauanleitung für einen 
Brandsatz und eine schwarz-weiß¬ 
rote Fahne beschlagnahmt. Abweich¬ 
ler, vermeintliche Sexualstraftäter und 
Nicht-Deutsche erniedrigte und mis¬ 
shandelte er. Wegen Vergewaltigung 
in drei Fällen, gefährlicher Körperver¬ 
letzung in fünf Fällen und Körperver¬ 
letzung in zwei Fällen - das Opfer war 
dabei immer ein Mithäftling in der Ju¬ 
gendhaftanstalt Gotha, der von Eck- 
ardt und weiteren Mithäftlingen durch 
gezieltes Verbrühen und Verbrennen 
mit heißem Wasser und Tauchsiedern 
regelrecht gefoltert wurde - sowie we¬ 
gen weiterer Gewaltdelikte u.a. gegen 
einen Mithäftling, weil dieser nicht 
»gut genug Deutsch« sprach, ver¬ 
büßte Eckardt bis zum Oktober 2010 
eine Gesamtfreiheitsstrafe von acht¬ 
einhalb Jahren. Nach seiner Fest¬ 
nahme wegen des Mordes an Kamal 
fanden die Ermittler in seiner neuen 
Erfurter Wohnung zwar keine Möbel, 
aber drei Kisten voller neonazistischer 
Propaganda und einschlägiger Musik, 
die aus seiner Haftzeit stammten. 

Wenige Tage nach seiner Haftent¬ 
lassung hatte sich Eckardt eigens in 
einem Erfurter Waffengeschäft ein 
Messer mit einer 8,5 cm langen Klinge 
und ein Pfefferspray besorgt. Dann be¬ 
gab er sich auf Besuchsreise bei »Ka¬ 
meraden«. Die erste Station: Leipzig. 
Dort wollte er seinen Knastkameraden 
Daniel Kappe besuchen, den er in der 
JVA Waldheim kennengelernt hatte. 

Unter Neonazi-Schlägern 

Daniel Kappes Weg in die Neonazi¬ 
szene hatte als Teenager in seiner Ge¬ 
burtsstadt Leipzig begonnen; nach ei¬ 
nem Umzug nach Aachen im Jahr 2001 
schloss sich der Sohn eines sächsi¬ 
schen Polizeibeamten mit enger Eltern¬ 
bindung der Kameradschaft Aachener 
Land (KAL) an (vgl. AIB #91). Dort 
fiel er vor allem als brutaler Schläger 
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gegen Linke, aber auch szeneintern 
auf. Strafrechtliche Konsequenzen 
hatte sein Verhalten in drei Fällen. Im 
Oktober 2005 hatte Kappe in Langer- 
wehe bei Aachen einen nicht-rechten 
Jugendlichen u.a. als »Scheiß Zecke« 
beschimpft und ihn körperlich be¬ 
droht. Im Februar 2007 verurteilte das 
Landgericht Aachen Kappe wegen un¬ 
terlassener Hilfeleistung; er hatte ta¬ 
tenlos zugesehen, als eine junge Frau 
aus dem Umfeld der KAL von zwei Ka¬ 
meradschaftsaktivisten misshandelt 
wurde. Im gleichen Jahr verurteilte 
das Landgericht Aachen ihn wegen 
Geiselnahme und gefährlicher Körper¬ 
verletzung zu drei Jahren Haft. Ge¬ 
meinsam mit anderen Neonazis hatte 
Kappe bei einer kameradschaftsinter¬ 
nen Racheaktion zunächst die Schwe¬ 
ster eines »Kameraden« über Stunden 
entführt, um dessen Aufenthaltsort zu 
erfahren, und war dann über den 
Mann hergefallen. Absitzen musste 
Kappe die Strafe u.a. in der sächsi¬ 
schen Haftanstalt Waldheim, wo er 
dann auch Marcus Eckardt kennen¬ 
lernte. Im April 2010 setzte das Land¬ 
gericht Chemnitz die Verbüßung von 
Kappes Reststrafe auf dessen Antrag 
hin zur Bewährung aus und beschei¬ 
nigte ihm trotz fortgesetzter Kontakte 
zur Neonaziszene eine »günstige Sozi¬ 
alprognose«. Im Prozess vor dem 
Landgericht Leipzig bemühte sich der 
29-jährige Kappe sehr, sich als Aus¬ 
steiger aus der Neonazi-Szene zu prä¬ 
sentieren. So behauptete er beispiels¬ 
weise, nach seiner Haftentlassung im 
Mai 2010 kein Geld gehabt zu haben, 
um sich »neutrale« Kleidung zu kau¬ 
fen. Nur deshalb habe er am Tatabend 
ein T-Shirt mit dem Aufdruck »Kick 
off, Antifascists« sowie eine Thor- 
Steinar-Jacke getragen. 

In seinem Teilgeständnis griff er 
zudem tief in die Mottenkiste der alt¬ 
bekannten Entlastungsstereotype. Er 
sei am Tatabend betrunken gewesen, 
Neonazi sei er nur geworden, weil er 
als Sachse in Aachen keine andere 
Wahl gehabt hätte, sich irgendwo an¬ 




Urtoil gegen Killer 

Marcus E hatte bereits 13 Jahre im Knast gesessen, u a wegen dreifacher 
Vergewaltigung. Nur zehn Tage nach der Entlassung erstach er Kamal K 
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zuschließen. Ausländerfeindlich sei 
er auch nicht, weil er bei seinem Job 
auch einen kubanischen Kollegen 
habe. Das Gericht überzeugte Kappe 
damit zwar nicht, dennoch verzichte¬ 
ten die Richter darauf, der Frage der 
engagierten und angesichts des 
staatsanwaltschaftlichen Desinteres¬ 
ses unverzichtbaren Nebenklage nach¬ 
zugehen, wer Kappes Wohnung nach 
dessen Festnahme im Fall Kamal Ki¬ 
lade und vor Eintreffen der Durchsu¬ 
chungsbeamten »gesäubert« hatte. 
Dubios auch, dass die durchsuchen¬ 
den Beamten bei ihm lediglich einige 
neonazistische Pins feststellten, ein¬ 
schlägige Szenekleidung aber mit dem 
Hinweis, sie hätten nur nach »verbo¬ 
tenen Symbolen« gesucht, schlicht- 
weg ignorierten. 

Während Kappe das Urteil annahm 
und nun auf seinen erneuten Haftan¬ 
tritt wartet, hat Eckardt Rechtsmittel 
gegen seine Verurteilung eingelegt, 
über die der Bundesgerichtshof ent¬ 
scheiden muss. Abzuwarten bleibt, ob 
die sächsische Landesregierung und 
die Bundesregierung Kamal Kilade 
nun als Opfer rechter Gewalt anerken¬ 
nen - bislang war das nicht der Fall.« 


[1] Srceenshot: Bild.de 
vom 08.07.2011 
Zu sehen Marcus Eck¬ 
ardt. 


3.201 1 92 AIB 29 













Burschenschaftliche Lebenswelten 


Braunzone 


Burschenschaftliche 

Lebenswelten 

Ein »Leak« enthüllt Interna der 
Deutschen Burschenschaft 


Heftige Flügelkämpfe, begleitet von der 
Veröffentlichung umfangreicher interner 
Dokumente im Internet, erschüttern die 
Deutsche Burschenschaft. Das »DB-Leak« 
bietet unter anderem äußerst aussage¬ 
kräftige Einblicke in die burschenschaftli¬ 
che Lebenswelt - und zeigt nebenbei, 
wie der Verband seine Aktivitäten ins 
benachbarte Ausland auszuweiten sucht. 

Einwände gab es nicht. Ohne beson¬ 
dere Debatte nahm die Deutsche Bur¬ 
schenschaft (DB) auf dem Burschen¬ 
tag 2006 den Antrag der Hamburger 
Burschenschaft Germania an, mit Blick 
auf die voranschreitende europäische 
Integration die »burschenschaftlich- 
politische Ausrichtung« des Verban¬ 
des »neu auszurichten«. Man müsse in 
Zukunft nicht nur eine »offensive Un¬ 
terstützung der Volkstumsarbeit in 
Gebieten deutscher Minderheiten« leis¬ 
ten, besonders in den »deutschen Ost¬ 
gebiete [n]«, hieß es in dem Antrag. Es 
gehe auch um eine »Zurückdrängung 
weiterer Multikultisierung« der Bun¬ 
desrepublik Deutschland und Öster¬ 
reichs »durch weitere Zuwanderung 
und Aufnahme von Flüchtlingen kul¬ 


turferner Herkunft«. Zugleich sei eine 
»Umkehr der demographischen Katas¬ 
trophe aufgrund stetigen Geburten¬ 
rückgangs« bei Deutschstämmigen 
vonnöten. Schließlich hätten Bur¬ 
schenschafter zukünftig »Widerstand« 
zu leisten gegen die »Gesinnungsdik¬ 
tatur der sog. >Political Correctness<«, 
hieß es in dem Antrag. Der Burschen¬ 
tag stimmte ohne Widerrede zu. 

Seit Juni kommt die DB aus den 
Medienschlagzeilen nicht mehr her¬ 
aus. Rechtsaußen-Kräfte wie etwa die 
Hamburger Burschenschaft Germania 
wollen dem Verband zu neuer Schlag¬ 
kraft verhelfen und bemühen sich 
deshalb, ihre politische Linie in der 
DB festzuzurren. Notfalls werde man 
»halt den Laden übernehmen«, heißt 
es aus diesem Flügel in Anspielung auf 
die sichere strukturelle Mehrheit, über 
die er verfügt. Der verbandsintern 
weitaus schwächere konservative Flü¬ 
gel ist nicht wirklich in der Lage, dem 
Durchmarsch der Ultrarechten Hand¬ 
festes entgegenzusetzen, und greift 
daher in seiner Not auf die Medien 
zurück. Immer neue an die Öffentlich¬ 
keit lancierte Interna liefern ausrei¬ 
chend Stoff für Schlagzeilen, die dem 
Rechtsaußen-Flügel eine katastrophale 
Presse verschaffen und ihn unter 
Druck setzen seine Offensive einzu¬ 
stellen. Das Material zeigt allerdings 
auch, dass selbst Rechtsaußen-Posi¬ 


tionen wie etwa diejenigen aus dem 
Antrag der Hamburger Burschenschaft 
Germania von 2006 in der DB konsens¬ 
fähig sind - und es liefert zudem präg¬ 
nante Einblicke in die burschenschaft¬ 
liche Lebenswelt. 

Beispiele? Die akademische Bur¬ 
schenschaft Arminia Czernowitz zu Linz 
hielt im November 2007 einen »Frei¬ 
heitskommers« ab. Als Festredner war 
Bernd Rabehl angekündigt, der sich 
damals mit Auftritten auf NPD-Veran- 
staltungen einen Namen gemacht 
hatte. Es kam zu heftigen Protesten in 
der Öffentlichkeit. Auch in der DB gab 
es im Vorfeld Streit. Die Burschen¬ 
schaft Arminia Czernowitz hatte beim 
Dachverband einen finanziellen Zu¬ 
schuss beantragt, und daher gab es auf 
dem Burschentag eine kleine Ausein¬ 
andersetzung um den »Freiheitskom¬ 
mers«. Empört habe er feststellen müs¬ 
sen, schimpfte ein Burschenschafter, 
dass bei einem ähnlichen Kommers in 
Wien das »Lied der Deutschen« nicht 
habe gesungen werden dürfen. »Es 
gehe nicht an«, zitiert ihn das interne 
Protokoll, »daß die DB einerseits stets 
gern als Zahlmeister herangezogen 
werde, dann aber das Lied ihres Ver¬ 
bandsbruders Hoffmann von Fallersle¬ 
ben boykottiert werde.« Ein harter Vor¬ 
wurf, auf den die Arminia Czernowitz 
umgehend reagierte: »Die Antragstel¬ 
lerin versichert, daß auf dem geplan- 
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ten Kommers das Lied der Deutschen 
in allen drei Strophen steigen werde.« 
Damit waren alle Zweifel ausgeräumt, 
der Burschentag genehmigte den ge¬ 
wünschten Zuschuss von 1.500 Euro. 
Später wurde in internen Rundbriefen 
für Rabehls Festrede geworben. 

Ein weiteres Beispiel stammt eben¬ 
falls vom Burschentag 2005. Die Alte 
Rostocker Burschenschaft Obotritia 
machte sich Gedanken um die Mensur. 
Sie schlug vor, die DB solle für das 
studentische Fechten mit scharfen 
Waffen eine Unfallversicherung ab¬ 
schließen. Der Antrag stieß weithin auf 
Unverständnis. Natürlich, suchte der 
DB-Fechtbeauftragte den Vorschlag zu 
verteidigen, seien die üblichen Ge¬ 
sichtsverletzungen, die »Schmisse«, 
von der Unfallversicherung nicht ge¬ 
deckt - aber doch »die Folgen der 
Schmißverletzungen. Und gerade dar¬ 
auf komme es an«, heißt es im Ta¬ 
gungsprotokoll. »Die Schmisse selbst 
würden in den meisten Fällen vor Ort 
medizinisch versorgt. Es gehe in der 
Hauptsache um die Finanzierung der 
Wiederherstellungsmaßnahmen von 
schweren Schmißverletzungen mit 
Langzeitfolgen«, also nicht »ums 
Zunähen der Wunden, sondern um die 
Behandlung der längerfristigen Fol¬ 
gen.« Der Vorschlag, eine Unfallversi¬ 
cherung abzuschließen, fand auf dem 
Burschentag keine Mehrheit - mit ei¬ 


nem durchtrennten nervus facialis 
muss ein Burschenschafter eben im 
Zweifelsfalle leben. 

Neben diversen interessanten De¬ 
tails zeigen die »DB-Leak«-Dokumente 
unter anderem eines: Dass die DB im¬ 
mer wieder Aktivitäten in Wohngebie¬ 
ten deutschsprachiger Minderheiten im 
Ausland entfaltet, vor allem in Polen. 
Zumindest zeitweise gab es intensive 
Kontakte zur dortigen deutschspra¬ 
chigen Minderheit und deren Organi¬ 
sationen, etwa zur »Jugendfraktion 
der Deutschen Minderheit«, deren da¬ 
malige Vorsitzende im August 2004 im 
Haus der Berliner Burschenschaft der 
Märker weilte, wo man sich vornahm, 
die Beziehungen künftig weiter aus¬ 
zubauen. Keine drei Jahre zuvor hat¬ 
ten die Polen-Aktivitäten der DB einen 
Eklat verursacht, der selbst verbands¬ 
intern zur Einrichtung einer Untersu¬ 
chungskommission führte. Nach einer 
DB-Tagung im polnischen Göra Swietej 
Anny (vormals Annaberg/Oberschle- 
sien) war es zu Klagen gekommen, die 
im Burschentags-Protokoll aus dem 
Jahr 2002 nachzulesen sind. Unter an¬ 
derem hatte sich der Leiter eines Pil¬ 
gerheimes beschwert, dass Burschen¬ 
schafter nachts um drei in der Haus¬ 
kapelle betrunken seltsame Lieder 
grölten. 

Der Abschlussbericht des untersu¬ 
chenden Burschenschafters konnte 


die Lage zumindest punktuell ent¬ 
spannen. So sei, erklärte er in einem 
»persönlichen Nachwort«, das Verhal¬ 
ten der inkriminierten Burschenschaf¬ 
ter »zweifellos [...] skandalös« gewe¬ 
sen. Allerdings müsse »auch gesagt 
werden, dass durch >stille Post< viele 
Vorgänge unnötig dramatisiert und in 
Superlative verwandelt wurden«. »So 
wurde aus dem, ausgesprochen genug 
schlimmen, Nasenstupser eines völlig 
alkoholisierten Verbandsbruders bei 
einer Nonne durch die >stille Post< ein 
Grabscher an den Busen und das Sin¬ 
gen von gänzlich unangebrachten und 
deplazierten Soldatenliedern aus der 
Zeit des Zweiten Weltkrieges wurde 
zum >Horst-Wessel-Lied< interpretiert«. 
»Andere Gerüchte«, klagte der Bur¬ 
schenschafter, »malten gar Hitlergrüße 
vor allen Kruzifixen durch Verbands¬ 
brüder aus«. Dafür, erklärte er aus¬ 
drücklich, habe er keinerlei Beweise 
finden können. Dessen ungeachtet 
seien die involvierten Herren schwerer 
Strafe zugeführt worden; einige hät¬ 
ten mehrere Wochen lang ihr Bur¬ 
schenband nicht tragen dürfen. Und 
gegen die »vier erstmalig auffällig ge¬ 
wordenen Mitglieder« habe man sogar 
ein Alkoholverbot für das gesamte lau¬ 
fende Semester verhängt. ■ 
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Geschichte & Organisierung 

der Antifa 

Buchprojekt bei theorie.org erschienen 


AIB: Stellt doch euch und euer Buch 
sowie die damit verbundene Inten¬ 
tion, die Geschichte »der Antifa« zu 
schreiben, vor. 

Moritz: Wir vier sind seit Jahren in der 
antifaschistischen Linken in Frankfurt 
a. M. aktiv und haben für die Reihe 
theorie.org ein Buch über die Geschich¬ 
te der Antifa geschrieben. Klar ist, dass 
es natürlich nicht »die Antifa« gibt, 
sondern das Label Antifa heute eine 
sehr ausdifferenzierte Bewegung mit 
ganz unterschiedlichen Schwerpunk¬ 
ten in Theorie und Praxis bezeichnet. 
Mirja: Trotzdem denken wir, dass es 
einige grundlegende Gemeinsamkeiten 
in der Symbolik, der Organisierung und 
den historischen Bezügen gibt, die es 
in einem gewissen Sinne möglich ma¬ 
chen, von »der Antifa« zu sprechen. 
Aber selbst diese Annahme erlaubt 
noch lange nicht, eine Geschichte der 
Antifa zu vermuten: Die subjektiven 
Perspektiven der jeweiligen Autorin¬ 
nen spiegeln sich durch Fokussierun¬ 
gen und die Wahl eines bestimmten 
roten Fadens wieder - gerade dann, 
wenn es um eine so bewegte Ge¬ 
schichte wie die der Antifa geht. 

Jan: Ziel war es, im Format einer Ein¬ 
führung die Geschichte des radikalen 
Antifaschismus in Deutschland zu 
schreiben, also desjenigen, der nicht 
nur antifaschistisch, sondern auch re¬ 
volutionär war oder zumindest sein 
wollte. Damit wollen wir jüngeren als 
auch älteren Antifas einen Überblick 


bieten. Wir versuchen, trotz aller Wi¬ 
dersprüche und unterschiedlicher so¬ 
zialer Bedingungen, eine Brücke zu 
schlagen von der Antifaschistischen 
Aktion des Jahres 1932 über die ver¬ 
schiedenen Ausprägungen, die radi¬ 
kaler Antifaschismus in den folgenden 
Jahrzehnten genommen hat, bis in die 
Gegenwart. 

Lena: Überall sind innerhalb der Anti- 
fabewegung historische Bezüge prä¬ 
sent. Das reicht vom Antifa-Logo bis 
zur LL-Mobilisierung, vom »Stalingrad 
'43«-Shirt und Parolen ä la »Bomber 
Harris, do it again!« bis zur Orientie¬ 
rung an der Organisationsform der 
AA/BO. Bei dem Buch geht es ein 
Stück weit auch um die Klärung der 
Frage: Worauf bezieht man sich da? Es 
geht darum, die eigene Geschichte zu 
vergegenwärtigen und die kritische 
Frage zu stellen, was daraus an Erfah¬ 
rungen und politischen Konzepten 
übernommen werden kann - und was 
in die Kategorie »Folklore und Hero¬ 
isierung« gehört. 

AIB: Ihr beschreibt »die Antifa« als 
die linksradikale Soziale Bewegung 
der 1990er. Kann bei aller Unter¬ 
schiedlichkeit der verschiedenen 
Akteur__innen und ihrer Motive, sich 
antifaschistisch zu engagieren von 
der »Antifa« als Bewegung gespro¬ 
chen werden? 

Mirja: Wie gesagt, Antifa bezeichnet 
eine sehr heterogene Bewegung mit 


ganz unterschiedlichen lokalen Vor¬ 
aussetzungen: Z.B. Dorf, Klein- oder 
Großstadt? Bedeutung der Neonazi¬ 
szene? Linke Infrastruktur? Ebenso 
unterschiedlich wie die Bedingungen 
sind die Antworten der jeweiligen An¬ 
tifas. Auch wenn viele Einschätzungen 
und Theorien der Gruppen sich wider¬ 
sprechen, hat sich insbesondere seit 
den 1990ern aus dieser Unterschied¬ 
lichkeit dennoch eine Bewegung ent¬ 
wickelt, die mehr als zwei wehende 
Fahnen verbindet. U.a. die Form der 
Organisierung, das positive Verhältnis 
zu Militanz oder die kritische Haltung 
gegenüber Staat und Kapitalismus 
deuten auf Gemeinsamkeiten hin, die 
von einer Bewegung sprechen lassen. 

AIB: Beim Durchlesen eures Buches 
sticht eine Fokussierung auf die in 
der Antifaschistischen Aktion / 
Bundesweite Organisation (AA/BO) 
organisierten Gruppen und ihre Po¬ 
litik hervor. In der Regel waren dort 
bundesweit 10-15 Gruppen organi¬ 
siert. Gleichzeitig gab es in 
Deutschland immer weit über 100 
Antifa-Gruppen und Initiativen. 
Warum so ein Fokus auf diese zehn 
Prozent? Ist das nicht Geschichtsk¬ 
litterung? 

Lena: Das ist eine berechtigte Frage 
und die Vielfalt der Antifa darf tat¬ 
sächlich nicht vergessen werden. Der 
Schwerpunkt des Buches liegt aber 
neben der Geschichte auf der Organi- 
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sierung. In Bezug darauf lässt sich sa¬ 
gen, dass die AA/BO und insbeson¬ 
dere die Antifa [M] bis heute stilbil¬ 
dend für eine bestimmte Form der Or¬ 
ganisierung, der Öffentlichkeits-, 
Bündnis- und Jugendarbeit war. 

Jan: Außerdem ist Geschichtsschrei¬ 
bung in gewissem Maße immer eine 
nachträgliche Konstruktion. Es gibt 
viele Geschichten der Antifa, wir haben 
eine davon geschrieben. Dabei konn¬ 
ten und wollten wir nicht alles abbil¬ 
den, was radikale Antifaschist_innen in 
den letzten achtzig Jahren gemacht ha¬ 
ben, sondern wollten Entwicklungen 
und Konzepte vorstellen. Und dabei 
nimmt die AA/BO als Versuch einer 
bundesweiten Antifa-Organisierung 
und mit ihrem Anspruch auf gesamt¬ 
gesellschaftliche Wirkungsmacht von 
heute aus betrachtet eine besondere 
Stellung ein. Darüber hinaus haben 
wir aber, denke ich, schon die Vielfalt 
der Antifa berücksichtigt. 

AIB: Die Entwicklung der extremen 
Rechten in Deutschland, auf die akti¬ 
ver Antifaschismus jeweils reagierte 
bzw. reagieren musste, kommt recht 
wenig vor. Warum spielen die ver¬ 
schiedenen Spielarten und Entwick¬ 
lungsschübe des deutschen Neona¬ 
zismus in eurem Buch eine so unter¬ 
geordnete Rolle? 

Moritz: Den Begriff des »Rechtsextre¬ 
mismus« bzw. der »extremen Rechten« 
vermeiden wir im Buch. Die Extremis¬ 
mustheorie setzt Links und Rechts 
gleich und erklärt menschenfeindli¬ 
che Ideologien zum Randproblem der 
kapitalistischen Gesellschaft. Der Be¬ 
griff wird für radikale Linke schnell 
zum Eigentor. Aber klar, Nazis sind 
und bleiben zentrales Thema antifa¬ 
schistischer Arbeit und tauchen inso¬ 
fern auch auf. Unser Buch ist insge¬ 
samt aber keine Geschichte des Neofa¬ 
schismus, sondern des linksradikalen 
Antifaschismus, der immer schon mehr 
sein wollte als »nur« gegen Nazis. 
Lena: Über Nazis und ihre unter¬ 
schiedlichen Erscheinungsformen gibt 


es schon eine Reihe Bücher, über die 
Antifa eher nicht. Außerdem sagt der 
jeweilige Zustand der Neonaziszene 
nicht unbedingt etwas über die Aus¬ 
gestaltung der Organisierung antifa¬ 
schistischer Politik aus. 

AIB: Wo seht ihr die großen Unter¬ 
schiede zwischen den 1990er Jahren 
und heute? Was für eine Perspektive 
sprecht ihr der Antifa zu? 

Lena: Ins Auge fällt natürlich die 
krasse Ausdifferenzierung der Antifa 
im neuen Jahrtausend. Unter dem La¬ 
bel Antifa verorten sich sowohl anti¬ 
deutsche, antinationale, internatio¬ 
nalistische und klassische (also quer 
zu diesen Spektren verortete und sich 
vor allem mit Neonazis beschäfti¬ 
gende) Antifas. Dann ist da die theo¬ 
retische Weiterentwicklung: Während 
z.B. die AA/BO theoretische Arbeit 
eher auf die lange Bank geschoben 
hat, ist heute doch die Einsicht weit 
verbreitet, dass Theorie und Praxis in 
einem engen Verhältnis zueinander 
stehen müssen. 

Mirja: Seit Ende der 1990er hat sich 
außerdem der gesellschaftliche Kon¬ 
text stark verändert. Ohne die Ent¬ 
wicklung, die mit dem »Aufstand der 
Anständigen« im Sommer 2000 be¬ 
gann, wären vermutlich so breite und 
offensive Blockadeaktionen gegen 
Neonaziaufmärsche wie in Dresden 
kaum möglich. Gleichzeitig hat sich 
gezeigt, dass die kapitalistische Zu¬ 
richtung der Gesellschaft - Stichworte 
Hartz IV und Militarisierung nach in¬ 
nen und außen - gerade von der libe¬ 
ralen Mitte der Gesellschaft vorange¬ 
trieben werden können. Die Ge¬ 
schichte hat darüber hinaus gezeigt, 
dass linke Organisierung extrem wich¬ 
tig ist. Inzwischen gibt es wieder Ten¬ 
denzen zu verbindlicherer bundeswei¬ 
ter Organisierung und Zusammenar¬ 
beit, wo sie vor einigen Jahren noch 
undenkbar war. Gleichzeitig bleibt die 
direkte Arbeit gegen Neonazis sehr 
wichtig. 

Jan: Nazis natürlich, ja. Vermutlich 
wird aber allgemein die Beschäftigung 



mit reaktionären Ideologien, die ja 
kein Monopol der Nazis, sondern auch 
bei religiösen Fundamentalistlnnen, 
Rechtspopulistlnnen usw. zu finden 
sind, wichtiger werden. Entscheidend 
wird meiner Meinung nach sein, was 
für eigenständige Antworten die anti¬ 
faschistische Linke gerade im Span¬ 
nungsfeld von kulturellem Rassismus 
und religiösem Fundamentalismus 
entwickeln kann. 

Moritz: Antifa ist heute häufig eine 
Art Markenzeichen, das - besonders 
für junge Leute - attraktiv ist und da¬ 
her zur Politisierung gut zu funktio¬ 
nieren scheint. Linke Politik wird aber 
genauso in vielen anderen Gruppen 
gemacht, die nicht das Prädikat »An¬ 
tifa« in ihrem Namen tragen. Was ihre 
Organisationsform angeht, sind aber 
auch diese Gruppen geprägt durch die 
Entwicklungen, die antifaschistische 
Organisierung besonders seit den 
1980er Jahren durchlaufen hat. 

Strukturell muss es insofern in Zu¬ 
kunft auch darum gehen, bestimmte 
Konzepte wieder stärker aufzugreifen: 
Jugendarbeit, lokale Verankerung 
über Events hinaus und Bündnisarbeit 
sind nur drei Schlagworte dafür. Die 
Geschichte der Autonomen, der Antifa 
und anderer Spektren linksradikaler 
Politik ist voll von Konzepten, die re- 
formuliert und überarbeitet werden 
können. Unsere Hoffnung ist, dass 
das Buch neben der historischen Ori¬ 
entierung auch für inhaltliche Neube¬ 
stimmungen eine Folie bietet. ■ 
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Begriffsdebatte: Ideologien der Ungleichwertigkeit 


Gesellschaft 


Jenseits des Neonazismus 

Ideologien der Ungleichwertigkeit 


Gregor Wiedemann, 
Forum für kritische 
Rechtsextremismusfor¬ 
schung, Mitherausgeber 
des kürzlich im VS Ver¬ 
lag erschienenen Sam¬ 
melbandes »Ordnung. 
Macht. Extremismus. Ef¬ 
fekte und Alternativen 
des Extremismusmo¬ 
dells« 
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Frankfurt am Main: 
Suhrkamp, S. 22. 
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(2007): Gouvernemen- 
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Frankfurt am Main: 
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Andreas (2008): Soziale 
Dominanz, Anerken¬ 
nung und Gewalt. In: 


Gregor Wiedemann 


Am 22. Juli 2011 ermordete Anders 
Behring Breivik auf der norwegischen 
Ferieninsel Utoya 69 Menschen. Zuvor 
hatte er ein Regierungsgebäude in Oslo 
in die Luft gesprengt und dabei eben¬ 
falls mehrere Menschen getötet. Seine 
Taten begründet Brevik in einem mehr 
als 1500-seitigen »Manifest« sowohl 
mit wüster antiislamischer Hetze, als 
auch mit Zitaten liberaler Freiheits¬ 
denker. Ein radikaler Muslimhasser, 
der für sich in Anspruch nimmt, die 
Demokratie zu verteidigen? Die Ex¬ 
pertinnen der staatlichen deutschen 
Sicherheitsarchitektur sind von dieser 
Erscheinung derart überrascht, dass 
einige schon übereifrig ein drittes 
Ende an das Hufeisen schmieden. So 
warnte der Präsident des Bayrischen 
Verfassungsschutzes Anfang August 
angesichts der Ereignisse in Norwegen 
vor einer »neuen Form des Extremis¬ 
mus«, der sich gegen den Islam und 
die Religionsfreiheit wende, dessen 
Grenzen insbesondere zum »Rechtsex¬ 
tremismus« jedoch »noch nicht scharf« 
seien. 1 

Die Äußerungen des LfV-Präsiden- 
ten sind ein leuchtendes Beispiel für 
Beschränktheit und Verblendung, die 
das Extremismus-Modell für die Ana¬ 
lyse gesellschaftlicher Zustände zur 
Folge hat. Dass antimuslimische Res¬ 
sentiments eines extremistischen Ran¬ 
des ein Problem für den gesellschaftli¬ 
chen Zusammenhalt werden könnten, 
ist angesichts der millionenfachen 
Auflage von Thilo Sarrazins rassisti¬ 
schem Buch »Deutschland schafft sich 


ab« eine späte und hochgradig naive 
Form von Erkenntnis; das Beharren auf 
einer scharfen Abgrenzung zwischen 
»Rechtsextremismus«, der »auch an¬ 
dere Ziele« verfolge, und »antiislamis- 
tischem Extremismus« schlicht gro¬ 
tesk. Der Sozialwissenschaftler Volker 
Weiß weist darüber hinaus darauf hin, 
dass es sich bei Anders Breivik nicht 
um einen (Neo-)Nazi handelt 2 - eine 
Bezeichnung, die bisweilen zum Syno¬ 
nym für den diskreditierten Rechtsex¬ 
tremismusbegriff geworden ist. Statt- 
dessen strebe er laut eigener Aussage 
nach einer »Konservativen Revolu¬ 
tion«, wie sie u.a. auch die sogenannte 
»Neue Rechte« in Deutschland kolpor¬ 
tiert, setzt dabei jedoch statt auf dis¬ 
kursive Hegemonie auf Gewalt. 

Was jedoch der norwegische Massen¬ 
mörder, der sozialdemokratische Eli- 
tist oder Neonazis miteinander teilen, 
ist ihre Überzeugung nicht alle Men¬ 
schen seien gleich viel wert. Zuge¬ 
schriebene oder selbst gewählte Merk¬ 
male werden für sie zu einem legitimen 
Grund für Benachteiligung und Aus¬ 
schluss von Menschengruppen. Das 
Bielefelder Institut für Konflikt- und 
Gewaltforschung untersucht dieses 
Phänomen unter der Bezeichnung 
»gruppenbezogene Menschenfeind¬ 
lichkeit« (GMF) im Rahmen einer Lang- 
zeitstudie, deren Ergebnisse jährlich 
unter dem Titel »Deutsche Zustände« 
veröffentlicht werden. Zur Halbzeit 
ihres zehnjährigen Forschungsprojekts 
konstatierten sie auf Basis ihrer Daten 
»das Vorliegen eines Syndroms, das sich 
auf eine generalisierte Ideologie der 
Ungleichwertigkeit [IdU] zurückfüh¬ 


ren lässt«. 3 Dessen Elemente bilden 
Rassismus, Antisemitismus, Homo¬ 
phobie, Abwertung von Obdachlosen, 
Abwertung von Behinderten, Islamo- 
phobie, Sexismus, Etabliertenvorrechte 
sowie die Abwertung von Langzeitar¬ 
beitslosen. 

Die Funktionen, die mit solchen 
Ungleichwertigkeitsvorstellungen ver¬ 
knüpft sind, können durchaus unter¬ 
schiedlich sein. Beispielsweise ließe 
sich Breiviks Weltbild als Ausdrucks¬ 
ideologie charakterisieren - als ein 
geglaubtes Apriori-Wissen über die 
Einteilung der Welt in Gut und Böse, 
das nicht gerechtfertigt werden muss. 
Sarrazins Thesen tragen dagegen eher 
Züge einer Rechtfertigungsideologie, 
mit der Machtinteressen und soziale 
Hierarchien apologetisch gegen einen 
sozialen Wandel verteidigt werden sol¬ 
len. 

Das letztere jüngst soviel Zuspruch 
erfahren, hängt mit dem Zusammen¬ 
spiel von Ungleichwertigkeit und Un¬ 
gleichheit zusammen. Auf als unver¬ 
änderlich geltende Merkmale wie Ge¬ 
schlecht oder Ethnie begründete 
kategoriale Klassifikationen eignen 
sich Wilhelm Heitmeyer zufolge be¬ 
sonders dazu, existierende soziale Un¬ 
gleichheit in Ungleichwertigkeit zu 
transformieren, mit der Folge der Ver¬ 
zerrung, Biologisierung oder Naturali¬ 
sierung sozial konstruierter Realitä¬ 
ten. Die in den letzten Jahren ver¬ 
schärfte soziale Ungleichheit ist das 
Ergebnis gesellschaftlicher Prozesse, 
die mit einer verstärkten Ökonomisie¬ 
rung aller Lebensbereiche einherge¬ 
gangen sind. 4 Immer mehr Menschen 
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verfügen dauerhaft nicht über die 
nötigen materiellen Ressourcen, um 
an der Gesellschaft teilzuhaben, was 
ihnen jedoch nicht mehr als Folge 
ökonomischer und politischer Struk¬ 
turen, sondern als individuelles Versa¬ 
gen angelastet wird. Den GMF-Studien 
zufolge werden sie zunehmend an¬ 
hand von Nützlichkeitskriterien bewer¬ 
tet. 5 Insbesondere bei der Stigmatisie¬ 
rung von Migrant_innen und Langzeit¬ 
arbeitslosen wird die Transformation 
sozialer Ungleichheit in Ungleichwer¬ 
tigkeit sichtbar. Funktional gesehen, 
tragen sich verfestigende (kultur-)ras- 
sistische Weltwahrnehmungen und 
eine »Rassifizierung des Prekariats« 6 
dazu bei, die andauernde Ausgrenzung 
der benachteiligten Gruppen zu legiti¬ 
mieren. Auf verschiedenen Stufen ei¬ 


nes Eskalationsprozesses kann dies von 
Missachtung/Verachtung über Diskri¬ 
minierung bis hin zu Unterdrückung 
und physischer Vernichtung der »Min¬ 
derwertigen« führen. Für Heitmeyer 
und Co. stellen GMF und IdU daher 
auch keine Ersatzbegriffe für »Rechts¬ 
extremismus« dar. Letzterer wird viel¬ 
mehr mit einer neuen Definition in 
das Theoriegebäude eingefügt: IdU + 
Gewaltakzeptanz. 7 

Wenn mensch sich also auf die Su¬ 
che nach Begriffen »zur Benennung 
des Spektrums rechts von der CDU bis 
militante Neonaziszene« begibt, dann 
handelt es sich hierbei um einen ver¬ 
kürzten Ansatz. Es geht weder um den 
simplen Austausch von Begriffen 8 , 
noch sollten Problembeschreibungen 
auf die Konstruktion eines »bösen An¬ 


deren« beschränkt bleiben. Begriffe wie 
Neonazismus und Neofaschismus wei¬ 
sen insofern Parallelen zum Rechtsex¬ 
tremismusbegriff auf, als dass sich die 
Wahrnehmung von Neonazis und Fa¬ 
schisten ebenso auf eine Vorstellung 
von Randgruppen erstreckt, von de¬ 
nen sich ein problemfreier »Normalbe¬ 
reich« klar abgrenzen ließe. Wann 
diese Begriffe und die dahinterliegen¬ 
den Konzepte zur Problematisierung 
gesellschaftlicher Zustände taugen, 
und wann nicht, sollte deshalb wohl 
überlegt sein. Andernfalls besteht die 
Gefahr, dass diskriminierende Tenden¬ 
zen jenseits vermeintlicher Ränder 
übersehen werden oder eine vor¬ 
schnelle Stigmatisierung bestimmter 
Akteure bzw. ihrer Einstellungen bei¬ 
spielsweise als nazistisch politische 
Auseinandersetzung verhindert. 

Der Verzicht auf einen Sammelbe¬ 
griff zur Skandalisierung kann stattdes- 
sen dazu beitragen, die Debatte offen 
zu halten. Ideolog_innen der Ungleich¬ 
wertigkeit jenseits des Neonazismus 
lassen sich dann je nach spezifischer 
Ausprägung für diskriminierende, an¬ 
tiindividualistische, antiuniversalisti¬ 
sche, autoritär-dezisionistische und so¬ 
mit antidemokratische Einstellungen 
und Handlungen kritisieren. Eine Er¬ 
weiterung des Fokus vom »bösen An¬ 
deren« hin zu Ideologien der Un¬ 
gleichwertigkeit sollte diesbezüglich 
eine Problematisierung ermöglichen, 
auch ohne gleich die »Nazikarte« aus¬ 
zuspielen. ■ 


Heitmeyer, Wilhelm 
(Hg.): Deutsche Zu¬ 
stände. Folge 6. Frank¬ 
furt am Main: Suhr- 
kamp, S. 68. 

6| Wollrad, Eske (2008): 
White Trash - Das rassi- 
fizierte Prekariat im 
postkolonialen Deutsch¬ 
land. in: Altenhain, 
Claudio et al. (Hg.): Von 
»Neuer Unterschicht« 
und »Prekariat«, Biele¬ 
feld: Transcript. 

7| Klein, Anna; Küpper, 
Beate; Zick, Andreas 
(2009): Rechtspopulis¬ 
mus im vereinigten 
Deutschland als Ergeb¬ 
nis von Benachteili¬ 
gungsgefühlen und De¬ 
mokratiekritik. in: Heit¬ 
meyer, Wilhelm (Hg.): 
Deutsche Zustände. 
Folge 7. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp, S. 93- 
112 . 

8| Wie auch im Aufruf 
desAIB »Beyond 
Rechtsextremismus« zu 
dieser Debattenreihe zu 
lesen war. In: AIB # 89 
(Winter 2010/2011), 
»Beyond Rechtsextre¬ 
mismus«, Seite 34. 
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Es fiel Helmut Kellermann offensicht¬ 
lich schwer, die richtigen Worte für 
sein eigenes Urteil zu finden. »Der 
Tod von Laya Conde kann nicht befrie¬ 
digend gesühnt werden«, schickte der 
Richter am Bremer Landgericht vor¬ 
weg. Neunzig Minuten lang begrün¬ 
dete er im zweiten Verfahren um den 
Brechmitteltod des Sierra Leoners aus 
Bremen, warum er den Polizeiarzt Igor 
V. vom Vorwurf der fahrlässigen Tötung 
freigesprochen hatte. Kellermann kam 
in der Berufungsverhandlung damit 
zu exakt demselben Urteil, wie schon 
2008 eine erste Kammer des gleichen 
Gerichts. »Wir werden dafür Schläge 
einstecken«, sagte Kellermann am 
Ende. 

Doch dies geschah nicht. Während 
es bei der Verkündung des ersten Frei¬ 


spruchs im Dezember 2008 noch Tu¬ 
multe im Gerichtssaal gegeben hatte, 
blieb am 15. Juni 2011 alles ruhig. Nur 
wenige Pressevertreter hatten sich 
eingefunden, um das Ende des Revisi¬ 
onsverfahrens zu verfolgen. 

Der zum Zeitpunkt seines Todes 35 
Jahre alte Conde war das bundesweit 
zweite Opfer einer zwangsweisen Brech¬ 
mittelvergabe durch die Polizei (vgl. 
AIB #80). Wie schon der erste Tote, 
der Nigerianer Achidi John in Ham¬ 
burg, wurde er des Drogenhandels ver¬ 
dächtigt und auf der Straße verhaftet. 
Conde, der weder vorbestraft noch zu¬ 
vor polizeilich in Erscheinung getre¬ 
ten ist, wurde in der Nacht des zwei¬ 
ten Weihnachtstages 2005 von einer 
Zivilstreife im Bremer Steintorviertel 
kontrolliert. Die Fahnder machten 
»verdächtige Schluckbewegungen« 
aus und brachten ihn ins Polizeipräsi¬ 


dium im Stadtteil Vahr. Dort gab es ei¬ 
gens für solche Fälle einen so genann¬ 
ten »Exkorporationsraum«. Doch Conde 
weigerte sich, den Brechsirup Ipeca- 
cuanha freiwillig zu schlucken, um sei¬ 
nen Mageninhalt zwecks »Beweissiche¬ 
rung« auszuspeien. Sowohl die beiden 
Polizisten, als auch der von ihnen hin¬ 
zugerufene, Polizeiarzt Igor V. waren 
noch nie mit so einer Situation kon¬ 
frontiert gewesen. 

Das hinderte sie nicht daran, forsch 
zur Sache zu gehen: Conde wurde an 
einen Spezialstuhl gefesselt, ein Poli¬ 
zist hielt seinen Kopf fest, V. legte ihm 
eine Nasensonde. Über die flößte er 
ihm den Brechsirup und, mit einer 
Spritze, große Mengen Wasser ein. 
Tatsächlich erbrach Conde insgesamt 
fünf Kügelchen mit je 0,1 Gramm Ko¬ 
kain, immer wieder rutschte die Sonde 
heraus. Doch durch die Tortur wurde 
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sein Zustand so kritisch, dass ein Not¬ 
arzt hinzukommen musste. Da waren 
die ersten Kokainkugeln bereits drau¬ 
ßen. Der Notarzt stabilisierte Conde 
vorübergehend. Doch statt die »Exkor¬ 
poration« nun zu beenden, setzte V. 
sie weiter fort - insgesamt über 80 Mi¬ 
nuten, bis Conde schließlich hirntot 
ins Koma fiel. 

Ein erster medizinischer Gutachter 
hatte 2006 festgestellt, dass Conde er¬ 
trank, weil das Wasser, das V. im ein¬ 
flößte, in seine Lunge gelaufen war. 
Die Staatsanwaltschaft klagte V. des¬ 
halb wegen fahrlässiger Tötung an und 
forderte neun Monate Haft auf Be¬ 
währung. Die meisten der insgesamt 
zehn Sachverständigen, die das Ge¬ 
richt anhörte, stützten die Version der 
Staatsanwaltschaft. Gutachter der Ver¬ 
teidigung glaubten jedoch, dass eine 
bei einer Obduktion festgestellte Schä¬ 
digung von Condes Herzen für seinen 
Tod verantwortlich sein könnte. In 
diesem Fall treffe den Polizeiarzt 
keine Schuld. Zum Teil handelte es 
sich um dieselben Gutachter, die mit 
genau demselben Argument - einem 
unentdeckten Herzfehler - eine Straf¬ 
verfolgung im Achidi-John-Fall abge¬ 
bügelt hatten. Auch Klaus Püschel, als 
Brechmittelbefürworter bekannter 
Chef der Hamburger UKE-Rechtsmedi- 
zin, in der Achidi John gestorben war, 
durfte in Bremen für den Kollegen V. 
aussagen. 

Im Juli 2006 hatte der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
der Beschwerde eines Afrikaners aus 
Wuppertal stattgegeben, dem 1993 
vier Polizisten und ein Arzt Brechsirup 
per Magensonde einflößten. Der EGMR 
stufte den zwangsweisen Brechmittel¬ 
einsatz als »unmenschliche und er¬ 
niedrigende Behandlung« ein und 
entschied, dass er das Folterverbot der 
Europäischen Menschenrechtskonven¬ 
tion verletze. Seit Condes Tod werden 
in Bremen Verdächtige, die den Brech¬ 
sirup nicht freiwillig schlucken, für ei¬ 
nige Tage in eine Zelle mit einem Spe- 
zialklo gesperrt. Zwar bekam die Fa¬ 


milie von Conde wegen der EUGMR- 
Entscheidung eine Entschädigung vom 
Land Bremen. Bestraft wurde V. je¬ 
doch nicht. Im ersten Verfahren 2008 
war das Bremer Landgericht noch 
überzeugt, dass Conde ertrunken war. 
Es sprach V. trotzdem frei: Denn der 
habe wegen mangelnder Qualifikation 
seine »objektiven fachlichen Fehler 
subjektiv nicht erkennen« können. 

Dieses Urteil war vom Leipziger 
Bundesgerichtshof (BGH) geradezu 
zerrissen worden: V. habe sich »zahl¬ 
reicher Verstöße gegen die ärztlichen 
Sorgfaltspflichten« schuldig gemacht, 
schrieben die Richter in ihre Revision. 
Er habe Conde »unzureichend« unter¬ 
sucht und nicht über die Risiken der 
Maßnahme aufgeklärt. Er habe zuge¬ 
lassen, dass das Spülwasser in Condes 
Atemwege eindringt und sich vom 
»Vorurteil leiten lassen«, das afrikani¬ 
sche Dealer sich ohnmächtig stellen, 
statt die Maßnahme abzubrechen. 
Spätestens nach Erbrechen der ersten 
Kugel sei die Maßnahme »leicht er¬ 
kennbar unverhältnismäßig« gewesen, 
auch, da Conde dann »wehrlos war und 
keine Chance mehr hatte zu kooperie¬ 
ren«. Außerdem habe V. eine Körper¬ 
verletzung begangen, als er Conde mit 
Pinzette und Spatel im Rachen herum¬ 
gestochert habe, damit er weiter 
bricht. Insgesamt, so der BGH, müsse 
ein »Verstoß des Angeklagten gegen 
das Gebot der Wahrung der Menschen¬ 
würde« in Betracht gezogen werden. 
Die Bremer Justiz habe es versäumt, 
die übrigen Beteiligten zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen. Dafür war es nun zu 
spät: Zum Zeitpunkt des BGH-Urteils 
waren alle Verjährungsfristen abgelau¬ 
fen. Im April 2010 hob der BGH den 
ersten Freispruch von V. auf. 

Die Bremer Richter beeindruckte 
das deutliche Urteil der höheren In¬ 
stanz nicht. »Die Justiz und die 
Rechtsmedizin hatten sich damals ver¬ 
rannt«, sagte Kellermann zwar bei der 
Urteilsverkündung. »Solche Beweissi¬ 
cherung darf es nie mehr geben.« 
Doch Konsequenzen für die Täter sollte 


es nicht geben: »Es ist sehr wahr¬ 
scheinlich, dass Condes Herzfrequenz 
abfiel und der Hirntod eintrat, weil er 
Wasser eingeatmet hatte«, sagte Keller¬ 
mann. »Aber kein Gutachter konnte 
eine andere Todesursache mit Sicher¬ 
heit ausschließen.« Es sei deshalb 
»nicht geboten«, Igor V. wegen des 
Todes an Conde zu bestrafen. 

Einer erlebte diesen Urteilsspruch 
nicht mehr: Der für den ersten Prozess 
nach Europa gereiste Bruder des To¬ 
ten, Namantjan Conde, hatte sich kurz 
nach dem ersten Freispruch in Brüssel 
selbst getötet. 

Für den Polizeiarzt V. galten somit 
zweimal die allerhöchsten Maßstäbe 
des deutschen Strafrechts. Zuerst war 
er nicht ausreichend ausgebildet ge¬ 
wesen, um seine eigenen Fehler zu er¬ 
kennen, nun war es eben Condes mög¬ 
licher Herzfehler, der ihn rettete. 

Doch während im Falle V. der 
Grundsatz »im Zweifel für den Ange¬ 
klagten« so hoch gehalten wurde, 
geht der Staat bei Afrikaner_innen 
nicht so integer zu Werk. Die Brech¬ 
mittelmethode dient - vor allem in der 
erzwungenen Variante - der Abschre¬ 
ckung. Solche »Beweissicherung« gibt 
es nur, weil die Verdächtigen im Dro¬ 
gengeschäft auf der Straße meist 
schwarz sind. Bei ihnen gelten andere 
Maßstäbe. Die sind seit jeher am an¬ 
deren, am unteren Ende des Spiel¬ 
raums angesiedelt. Das gilt für weite 
Teile der Öffentlichkeit, denen es im 
Kampf gegen das Feindbild des afrika¬ 
nischen Dealers gar nicht hart genug 
zugehen kann. Und das gilt für die Ju¬ 
stiz, die immer wieder findig jene 
schont, die das übernehmen. 

Ende Juni 2011 hat die Nebenklage 
erneut Revision beim Bundesgerichts¬ 
hof eingelegt. ■ 
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Florian Osuch 


Der Nationalsozialismus scheint in all 
seinen Facetten zwar noch lange nicht 
abschließend, jedoch umfangreich er¬ 
forscht. Über die Zeit der nationalso¬ 
zialistischen Herrschaft wurden mehr 
als über jede andere Zeitepoche Werke 
publiziert, bis in die heutige Zeit. Ne¬ 
ben den umfangreichen Forschungen 
zum Zweiten Weltkrieg, zu Zwangsar¬ 
beit und zur Vernichtung insbeson¬ 
dere von Jüdinnen und Juden bleibt 
nahezu kein gesellschaftlicher Be¬ 
reich ausgespart - Wirtschaft, Militär, 
Justiz, Medizin, Polizei, Sport, Ver¬ 
waltung, Kirche, Kultur und Presse. 

Es gibt jedoch immer noch Felder, 
wo eine Aufarbeitung aussteht, so etwa 
die Rolle ehemaliger Nazis in west¬ 
deutschen Landesparlamenten. Erst 
seit 2008 beschäftigten sich Histori¬ 
kerinnen mit dem oftmals nahtlosen 
Übergang alter Nazis, teilweise auch 
SS-Angehörige, in neue Führungs¬ 
positionen. Den Aufschlag machte die 
Fraktion Die Linke im Landtag von 
Niedersachsen, die im Oktober 2008 
eine Studie zum Thema vorlegte. 1 We¬ 
nige Monate zuvor, während einer Ple¬ 
narsitzung am 9. Mai 2008, hatte der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
und parlamentarische Geschäftsführer 
der CDU-Fraktion, Dr. Bernd Althus- 
mann im Landtag folgendes erklärt: 
»Meine Damen und Herren, die CDU hat 
ihre geistigen und politischen Wur¬ 
zeln im christlich motivierten Wider¬ 
stand gegen den Terror des National¬ 


sozialismus. Das ist die Wahrheit«. 2 Im 
Jahr 2009 veröffentlichte Rüdiger Sagel 
von der Linken eine Studie zu ehema¬ 
ligen Nazis im Landtag von Nordrhein- 
Westfalen. 3 Im April diesen Jahres 
legte dann die hessische Linksfraktion 
eine Studie zu den Abgeordneten aus 
ihrem Landesparlament 4 nach. 

Der folgende Artikel legt den 
Schwerpunkt auf das Bundesland Nord¬ 
rhein-Westfalen. Der Autor der Studie, 
der Historiker Dr. Michael Klepsch, 
wälzte Archivbestände in Berlin und 
Düsseldorf und durchforstete Unterla¬ 
gen, Korrespondenz und Mitgliedskar¬ 
teien von NSDAP, SS und SA sowie Ak¬ 
ten aus dem Bestand der Entnazifizie¬ 
rung. Die offiziellen Handbücher des 
Landtags gaben nicht viel her. Klepsch 
untersuchte insgesamt 451 Abgeord¬ 
nete, die bei Kriegsende mindestens 
18 Jahre alt waren. Unter den 41 Män¬ 
nern mit NSDAP-Parteibuch befanden 
sich auch hauptberufliche NS-Funk- 
tionäre und Mitglieder von SS bzw. 
Waffen-SS. Besonders brisant: Unter 
den ehemaligen Nazis waren später 
nicht weniger als acht Fraktionsvorsit¬ 
zende und zwei spätere Landesminis¬ 
ter, zum Beispiel Willy Weyer (FDP) 
und Paul Mikat (CDU). »Insbesondere 
in der FDP war der Anteil ehemaliger 
Nazis hoch: In den Nachkriegsjahren 
hatte mehr als jeder fünfte FDP-Land- 
tagsabgeordnete eine braune Vergan¬ 
genheit. Die Partei war in NRW regel¬ 
recht unterwandert. Zwischen 1955 
und 1975 wurde die FDP-Fraktion von 
sechs ehemaligen Nazis, darunter drei 


SS-Männern geführt«, heißt es bei der 
Linkspartei. 5 

Altnazis versuchten FDP zu unter¬ 
wandern 

Der recht hohe Anteil »belasteter Ab¬ 
geordneter« bei der FDP - immerhin 
16 von 75 Männern - muss vor dem 
Hintergrund betrachtet werden, dass 
es in den 1950er Jahren Bestrebungen 
von Altnazis gab, die FDP zu unter¬ 
wandern und dort führende Funktio¬ 
nen zu besetzen. Die damaligen Pläne 
sind als »Naumann-Affäre« 6 bekannt. 
Dazu der Historiker Dr. Hans-Peter 
Klaus: »[Werner] Naumann und [Ernst] 
Achenbach verfolgten das Ziel, mit 
weiteren hochrangigen Vertretern des 
untergegangenen NS-Regimes vor¬ 
nehmlich die FDP, aber auch die DP 
[Deutsche Partei] und den BHE [Bund 
der Heimatvertriebenen und Entrech¬ 
teten] zu infiltrieren, um aus den Rei¬ 
hen dieser im Bundestag bereits ver¬ 
ankerten Parteien heraus eine neue 
»Nationale Sammlungsbewegung< rechts 
von der CDU zu etablieren, der sich die 
kleineren neonazistischen Parteien und 
maßgebliche Teile der Soldatenver¬ 
bände, Vertriebenenorganisationen usw. 
anschließen sollten«. 7 

Den Anstoß zur Studie gab Rüdiger 
Sagel, der lange Jahre für die Grünen 
im Landtag NRW saß. Er verließ die 
Partei unter anderem wegen der 
Hartz-IV-Gesetze, behielt jedoch sein 
Landtagsmandat und wechselte später 
zur Partei Die Linke. Zum Entstehen der 
Broschüre äußerte Sagel: »Im 2008 er- 
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Altnazis im Landtag von NRW 


Geschichte 




60 Jahre 

Landtag Nordrhein-Westfalen 


^ vergessene braune Erbe 


die l inke. 

NORDRHEINWESTFAIEN 


schienenen Jahrbuch >60 Jahre Land¬ 
tag in Nordrhein-Westfalen< hatte nur 
ein einziger Abgeordneter auf seine 
Nazi-Vergangenheit hingewiesen. Alle 
anderen haben sie verschwiegen«. 8 

Aufarbeitung steht weiterhin aus 

Die Abwehrreaktionen der bürgerlichen 
Parteien waren massiv. »Während die 
ansonsten um Polemik gegenüber der 
Linken nicht verlegene nordrhein¬ 
westfälische FDP zu keinerlei Stellung¬ 
nahme bereit war und auch heute 
noch lebende Betroffene sich zu den 
dokumentierten Beweisen ihrer Ver¬ 
strickung mit dem Nationalsozialis¬ 
mus eisern in Schweigen hüllten, zo¬ 
gen es CDU und SPD in der parlamen¬ 
tarischen Auseinandersetzung vor zu 
behaupten, dass sich der Landtag seit 
jeher mit der NS-Vergangenheit zu 
Genüge auseinandergesetzt habe und 
ungeachtet unvollständiger und feh¬ 
lerhafter Angaben im biografischen 
Handbuch kein weiterer Aufklärungs¬ 
bedarf bestehe«. 9 

Nach Erscheinen der Studie stellte 
der damals noch fraktionslose Abge¬ 


ordnete Rüdiger Sagel im Landtag 
NRW den Antrag zur Einrichtung einer 
historischen Kommission zur Aufar¬ 
beitung der Nazi-Vergangenheit der 
Landtagsabgeordneten. 10 In diesem 
Zusammenhang sollte auch das bio¬ 
grafische Lexikon des Landtages über¬ 
arbeitet werden. Bei der anschließen¬ 
den Debatte im Landtag NRW bezeich- 
nete zwar die SPD die bisherigen 
Angaben über die Biographien aller 
Abgeordneten nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg als »rudimentär«, für eine Kom¬ 
mission bestünde jedoch »keine Not¬ 
wendigkeit«. 11 Der Antrag wurde mit 
Stimmen von CDU, SPD und FDP abge¬ 
lehnt, bei Enthaltung der Grünen. 

Im Frühjahr 2011 griff die nun in 
Fraktionsstärke vertretene Linkspartei 
das Thema erneut auf und stellte aber¬ 
mals einen Antrag auf Einrichtung ei¬ 
ner unabhängigen historischen Kom¬ 
mission 12 . Inzwischen hatte jedoch be¬ 
reits das Landtagspräsidium das Thema 
aufgegriffen und sorgte dafür, dass 
über den Antrag nicht erneut ab ge¬ 
stimmt wurde. Stattdessen wurde die 
Verwaltung des Landtages beauftragt. 


ein Konzept für eine Aufarbeitung zu [l] SS-Stammakte des 
erstellen. Inzwischen soll sich eine ehemaligen FDP-Frank- 

Arbeitsgruppe mit dem Thema be- tionsvorsitzenden 
, ... . , _ . , . . . . Eberhard Wilde, 

schattigen, obgleich nicht bekannt 

ist, ob bereits Historikerinnen mit [2] Titel einer 
der Untersuchung beauftragt wurden. gleichnahmigen Studie 
H der Partei »Die Linke«. 


Die Broschüre gibt es als PDF unter: 
www.linksfraktion-nrw.de 


10| Vgl. Landtag NRW, 
Drucksache 14/10012 
vom 27.20.2009. 

11| Edgar Moron, Ab¬ 
geordneter der SPD, 
Landtag NRW, Plenar¬ 
protokoll 14/134 vom 
04.11.2009. 

12| Vgl. Landtag NRW 
Drucksache 15/661 
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Kriegsverbrecherprozess in Italien 


Geschichte 


Leere Anklagebänke 

Sieben deutsche Wehrmachtsangehörige wurden 
in Italien zu lebenslanger Haft verurteilt 


Die Autorinnen arbei¬ 
ten für das »Istoreco- 
Institut für die Ge¬ 
schichte der Resistenza 
und für Zeitgeschichte«. 

www.istoreco.re.it 


Marianne Wienemann und Matthias Durchfeld 


Am 6. Juli 2011 um 21 Uhr ist es end¬ 
lich soweit: Im Militärgericht von 
Verona spricht der Gerichtspräsident 
nach über 50 Sitzungen das Urteil: 
sieben Mal lebenslängliche Haft, zwei 
Freisprüche. Außerdem müssen die 
Verurteilten Entschädigungen zahlen 
und die Kosten des Verfahrens tragen. 
Beifall im Zuhörer_innenraum, aber 
auch Tränen und Umarmungen bei 
den Überlebenden und den Familien¬ 
angehörigen der Opfer. Siebenund¬ 
sechzig Jahre lang mussten sie auf 
diesen Moment warten; darauf, dass 
die Gesellschaft diese Verbrechen als 
solche brandmarkt und die Verbrecher 
beim Namen nennt. 

Das Gericht sieht es als erwiesen an, 
dass die Verurteilten des gemeinschaft¬ 
lich begangenen, fortgesetzten Mor¬ 
des an nicht kriegsbeteiligten Zivi¬ 
listinnen schuldig sind. Die Taten 
geschahen im Zeitraum vom 18. März 
bis zum 5. Mai 1944. In dieser kurzen 
Zeit überfielen Einheiten der Division 
»Hermann Göring«, unterstützt durch 
faschistische italienische Milizen, 
mehrere Dörfer in den Bergen der Tos¬ 
kana und Emilia-Romagna, töteten 
deren Bewohnerinnen, darunter 
zahlreiche Kinder unter 14 Jahren, 
Greisinnen und Pfarrer, insgesamt 
circa 400 Menschen. Bei den Dörfern 
handelt es sich um Monchio, Susano, 
Costrignano (Provinz Modena), Cerva- 


rolo und Civago (Provinz Reggio-Emi- 
lia), Ceppetto, Cerreto Maggio (Provinz 
Florenz), Vallucciole, Stia, Pratovecchio, 
Partina, Moscaio, Castagno d' Andrea, 
Badia a Prataglia, Caprese (Provinz Are- 
zzo), Mommio (Provinz Massa-Carrara). 

Prozessiert wurde gegen zwölf 
Wehrmachtsangehörige der Division 
»Hermann Göring«, die meisten davon 
Offiziere und Unteroffiziere der Fall- 
schirm-Panzer-Aufklärungsabteilung. 
Drei Angeklagte starben während des 
Prozesses, ein weiterer kurz vor dem 
Urteilsspruch. Keiner der Angeklagten 
ist vor Gericht erschienen. Sie wurden 
durch Wahl- oder Pflichtverteidiger_in- 
nen vertreten. Da die Bundesrepublik 
Deutschland aus Gründen der zivil- 
rechtlichen Haftung auch auf der An¬ 
klagebank saß, hatte die deutsche Bot¬ 
schaft in Rom ebenfalls einen Wahl¬ 
verteidiger geschickt. 

Erschütternd waren die Zeug_in- 
nenaussagen der zahlreichen Frauen 
und Männer, die selbst die Massaker 
überlebt hatten, aber mit ansehen 
mussten, wie ihre Familienangehörigen 
oder andere Menschen aus dem Dorf 
misshandelt, vergewaltigt, ermordet 
wurden. Sie mussten miterleben, wie 
ihre Häuser, ihr Vieh, ihre gesamten 
Lebensgrundlagen niedergebrannt und 
zerstört wurden. Beeindruckend auch 
die Aussagen der Kinder und Enkel der 
Opfer, die berichteten, wie die Verar¬ 
mung, aber vor allem die Traumatisie¬ 
rung der Eltern, Großeltern, Onkel 


und Tanten das tägliche Familienleben 
beeinflusst hat, und das oft über Jahr¬ 
zehnte hinweg bis heute. 

Die Beweisaufnahmen zu diesem 
Prozess begann im Jahr 2005. Die 
deutschen Ermittlungsbehörden über¬ 
gaben der italienischen Staatsanwalt¬ 
schaft im Zuge der Amtshilfe umfang¬ 
reiche Materialien. Außerdem 180 
Protokolle von Telefongesprächen der 
Verdächtigen, die drei Monate lang 
abgehört worden waren. Der Leiter der 
ermittelnden italienischen Militärpoli¬ 
zei bemerkte dazu im Gerichtssaal, es 
sei auffällig, dass keiner der Verdäch¬ 
tigen auch nur eine Andeutung von 
Reue geäußert habe. 

Am Ende des Prozesses hält das ita¬ 
lienische Militärgericht es anhand der 
Beweismittel und Zeugenaussagen als 
erwiesen an, dass die Verurteilten als 
Offiziere und Unteroffiziere an der 
Planung der Massaker beteiligt waren, 
sich am Ort des Geschehens befanden 
und als Kommandanten der eingesetz¬ 
ten Truppen Verantwortung für deren 
Tötungsaktionen tragen. 

Die Frage steht im Raum, warum 
dieser und andere Prozesse gegen 
deutsche Kriegsverbrecher erst 60 
Jahre und länger nach den Massakern 
stattfinden? Während des Priebke- 
Prozesses in Rom werden 1994 bei der 
Generalmilitär-Staatsanwaltschaft 695 
Akten über deutsche Kriegsverbrechen 
gefunden, die detaillierte Angaben über 
die Täter enthielten. Der Schrank, in 
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dem sie vor unbefugten Augen verbor¬ 
gen lagen, wird in Italien »Schrank 
der Schande« genannt. Da die Taten 
nicht verjähren, werden die Akten an 
die zuständigen Militärstaatsanwalt¬ 
schaften zur Bearbeitung gegeben. In 
der Folgezeit kommt es zu mehreren 
Prozessen und Verurteilungen. 

Wer oder was hat die italienischen 
Militärjustizbehörden zu dieser »Ver¬ 
steckaktion« veranlasst? In einem 
Brief vom 1Ö. Oktober 1956 schreibt 
der Verteidigungsminister Paolo Emi- 
lio Taviani an den Außenminister Gae- 
tano Martino, dass er dagegen ist, von 
Seiten Italiens Anträge auf die Auslie¬ 
ferung von Kriegsverbrechern an 
Deutschland zu stellen, um keinen 
Riss im atlantischen Bündnis zu pro¬ 
vozieren und um den in letzter Zeit er¬ 
starkten Polemiken in Deutschland 
gegen die deutsche Wiederbewaff¬ 
nung im Rahmen der NATO keine Nah¬ 
rung zu geben. Dieses Akzeptanzpro¬ 
blem der Bundeswehr wurde gelöst. 
Die Akten verschwanden und damit 
für die Öffentlichkeit auch das Thema 
deutsche Kriegsverbrechen in Italien. 

Zur aktuellen Situation, diesmal 
der Vollstreckung dieses Urteils und 


anderer der gleichen Art. Die deutsche 
Justiz hat auf diesem Feld verschie¬ 
dene Möglichkeiten. Sie könnte zum 
Beispiel, wie im Fall Scheungraber 
(vgl. AIB #81 und #84) geschehen, 
ein Gerichtsverfahren gegen die Ver¬ 
urteilten und Tatverdächtigen einlei¬ 
ten. Macht sie aber nicht, weil nach 
ihrer Sichtweise die Beweismittel 
dafür nicht ausreichen. Als nächstes 
könnte sie die Verurteilten ausliefern, 
das Europarecht sieht das vor. Macht 
sie aber nur dann, wenn die Täter dem 
zustimmen, was diese in allen Fällen 
nicht getan haben. Danach besteht 
die Möglichkeit, die italienischen Ur¬ 
teile in Deutschland zu vollstrecken. 
Der zuständige italienische Militär¬ 
staatsanwalt Marco De Paolis hat ent¬ 
sprechende Anträge auf den Weg ge¬ 
bracht, wartet aber seit Jahren auf 
Antwort. Es ist nicht klar, wo die An¬ 
träge versandet sind - im italieni¬ 
schen Justizministerium oder in den 
zuständigen deutschen Landesjustiz¬ 
ministerien. Haben wir es hier mit ei¬ 
nem neuen »Schrank der Schande« zu 
tun? 

In jedem Fall könnte die Bundesre¬ 
gierung unmittelbar handeln: sie könn¬ 


te den Opfern der Massaker die Entschä¬ 
digungen zahlen, die Gerichte ihnen 
zugesprochen haben. Statt dessen hat 
sie beim Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag den Antrag gestellt, dass 
es den italienischen Gerichten verbo¬ 
ten werden soll, den deutschen Staat 
zu Schadensersatzzahlungen zu verur¬ 
teilen. Die italienischen Gerichte hat¬ 
ten ihre Urteile damit begründet, dass 
es sich hier um Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit handelt, und' dies 
schwerer wiegt als die »Staatenimmu¬ 
nität«. Dazu sagte der Verteidiger der 
BRD im Verona-Prozess: »Dann könn¬ 
ten ja einzelne geschädigte vietname¬ 
sische Bürger die USA wegen Napalm¬ 
bomben vor Gericht ziehen und Ent¬ 
schädigungen fordern.« Und ebenso 
die Opfer aus den aktuellen und 
zukünftigen Kriegen. Deshalb: besser 
nicht an der Staatenimmunität rühren. 

Wir finden: Besser die Verbrecher 
bestrafen, die Opfer entschädigen und 
den nächsten Krieg ausfallen lassen!« 


[1] Der von der Fall¬ 
schirm-Panzerdivision 
»Hermann Göring« 
zerstörte Ort Sant' 
Pancrazio in der 
Provinz Arezzo. 
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Der Fall Älvaro Paredes in Equador 


Repression 


iDefender tu vida 
no es delito! 

»Dein Leben zu verteidigen ist kein Verbrechen!« 


Victor Nuess ist Aktivist 
der Antifaschistischen 
Linken Berlin und hielt 
sich zwischen Septem¬ 
ber 2010-März 2011 
in Ecuador auf. 


Über einen inhaftierten Antifaschisten, 
über Neonazi-Skinheads in Quito und die 
Unabhängigkeit der Justiz in Ecuador. 


Victor Nuess 


Wir stehen vor einer Stahltür im Nor¬ 
den Quitos, der Hauptstadt Ecuadors. 
Es ist Mittwoch, der 26. Januar, 11 
Uhr. Es ist die Stahltür des »Carcel 4«, 
eines Gefängnisses in Quito, in dem 
normalerweise Politikerinnen und Po- 
lizistlnnen untergebracht sind, wenn 
sie auf der juristischen Ebene in Un¬ 
gnade gefallen sind. Wir wollen einen 
jungen Antifaschisten von 20 Jahren 
besuchen; er sitzt seit Mai 2010 ein. 
Es ist Älvaro Paredes, dem vorgeworfen 
wird, den Neonazi Abraham Chimbor¬ 
azo erstochen zu haben. 

»jDefender tu vida no es un de¬ 
lito!« (»Dein Leben zu verteidigen ist 
kein Delikt«), so die Leitparole der be¬ 
scheidenen Kampagne für die Freiheit 
von Älvaro. Bescheiden auch deshalb. 


weil sich die Solidaritätsgruppe sowie 
die Brigada Antifascista Quita, fak¬ 
tisch im Laufe eines Jahres seit dem 
Ableben des stadtbekannten Neonazi- 
Skins Chimborazo aufgelöst hat. Wir 
treffen nichtsdetsotrotz einen gut ge¬ 
launten Älvaro nach oberflächlichen 
Leibesvisitationen im Innenhof des 
Knastes. 

Warum sitzt Älvaro 

Ein Gruppe um den bekannten Neo¬ 
nazi Abraham Chimborazo überfiel am 
17. Mai 2010 - bewaffnet mit Schlag¬ 
ringen, Messern und Knüppeln - den 
jungen Antifaschisten, als er gerade 
aus der Universität kam. Es war bereits 
der dritte Überfall dieser Art, mit der 
offensichtlichen Absicht, Älvaros Le¬ 
ben zu beenden. 

Älvaro flüchtete zunächst über 
eine vielbefahrene Straße, dann in ein 
Internetcafe, wo es zu einem heftigen 
Handgemenge kam. Er flüchtete wei¬ 
ter, wieder auf das Gelände der Uni, wo 
er Film- und Videostudent ist. Dort 
schlugen ihn die Neonazis brutal zu¬ 
sammen, er konnte das Messer von 
Chimborazo entwenden, der im Tohu¬ 
wabohu dann von seinem eigenen 
Messer verletzt wurde und verstarb. 

Danach tauchte Älvaro Paredes ver¬ 
letzt für einige Tage ab, gab über You- 
Tube eine Erklärung zum Überfall auf 
ihn ab. Dann stellte er sich auf Anraten 
seiner damaligen Anwälte der Justiz. 


Die ersten Gerichtstermine zur Haft¬ 
prüfung waren eher ein Desaster, nicht 
zuletzt wegen grundsätzlich falscher 
Einschätzungen seiner Anwälte. Ihre 
Einschätzung war gewesen, dass Äl¬ 
varo ohne weitere Komplikationen auf 
freien Fuß gesetzt würde, da er ja in 
Notwehr gehandelt habe. Unterschätzt 
wurde seitens der Anwälte, die über 
reichlich Erfahrung mit Menschen¬ 
rechtsprozessen verfügen, der Grad 
der Korruption ecuadorianischer Ge¬ 
richte, speziell der des Provinzgerich¬ 
tes Pichincha, der hiesigen Provinz. 
Älvaro wurde schließlich wegen Mor¬ 
des angeklagt, was auch seine lange 
Untersuchungshaft erklärt. 

Korruption der Justiz und Neonazi- 
Skinheads 

In den ersten Anhörungen vor Ge¬ 
richt, hatte die zuständige Richterin 
sowohl eine Beweisführung auf Seiten 
von Älvaro nicht zugelassen, als auch 
jeglichen Versuch der Anwälte vor Ort 
weitergehende Äußerungen zu täti¬ 
gen, unterbrochen oder abgewürgt. 
Im Gegenzug konnten die Eltern von 
Chimborazo sich offen selbst als Fa¬ 
schisten bezeichnen. Sie seien Natio¬ 
nalisten, wollten Ordnung etc. Kein 
Wort zur ANR [Acciön Nacional Revo- 
lucionaria], der Neonazi-Gruppe, die 
Älvaro nach dem Leben trachtete. 
Kein Wort über ihre guten Verbindun¬ 
gen zu Teilen der Polizei, kein Wort 
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Der Fall Älvaro Paredes in Ecuador 


Repression 



dazu, dass ein ehemaliger Fremdenle¬ 
gionär die jungen Neonazis in Kampf¬ 
sport trainierte. Kein Wort über ihre 
Aktionen der »sozialen Säuberungen« 
gegen Homosexuelle, Sexarbeiterin¬ 
nen, Obdachlose und Linke. Das Ge¬ 
richt sowie große Teile der ecuadoria- 
nischen Gesellschaft haben keine Be- 
grifflichkeit von Faschismus oder 
Nationalsozialismus. Ohnehin ein ku¬ 
rioses Phänomen: Die auf den Natio¬ 
nalsozialismus fixierte Neonazi- 
Skinhead-Szene, bestehend aus weni¬ 
ger als 20 Personen. In einem Land, in 
dem mehr als 80 Prozent der Bevölke¬ 
rung entweder Indigene, Mestiz_innen 
oder Afro-Ecuadorianer_innen sind. 
Der Nazikult erscheint wie eine will¬ 
kürliche Mischung aus der Verwen¬ 
dung von Nazi-Symbolik, (rassistischer) 
Verachtung von Armen, Hass auf Ob¬ 
dachlose und Sexarbeiter_innen. So 
spricht die ANR von sozialen Säube¬ 
rungen und meint Überfälle auf Ob¬ 
dachlose und Sexarbeiter_innen, oft¬ 
mals auch erkennbare alternative Ju¬ 
gendliche (Heavy Metals, Punks, 
Langhaarige). Die ANR stellt sich auf 
ihrem Internet-Blog ästhetisch wie 
»Autonome Nationalisten« in der BRD 
dar, deren Symbolik und Motive auch 
dort zu finden sind. Ihre Parolen sind 
eine Mischung aus Gewaltkult und Na¬ 
tionalismus; »Blut - Stolz - Nation« 
(Sangre, Orgullo, Naciön). Ihre aktuell 
dargestellte Großtat für die »Säube¬ 


rung des Vaterlandes« ist eine »ökolo¬ 
gische Aktion« zur Reinhaltung ihres 
Viertels. Mit gefüllten Müllbeuteln 
zeigen sie sich breitbeinig ihrer Fan¬ 
gemeinde. 

Es gibt zwar in der ecuadoriani- 
schen Gesellschaft die politische Ka¬ 
tegorie »rechts«, jedoch wird dies oft¬ 
mals nur für die rechte politische Op¬ 
position oder Paramilitärs angewandt. 
Was Rechtskonservatismus, (faschisti¬ 
sche) Diktaturen oder paramilitäri¬ 
sche Aktionen der Polizei ideologisch 
und praktisch mit Faschismus zu tun 
haben, wird nicht gesehen. So sind 
auch die Reaktionen der Richterin 
und der Presse zu erklären, die es 
nicht als Skandal empfanden, dass 
sich Rechte - wie die Familie des To¬ 
ten Chimborazo - offen als Fans des 
Nationalsozialismus outen. Nicht sel¬ 
ten heißen hier Menschen mit Vorna¬ 
men »Hilter« oder »Jitler«. 

(Gerichts-)Entscheidungen 

Was aber im Falle von Älvaro eventuell 
beim Gerichtstermin am 2. Februar 
2011 wesentlich entscheidender war, 
war die Tatsache, dass das Gericht 
vom neuen Anwalt von Älvaro im Vor¬ 
feld eine hohe finanzielle »Spende« 
von 30.000 US $ erwähnt hatte. In ei¬ 
ner Unterredung mit der Richterin, 
hatte der Anwalt darum gebeten, beim 
kommenden Gerichtsterminen doch 
bitte Platz zu lassen, den Fall ausführ¬ 


lich von Seiten der Verteidigung wür¬ 
digen zu können. Es ist darüber hinaus 
davon auszugehen, dass in den voran¬ 
gegangenen Verhandlungen ebenfalls 
Geld im Hintergrund eine nicht uner¬ 
hebliche Rolle gespielt hatte. 

Wendung und Freiheit 

Am 2. Februar 2011 wurde im ent¬ 
scheidenden Gerichtstermin Älvaro 
Paredes nicht nur wegen einfacher 
Notwehr zu vier Jahren ohne Be¬ 
währung verurteilt, sondern auch 
Zeuginnen auf Seiten der Angreifer 
anschließend wegen Falschaussage 
angeklagt bzw. zu einer Geldstrafe 
verurteilt. Am Tag des Gerichtstermins 
wurde eine Gruppe von fünf Neonazi- 
Skinheads von der Polizei stunden¬ 
lang geschützt. Auf der Solidaritäts¬ 
kundgebung auf Seiten der Unterstüt¬ 
zenden von Älvaro Paredes hatten sich 
50 Menschen eingefunden. 

Mittlerweile ist Älvaro Paredes Frei¬ 
gänger mit Auflagen. Das Jahr Unter¬ 
suchungshaft und das junge Alter ge¬ 
ben ihm nach ecuadorianischer Rechts¬ 
sprechung die Möglichkeit dazu. 
Seine ehemalige politische Gruppe, 
die Brigada Antifascista Quito hat sich 
aufgelöst und einige Personen, die 
noch am Anfang der Solidaritätsarbeit 
in seinem Namen antifaschistische 
Konzerte organisiert hatten, haben 
das eingesammelte Solidaritäsgeld 
nicht an Älvaro oder seine Anwälte 
weitergeleitet. Ein Brief von Älvaro 
hat dies unlängst öffentlich gemacht. 
Er selbst denkt über zwei Möglichkei¬ 
ten nach: entweder die Brigada Anti¬ 
fascista neu aufzubauen oder aber 
eine Zeit lang nach Venezuela zu ge¬ 
hen, um sich dort solidarisch im Pro¬ 
zess zur Umgestaltung hin zum »So¬ 
zialismus des 21. Jahrhunderts« ein¬ 
zubringen, nicht zuletzt auch wegen 
anhaltender Drohungen seitens der 
Neonazis. Wir wünschen ihm viel 
Glück, wie immer seine Entscheidung 
auch ausfallen mag. ■ 


[1] Solidaritätskundge¬ 
bung der Kampagne 
»Freiheit für Älvaro«. 

[2] Älvaro Paredes 
wurde mittlerweile aus 
der Untersuchungshaft 
entlassen. 
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Es ist schrecklich. Das Massaker auf der 
Insel Utoya und im Regierungsviertel in 
Oslo sind die heftigsten Terroranschläge, 
die jemals gegen die skandinavische 
Arbeiterjnnenbewegung gerichtet 
waren. Wie konnte das passieren? Die 
ersten offiziellen Reaktionen versuchten, 
den Anschlägen die politische Dimension 
zu nehmen und sie als Taten eines Wahn¬ 
sinnigen zu isolieren. Um die Anschläge 
und deren Ursachen zu verstehen, muss 
aber festgestellt werden, dass es politi¬ 
sche Taten waren. Politisch motiviert und 
gegen andere politische Überzeugungen 

gerichtet. 

Mathias Wag 

Die Gründe/Motive für die Terroran¬ 
schläge liegen im Rechtspopulismus der 
extremen Rechten, welcher heutzutage 
als salonfähig angesehen wird. Selbst 
definiert sie sich beschönigend als 
»einwanderer- und islamkritisch«. Eine 


extreme Rechte, die mehr europäisch 
agiert als national, mehr pro-israelisch 
als antisemitisch auftritt und mehr an¬ 
timuslimisch und kulturrassistisch ar¬ 
gumentiert als rassenideologisch. Sie 
sehen den Kulturkampf als bedeu¬ 
tungsvolle Arena und verkleiden ihre 
Rhetorik (auf ihre Art) als »antirassi¬ 
stisch« und offen, um der Stigmatisie¬ 
rung als rechts zu entgehen. 

Es besteht kein Zweifel mehr, dass 
Anders Breivik das Massaker lange Zeit 
geplant hatte. Das Jugendlager wählte 
er als Ziel, um den größtmöglichen 
Schock und die maximale Verbreitung 
seiner Theorien, zusammengefasst in 
seinem sogenannten Manifest »2083- 
A european Declaration of Indepen- 
dence«, zu gewährleisten. Ein Tage¬ 
buchteil des Manifestes beschreibt die 
detaillierte Planung der Terroraktio¬ 
nen und diese gehören somit zu den 
am besten dokumentierten Anschlä¬ 
gen überhaupt. Inspiration bekam 
Breivik unter anderem von einem 
wichtigen Flügel der neuen extremen 
Rechten, dem Counter Jihad. Sie ver¬ 
treten, genau wie Breivik, die Theorie 
um Metapolitik und Kulturkampf. Die 
Counter Jihad Bewegung ist aus der 


islamfeindlichen Stimmung entstan¬ 
den, welche durch die Anschläge vom 
11. September 2001 noch weiter An¬ 
schub erhielt. In den folgenden fünf 
bis sechs Jahren bildete sich ein Netz¬ 
werk aus europäischen Bloggern, die 
sich unter dem Namen Counter Jihad 
zusammentaten. Die tonangebenden 
Blogger waren »Gates of Vienna«, 
»Brüssels Journal« aus Belgien und der 
»Norweger Fjordmann«. Im April 2007 
traf sich das Netzwerk, unterstützt von 
dem dänischen Netzwerk SIAD (Stop 
the Islamisation of Denmark) unter 
dem Motto »UK and Scandinavia Coun¬ 
ter Jihad Summit« in Kopenhagen. Mit 
Ted Ekeroth war ein Vertreter der 
rechtspopulistischen Partei Schweden¬ 
demokraten anwesend. Die nächsten 
Jahre gab es Folgetreffen in Wien, Brüs¬ 
sel, Zürich und noch einmal Kopenha¬ 
gen. Mitorganisator »Gates of Vienna« 
fasst die Ziele der Bewegung zusam¬ 
men: 

1.) Der weiteren Islamisierung der 
westlichen Länder etwas entgegenzu¬ 
setzen. Die muslimische Integration 
muss eliminiert und dem Islam in der 
Öffentlichkeit kein weiterer Platz ein¬ 
geräumt werden. 2.) Den Islam auf die 
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Nationen zu begrenzen, in denen Mus¬ 
lime in der Mehrheit sind. Kriminelle 
Muslime abzuschieben und die restli¬ 
chen vollständig in die lokalen Kultu¬ 
ren zu assimilieren. 3.) Alle ausländi¬ 
sche Unterstützung der betreffenden 
Nationen einzustellen 4.) Ein Basis¬ 
netzwerk zu entwickeln, das die poli¬ 
tische Klasse in unseren Ländern er¬ 
setzt und die herrschende multikultu¬ 
relle Ideologie, die die Islamisierung 
erst möglich macht, zu eliminieren. 
Wird diese Ideologie von uns in Ruhe 
gelassen, wird sie den Untergang der 
westlichen Zivilisation verursachen. 

Der zentrale Organisator und Ideo¬ 
loge für das Netzwerk ist der norwegi¬ 
sche Blogger, der unter dem Pseuonym 
Fjordmann schreibt. Der Attentäter 
Breivik erklärt Fjordmann zu seinem 
Lieblingsautor und den größten Teil 
seines Manifestes bilden direkte Ko¬ 
pien von Fjordmanns Texten. Nach dem 
Massaker wurde viel über eine Verbin¬ 
dung von Breivik zu Fjordmann speku¬ 
liert. Der antimuslimische Blogger Ted 
Ekeroth (Schweden), der selbst auf sei¬ 
nem Blog Fjordmann verteidigt, erklärt 
entgegen der Spekulationen, dass 
Fjordmann und Breivik nichts mitein¬ 
ander zu tun haben. Fjordmann selbst 
erklärt auf dem Blog »Gates of Vienna«, 
dass er Breivik nie persönlich getroffen 
habe. 

Das Hauptaugenmerk von Counter 
Jihad liegt darauf, den sogenannten 
Kulturkampf voranzutreiben. Es sind 
aber auch weitere politische Initiati¬ 
ven aus dieser Bewegung entstanden. 
Die dänische Gruppe »Stop Islamiserin- 
gen af Danmark« (SIAD) von Anders 
Gravers Pederesens hat versucht, ihre 
Initiative auf Europa auszuweiten und 
die SIOE (Stop Islamisation of Europe) 
ins Leben gerufen. Counter Jihad und 
SIOE zeigen Interesse an der militan¬ 
ten English Defence League, die ihre 
Wurzeln in der britischen Hooligan- 
Szene hat. Eine Kombination aus Face- 
book und andere sozialen Medien sowie 
provozierenden gewalttätigen Demons¬ 
trationen vor Moscheen, ließ die 


Gruppe schnell zu einer bedeutenden 
Bewegung werden. Die britische Poli¬ 
zei bezeichnet die EDL als die größte 
Bedrohung der inneren Sicherheit in 
Großbritannien. Der EDL-Chefideologe 
Alan Lake wurde von dem Politiker der 
Sverigedemokraterna (vgl. AIB # 90) 
Kent Ekeroth zu seinem Antiislamie- 
rungskongress im Jahr 2009 eingela¬ 
den. Nur ein Jahr später wird die 
schwedische Antwort auf die EDL, die 
Swedish Defence League, gegründet. 

Auch Breivik interessierte die EDL 
und er sprach sich in dem norwegischen 
Forum »Document.no« für eine nor¬ 
wegische Ausgabe der EDL aus, um die 
norwegischen antirassistischen Orga¬ 
nisationen, wie »rote Jugend, SOS 
Rassismus, Blitz« (Autonomes Zen¬ 
trum in Oslo) in ihrer Arbeit zu behin¬ 
dern. Breivik und die EDL teilen die 
große Faszination und Identifikation 
für die Kreuzzugritter als Symbol für 
den Kampf gegen den Islam. Norwe¬ 
gens zentrales Forum für die antimus¬ 
limische Debatte ist »Document.no« 
des Journalisten Hans Rustads. In dem 
2003 gegründeten Forum war Breivik 
ein aktiver Schreiber und nahm auch 
an den Seminaren teil. Er sprach sich 
dafür aus, dass die Seite von Rustads 
die Grundlage für eine kulturkonsera- 
tive Zeitung bilden sollte. Desweiteren 
versuchte er, den Aufbau eines norwe¬ 
gischen Ablegers der EDL oder eine 
norwegische Version der amerikani¬ 
schen Tea-Party-Bewegung (vgl. AIB 
# 87) voranzutreiben. 

Die Zahl 2083, im Titel vom »Terror¬ 
manifest« Breiviks steht für das Jahr, 
in dem der Islam den Krieg gewonnen 
habe und es zu spät zum Agieren sei. 
Es ist eine Anspielung auf die Belage¬ 
rung Wiens durch Truppen des Osma- 
nischen Reiches, exakt 400 Jahre zu¬ 
vor, die schon einmal die europäische 
Zivilisation bedroht hätten. Die Coun¬ 
ter Jihad Bewegung tritt dafür ein, 
dass der Islam nicht als Religion ange¬ 
sehen wird, sondern als Ideologie. Der 
Islam wird mit dem Kommunismus 
und Nazismus verglichen und als tota¬ 


litäre Ideologie gleichen Typs identifi¬ 
ziert. Der marxistischen Ideologie wird 
die Schuld gegeben, der Islamisierung 
die Tür geöffnet zu haben - mit dem 
Ziel, das westliche Vaterland zu zer¬ 
stören. Inspiriert ist diese Sicht von 
der französischen »Neuen Rechten« 
und deren Diskussion um den Kampf 
der Kulturen und Metapolitik. Demzu¬ 
folge versuchte die Linke der 1968er 
den Kapitalismus abzuschaffen, verlor 
jedoch den Kampf um die politische 
und ökonomische Macht. In der Kul¬ 
tur konnte sich die Linke aber halten. 
Der Niedergang des ökonomisch »har¬ 
ten« Marxismus fiel zusammen mit 
dem Auseinanderbrechen des real exi¬ 
stierenden Sozialismus. Der »weiche« 
Marxismus dagegen vermochte es, in 
den kunst- und ideologieproduzieren¬ 
den Institutionen Einfluss zu nehmen: 
In Ausbildungswesen, Forschung, Kul¬ 
tur und in den Medien. Über diese 
Kontrolle der Ideologieproduktion ge¬ 
lang es der politischen Linken, eine 
kulturelle Hegemonie, ein Problemfor¬ 
mulierungsprivilegium, zu errichten. 
Somit wurde der Rahmen für die Set¬ 
zung der grundlegenden Werte und 
Normen, die seitdem die Politik be¬ 
stimmen, geschaffen. Die Wurzeln für 
diesen weichen, infiltrierenden Mar¬ 
xismus, den Kulturmaxismus, der ei¬ 
nen langen Marsch durch die Institu¬ 
tionen hinter sich habe, glaubt die 
»Neue Rechte« in Gramscis Theorien 
über Hegemonie und in der Frankfur¬ 
ter Schule zu finden. 

Der metapolitische Kampf, der Kampf 
um Problemformulierung, Worte, Be¬ 
griffe, Normen und Werte, wird als ein 
politisches Vorstadium, und die Blog¬ 
ger und Forumschreiber als die Vor¬ 
truppen in diesem Kampf angesehen. 
Der Kampf gegen die politische Kor¬ 
rektheit, die Selbststilisierung als Un¬ 
derdog und der »Das darf man ja nicht 
sagen in der letzten Zeit«-Geist, der 
die gesamte extreme Rechte vereint, 
macht diese »Neue Rechte« Theorie zu 
einem zusammenhängenden politi¬ 
schen Projekt. ■ 
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Breiviks politischer 
Hintergrund 


Eine Einschätzung der norwegischen Antifaszene 


Linnea Faksen ist Teil 
der antifaschistischen 
Szene Norwegens und 
im autonomen Blitz- 
huset in Oslo aktiv. 
Gemeinsam mit ande¬ 
ren beschäftigt sie 
sich seit einigen Jahren 
unter anderem mit neo¬ 
konservativen Kräften 
in Norwegen. 

Interview: antifa.cz und 
recherche-nord 


AIB: Warum hat Anders B. Breivik 
eurer Meinung nach ein Camp der 
jungen Sozialdemokraten für sei¬ 
nen Angriff ausgewählt, anstatt ra¬ 
dikalere Aktivistinnen, die gegen 
Islamophobie, Rassismus und Fa¬ 
schismus kämpfen? 

Wahrscheinlich hat er festgestellt, dass 
die sozialdemokratische »Arbeiterpar¬ 
tei« zur Zeit die einflussreichste poli¬ 
tische Kraft in Norwegen ist. Seiner 
Meinung nach tragen sie die Haupt¬ 
verantwortung für die Migration von 
Muslimen nach Norwegen. Radikalere 
Aktivistinnen scheint er für weniger 
wichtig zu halten. 


AIB: Breivik ist kein Neo-Nazi, son¬ 
dern mehr ein fundamentaler Christ, 
der sich als Kämpfer gegen Islam, 
»Multikulturalismus« und »kultu¬ 
rellen Marxismus« begreift. Was 
macht die konservativen, eurozen- 
tristischen und christlich-funda¬ 
mentalistischen Strukturen und Or¬ 
ganisationen in Norwegen aus? Was 
sind ihre Aktionsformen, wie lässt 
sich ihre Ideologie umreißen? 
Breiviks ideologischer Hintergrund 
speist sich aus diversen Internetforen. 
Eines davon ist das Portal »www.Docu- 
ment.no«, dass konservative, islamo- 
phobe und rassistische Positionen 
propagiert. Er war außerdem in diver¬ 
sen anderen Foren bekannter Websites 
aktiv. Eine der bekanntesten Gruppen 
ist die SIAN (»Stoppt die Islamifizie- 


rung Norwegens«), welche sich pro-is¬ 
raelisch und gleichzeitig tief anti¬ 
muslimisch positioniert. Die SIAN hat 
allerdings nur wenige aktive Mitglie¬ 
der und konnte ein paar Demonstra¬ 
tionen unter massivem Polizeischutz 
durchführen, die jedes Mal von fünf 
bis zehnmal so vielen Gegendemon- 
strant_innen begleitet wurden. Von 
2001 bis 2005 war er außerdem Mit¬ 
glied der »Fortschritts-Partei« (FRP), 
zu deren prominentesten Mitgliedern 
Per Willy Amundsen und Christian Ty- 
bring-Gjedde zählen. Teile der FRP 
vertreten ähnliche Ideen wie Breivik 
bezüglich Islam und »Multikulturalis¬ 
mus«. Sie hat andererseits aber auch 
relativ liberale Mitglieder, die eher für 
einen »Laisser-faire«-Kapitalismus 
eintreten, als sich mit migrationsspe¬ 
zifischen Themen zu beschäftigen. Ei¬ 
nige Mitglieder positionieren sich nun 
allerdings klar gegen die islamopho- 
ben Teile ihrer Partei, sodass es in na¬ 
her Zukunft sicherlich zu internen 
Spannungen kommen wird. Breivik 
war nie Teil der eher armseligen und 
unbedeutenden »Norwegian Defense 
League« (einer Partnerorganisation 
der English Defense League (EDL)). 
Doch er lässt sich sicher als Fan der 
EDL bezeichnen, stand mit einigen ih¬ 
rer Mitgliedern in Kontakt und nahm 
an Demonstrationen in England teil. 

AIB: Stehen diese ultrakonservati¬ 
ven Gruppen mit außerparlamenta¬ 


rischen Gruppen in Kontakt oder 
sind mit diesen vernetzt? 

Meiner Meinung nach vollzieht sich 
ein Bruch zwischen Neonazis (welche 
z.B. die rechtsradikale Szene in 
Schweden dominieren) und den isla- 
mophoben und christlich-fundamen¬ 
talistischen Gruppen. Ich habe die Dis¬ 
kussionen im skandinavienweiten 
»nordisk.nu-Forum« verfolgt, in dem 
Neonazis Breivik einen »Freimaurer« 
und »Zionisten« nennen. Sie sprechen 
sogar von einer israelischen Verschwö¬ 
rung hinter den Anschlägen. 

Die christlichen Fundamentalisten 
und islamophoben Gruppen titulieren 
Breivik wiederum als Neonazi. Es gibt 
also definitiv eine Teilung in der radi¬ 
kalen Rechten zwischen »klassischen« 
Neonazi-Gruppen wie der SMR (Schwe¬ 
dische Wiederstandsbewegung), Vigrim 
(norwegische Neonazigruppe) und den 
EDL-inspirierten Gruppen (Nordic De- 
fence League, Swedish Defence League, 
Norwegian Defence League, SIAN usw.). 

AIB: Welche Geschichte hat die 
»Fortschritts-Partei« und was ist 
ihre politische Agenda? Was verste¬ 
hen sie unter Migration? Haben sie 
ein »ideales« Konzept für Migrati¬ 
onspolitik? 

Die Gründungsthemen der FRP waren 
niedrigere Steuern und ein »Stopp der 
Zuwanderung« - eine klassische Pro¬ 
testpartei mit einer rechtspopulisti¬ 
schen Agenda. Nahezu jeder norwegi- 
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sehe Neonazi war eine Zeit lang Mit¬ 
glied der FRP, wurde aber entweder auf 
Grund seiner Ansichten aus der Partei 
geworfen oder verließ sie freiwillig, da 
sie als zu »moderat« galt. Das Ziel der 
FRP ist es, Norwegen in einen weniger 
sozialdemokratischen Staat nach Vor¬ 
bild der USA in Kombination mit einer 
restriktiveren Migrationspolitik zu 
verwandeln. Diese bezieht sich vor al¬ 
lem auf die Migrant_innen muslimi¬ 
schen Glaubens. Des weiteren fordern 
sie eine klassische »Law-and-Order«- 
Politik: mehr Polizei, eine härtere Ju¬ 
stiz und mehr Überwachung. Ich 
würde sie eher mit den Republikanern 
vergleichen als mit den »schwedi¬ 
schen Demokraten« oder der »Danish 
Peoples Party«, weil sich ihre Wirt¬ 
schaftspolitik doch sehr an der Idee 
des freien Marktes orientiert. 

AIB: Wieso war die FRP die zweit¬ 
stärkste Partei bei den letzten 
Wahlen in Norwegen? Warum wur¬ 
den sie eurer Meinung nach ge¬ 
wählt? 

Xenophobie und Islamophobie in der 
norwegischen Gesellschaft sind si¬ 
cherlich zwei Gründe für ihren Erfolg 
und auch ihre Forderungen nach här¬ 
terer Justiz und geringeren Steuern 
haben Zustimmung gefunden. Ich 
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glaube aber auch, dass sie so erfolg¬ 
reich sein konnten, weil sich alle an¬ 
deren Parteien so arrogant gegenüber 
der »Arbeiterklasse« verhalten. Sowohl 
die Sozialdemokraten, als auch die 
Sozialisten kämpfen nicht mehr gegen 
Armut und Neoliberalismus und haben 
in gewisser Weise auch aufgehört ihre 
Wirtschaftspolitik am »Kleinen Mann« 
auszurichten. Die FRP hingegen gibt 
zumindest vor, diesen zu unterstützen 
und haben dafür eine sehr gut funk¬ 
tionierende Propaganda-Maschine. 

AIB: Mit welchen anderen europäi¬ 
schen Parteien steht die FRP in Kon¬ 
takt oder kooperiert sogar? 

Es gibt Verbindungen zur Regierungs¬ 
partei »Venstre« in Dänemark (der 
Name bedeutet eigentlich »Links«, sie 
haben allerdings eine ähnliche Agen¬ 
da wie die FRP). Sie beziehen sich 
außerdem auf die Tories in England, 
die Republikaner in den USA und an¬ 
dere konservative und neokonserva¬ 
tive europäische Parteien. Vorgeblich 
lehnen sie offensichtlich rechtsradi¬ 
kale Parteien wie die »Front National« 
in Frankreich, die »schwedischen De¬ 
mokraten« usw. ab. Aber natürlich ha¬ 
ben sie auch mit diesen Parteien ei¬ 
nige Gemeinsamkeiten. 

AIB: Wie haben sich in Norwegen 
antimuslimische und gegen »Multi¬ 
kulturalismus« agierende Strömun¬ 
gen entwickelt? 

Islamophobe Positionen begannen mit 
einer starken Unterstützung Israels 
und großen Antipathien gegenüber 
Palästinenserinnen in den christli¬ 
chen Teilen Norwegens (hauptsächlich 
im Süden und Westen des Landes). Die 
FRP und, in gemäßigten Ausmaß, die 
NDL haben Unterstützerinnen in die¬ 
sen Gruppen. Anti-»Multikulturalismus« 
wurde in den 1980ern, als die FRP und 
die wachsende Neonazi-Szene Demons¬ 
trationen gegen Migration organisier¬ 
ten, zu einem populären Thema. 

Eine andere Bewegung, die »Bürger¬ 
bewegung gegen Immigration« (FMI) 


entwickelte sich in den 1980ern und 
wurde schließlich in den frühen 
1990ern durch antifaschistischen Wi¬ 
derstand zerschlagen. Auch andere 
Neonazi-Gruppen schrumpften wäh¬ 
rend der 90er erheblich und ihre Akti¬ 
vitäten kamen fast gänzlich zum Erlie¬ 
gen, nachdem ein Neonazi 2001 einen 
Jungen of colour ermordete. Nur die 
religiöse Sekte »Vigrid«, mit einem ex¬ 
trem antisemitischen Nazi-Kult über¬ 
lebte und existiert noch immer. »Vi¬ 
grid« steht allerdings viel zu abseits, 
um neue Mitglieder zu rekrutieren 
oder tatsächlich politisch zu agieren. 
Heute sind islamophobe Kräfte in der 
FRP, NDL, bei SIAN und in diversen 
Webblogs organisiert. 

AIB: Einige Medien stellen Breiviks 
Anschläge als das Werk eines Psy¬ 
chopathen dar, dessen politische und 
ideologische Motivation fast keine 
Rolle für Anschläge spielten. Wie 
wichtig war seine politische Über¬ 
zeugung für diese Angriffe? 

Seine politischen Ansichten waren 
natürlich wichtig für die Angriffe. Seit 
zehn Jahren (nach dem 11. September 
2001) wird die politische Debatte in 
Norwegen von Angst und letztlich 
dem Schüren von Hass gegenüber 
Muslimen und der muslimischen Welt 
bestimmt. Die Debatten verlaufen da¬ 
bei zunehmend eurozentristisch und 
selbst einige Linke argumentieren mit 
der Überlegenheit der westlich Zivili¬ 
sation gegenüber der muslimischen 
»Barbarei«. Der Fokus liegt dabei vor 
allem auf Angst und Misstrauen und 
meiner Meinung nach ist es offen¬ 
sichtlich, dass Breivik von diesen De¬ 
batten beeinflusst wurde. Wenn Politi¬ 
ker, Journalisten und Kommentatoren 
aus dem gesamten politischen Spek¬ 
trum geneigt sind, die Furcht vor ei¬ 
ner muslimischen Bedrohung oder gar 
Invasion zu übernehmen, glaubt auch 
irgendwann jemand, dass wir uns 
wirklich in einem Kriegszustand be¬ 
finden und bringt Waffen in die politi¬ 
sche Auseinandersetzung. ■ 


[1] Der Attentäter 
Anders Breivik wird 
nach seiner Festnahme 
von mehreren 
Polizisten zum 
Gericht gebracht. 
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[1] Casa Pound Akti¬ 
visten beim Überfall 
auf eine Studenten¬ 
demo am 29. Okto¬ 
ber 2008 in Rom 
(links mit gestreiftem 
Hemd der Vorsit¬ 
zende des Blocco 
Studentesco und 
Casa Pound Kader 
Francesco Polacchi; 
rechts mit Gürtel in 
der Hand Pietro Casa- 
santa, Leiter des 
Ordnerdienstes) 


Björn Resener 


Am 29. April diesen Jahres stehen 
eine Hand voll Student_innen auf der 
Straße vor der literarischen Fakultät 
der Universität Neapels. Sie betrach¬ 
ten die Schriftzüge, die Faschisten in 
der Nacht zuvor dort angebracht ha¬ 
ben. »Antifas - Wir durchlöchern euch« 
steht dort geschrieben, ein Haken¬ 
kreuz ist daneben geschmiert. Das 
Entfernen derartiger Graffiti ist für 
die jungen Antifaschist_innen selbst¬ 
verständlich, aber gerade hier ist es 
eine Herzensangelegenheit. Die Fa¬ 
kultät - in der ihr Kollektiv eine Aula 
besetzt hält - ist ihr täglicher Treff¬ 
punkt und die Parolen werden als ge¬ 
zielte Provokation empfunden. Doch 
sie sind mehr als das. Denn als sie ge¬ 
rade anfangen die ersten Buchstaben 
zu übermalen, werden die jungen 
Leute tatsächlich von bewaffneten 
Männern überfallen. Gemeinsam set¬ 
zen sich die Angegriffenen zur Wehr 
und schlagen einen der Messerstecher 


zu Boden. Nach dem Überfall müssen 
drei von ihnen, aber auch ein Angrei¬ 
fer mit zum Teil schweren Verletzun¬ 
gen im Krankenhaus behandelt wer¬ 
den. 

Der verletzte Messerstecher heißt 
Enzo Tarantino. Bei den kurz darauf 
stattfindenden Kommunalwahlen kan¬ 
didierte er auf der Liste von Silvio Ber¬ 
lusconis Popolo della Libertä (PdL). 
Dass er am 16. Mai nicht viel mehr als 
60 Stimmen auf sich vereinen konnte, 
lag sicherlich auch an der schlechten 
Presse, die der Überfall nach sich zog. 
Abgesehen von den verschenkten 
Stimmen scheinen die Ereignisse für 
die Partei des italienischen Minister¬ 
präsidenten jedoch folgenlos zu sein. 
Der Skandal blieb aus, obwohl die PdL 
bewusst entschieden hatte mit Enzo 
Tarantino einen militanten Faschisten 
kandidieren zu lassen. In Neapel trat 
er seit Jahren bei Auseinandersetzun¬ 
gen mit Linken in Erscheinung. Für 
drei Monate hielt er mit seinen Kame¬ 
raden ein Haus im Zentrum der Stadt 


besetzt, bis es im Dezember 2009 we¬ 
gen einer erfolgreichen antifaschisti¬ 
schen Kampagne schließen musste. 

Seit etwa zehn Jahren sind Häuser 
besetzende Faschisten in Italien keine 
Seltenheit mehr. Verantwortlich dafür 
ist ein Personenkreis, der seit ein paar 
Jahren unter dem Namen Casa Pound 
firmiert. Enzo Tarantino und seine Ka¬ 
meraden stellen den napoletanischen 
Ableger des Netzwerks dar. Doch der 
Ursprung des Phänomens liegt ca. 200 
Kilometer weiter nördlich, in der 
italienischen Hauptstadt Rom. 

1997 tauchten in der Metro, in 
Kneipen und an den Laternenpfählen 
der Stadt 15.000 Aufkleber auf. Sie 
zeigten nichts als ein Logo, zusammen 
gesetzt aus einem griechischen Zeta, 
einer Null und einem Alpha Zeichen. 
Danach wurden etliche Flugblätter 
verteilt, auf denen lediglich ein Ge¬ 
sicht mit einem Strichcode auf der 
Stirn, leeren weißen Augen und einem 
auf geklebten Grinsen zu sehen war. 
Kurz darauf veröffentlichte eine Band 
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namens »ZetaZeroAlfa« ihre erste 
Single und nicht viel später ein Album 
mit dem Titel »La dittatura del sor- 
riso« (Die Diktatur des Lächelns). Die 
Tonträger verkauften sich außeror¬ 
dentlich gut und schon bald waren 
mehrere hundert Konzertbesucherin¬ 
nen keine Seltenheit mehr. Einige Al¬ 
ben später tauchte das Logo der Band 
auf Bannern in den Kurven der römi¬ 
schen Fußballvereine A.S. Rom und 
Lazio auf, immer in den jeweiligen 
Vereinsfarben. Und selbst bei den Ul¬ 
tras Sur von Real Madrid, der Brigade 
Sud Nice aus Frankreich und den Ultras 
von Levski Sofia ist es inzwischen zu 
finden. 

Dass es sich hierbei stets um Vereine 
mit politisch rechten Anhängerinnen 
handelt, darf nicht verwundern. Denn 
»ZetaZeroAlfa« ist nicht bloß irgend¬ 
eine Rockband mit geschicktem Mar¬ 
keting. Ihr Bandleader ist Gianluca 
Iannone, ein ehemaliger Skinhead 
und bis zum Verbot der Organisation 
im Jahre 1993 aktiv im »Movimento 
Politico Occidentale«, einer für italie¬ 
nische Verhältnisse außergewöhnlich 
antisemitischen Organisation. Trotz 
dem unterscheidet sich sein Projekt 
sowohl textlich, als auch musikalisch 
von anderen Rechtsrock-Bands. Die 
Inhalte sind politisch, aber weniger 
eindeutig und die Musiker beherr¬ 
schen ihre Instrumente. Den eigenen 
Stil nennen sie Identitäts-Rock. 

Die erste rechte Hausbesetzung 
wurde 1998 von Iannone und seinem 
Umfeld initiiert. Doch der Versuch 
scheiterte nach etwas mehr als einem 
Jahr. Erst vier Jahre später sollte es 
ihnen in Zusammenarbeit mit zwei an¬ 
deren faschistischen Gruppen gelin¬ 
gen, eine ehemalige Schule in der Vor¬ 
stadt in Beschlag zu nehmen. Sie 
tauften das Haus auf den Namen 
»Casa Montag«. Es war die erste rechte 
Besetzung in Rom, die nicht nach kur¬ 
zer Zeit wieder aufgegeben werden 
musste. Der Grund dafür ist im engen 
Kontakt zwischen Besetzerinnen und 
der Destra Sociale zu suchen, dem 


parteiintern rechten Flügel der Alle- 
anza Nazionale (AN). Denn zu diesem 
Zeitpunkt wurde die Region Lazio von 
Francesco Storace, einem ihrer Führer 
regiert. So konnten ab Sommer 2002 
im »Casa Montag« unbehelligt Kon¬ 
zerte und Seminare stattfinden. 
Außerdem war dort die Redaktion der 
Zeitung Montag beheimatet. 

Doch schon nach wenigen Monaten 
überliessen Iannone und seine Anhän¬ 
gerinnen das Haus den anderen Grup¬ 
pen, um ihre Aktivitäten ins Zentrum 
Roms zu verlegen. Ein Jahr später be¬ 
setzten Aktivistinnen der AN-Jugend¬ 
organisation Azione Giovani das »Foro 
753« in der Nähe des Kolosseums. 
Walter Veltroni - damals noch Bürger¬ 
meister Roms - ließ die Rechten ge¬ 
währen, schließlich hätten auch die 
Linken tolerierte Besetzungen in der 
Hauptstadt. Euphorisch ein Haus auch 
unter der Ägide eines nicht-rechten 
Bürgermeisters halten zu können, 
nannte der AN-Nachwuchs ihr Haus 
fortan »nonkonforme Besetzung« - 
Occupazione Non Conformista (ONC) - 
und bezeichnete sich mit rebellischem 
Gestus als »nonkonforme Rechte«. 

Ende 2003 tauchten in der Umge¬ 
bung des »Foro 753« Flugblätter auf, 
die nach der verschwundenen Katze 
mit dem Namen Pound suchten. Im 
Stil des »ZetaZeroAlfa«-Marketings 
waren die Flugblätter ein Hinweis dar¬ 
auf, was kurze Zeit später im Viertel 
passieren sollte: Am 26. Dezember be¬ 
setzte der Personenkreis um Gianluca 
Iannone ein sechsstöckiges Haus in 
der Nähe des Hauptbahnhofs Termini. 
Auch sie bezeichneten es als »non¬ 
konforme« Besetzung und gaben dem 
Projekt den Namen »Casa Pound«. Na¬ 
mensgeber war der US-amerikanische 
Poet Ezra Pound, der den italienischen 
Faschismus unterstützte. An der Fas¬ 
sade des Hauses wurde ein Transpa¬ 
rent mit einem Zitat von ihm ange¬ 
bracht: »Gegen jede Form von Zins.« 

Die Besetzung markierte den An¬ 
fang der politischen Kampagne für den 
»Mutuo Sociale« (Sozialkredit). Im 


Kern wurde dabei die Eröffnung einer 
staatlichen Institution gefordert, die 
zinsfreie Kredite für den ersten Woh¬ 
nungskaufvergibt. Außerdem soll die¬ 
ser Einrichtung die Aufgabe zukom¬ 
men, kleine Firmen mit dem Bau von 
Immobilien zu beauftragen. Die ferti¬ 
gen Wohnungen müssen dann ohne 
Gewinn verkauft werden. Die Idee ist 
keineswegs neu, sondern dem Entwurf 
der Verfassung der Repubblica Sociale 
Italiana (RSI) 1 entnommen. 

Korruption und Spekulation auf 
dem Immobilienmarkt sind in der Tat 
eine der wichtigsten sozialen Fragen 
in der italienischen Hauptstadt. Hier 
leben rund drei Millionen Menschen 
und sozialer Wohnungsbau ist eine 
Rarität. 70 Prozent aller Italienerin¬ 
nen wohnen in Eigentumswohnungen 
und junge Menschen kommen äußerst 
selten in gesicherte Beschäftigungs¬ 
verhältnisse, weshalb sich selbst 30- 
jährige oftmals nicht leisten können 
bei den Eltern auszuziehen. Für junge 
Menschen ist das ein existenzielles 
Problem. Für die Faschisten hingegen 
ist es eine direkte Bedrohung der 
Kernfamile, da kaum jemand zusam¬ 
menziehen und eine eigene Familie 
gründen kann. 

Der Wunsch, das Ideal der italieni¬ 
schen Familie zu retten und der posi¬ 
tive Bezug auf die faschistische Ver¬ 
gangenheit offenbarte das Potenzial 
die fraktionierte Rechte Roms zu ei¬ 
nen. Im Kampagnenkomitee fanden 
die Neofaschisten von Casa Pound mit 
offen faschistischen Parteien wie der 
Fiamma Tricolore und den Postfaschi¬ 
sten der Alleanza Nazionale zusam¬ 
men. Die Stimmen der »nonkonfor¬ 
men« Hausbesetzerlnnen und ihrer 
Anhängerinnen dienten hier von An¬ 
fang an als Verhandlungsmasse. Im 
Gegenzug sollten die Parteien die For¬ 
derung nach dem »Mutuo Sociale« in 
ihr politisches Programm aufnehmen. 

Letztlich gingen die rechten Haus¬ 
besetzerlnnen vor den Parlaments¬ 
wahlen 2006 sogar ein Bündnis mit 
der Fiamma Tricolore ein. Dies führte 


1| Faschistischer Staat 
in Norditaiien (1943- 
45), territorial be¬ 
schränkt auf das von 
der deutschen Wehr¬ 
macht besetzte Gebiet. 
2| Vgl.: Resener, Björn. 
Neofaschistischer Vor¬ 
marsch. In: AIB #79 
3| Vgl.: Resener, Björn. 
Alte Liebe rostet nicht. 
In: AIB #83 
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[1] Der heutige 
Bürgermeister von 
Rom Gianni Ale- 
manno posiert in 
seiner Aktivisten¬ 
phase vor einer 
Fahne mit dem 
rassistischen Kel¬ 
tenkreuz-Symbol. 

Gianni Alemanno 
als Ordner einer 
MSI Demonstra¬ 
tion [2] und als 
späterer Bürger¬ 
meister Roms [3]. 


zwar nicht zu nennenswerten Wahler¬ 
folgen für die Partei, aber das Casa Po- 
und Netzwerk wurde durch diese Zu¬ 
sammenarbeit gestärkt 2 . Nach den 
Parlamentswahlen 2008 hatte Gian- 
luca Iannone innerparteilich so viel 
Macht, dass er zu einer echten Gefahr 
für die traditionellen Parteieliten ge¬ 
worden war. Ein Parteiausschluss sollte 
die Gefahr bannen. Doch als Reaktion 
auf den Rauswurf entschieden sich 
mehrere lokale Ableger von Fiamma 
Tricolore lieber Iannone zu folgen. Die 
von ihm aufgebaute Schülerlnnen- 
und Studentinnenorganisation »Blocco 
Studentesco« brach komplett mit der 
Partei. In mehreren Städten wurden 
die Parteibüros von Iannones Anhän¬ 
gerinnen besetzt. Kurz darauf grün¬ 
dete dieser »Casa Pound Italia« mit lo¬ 
kalen Ablegern im ganzen Land. 

Die Politik von Casa Pound unter¬ 
scheidet sich deutlich vom blinden 
Aktionismus anderer offen faschisti¬ 


scher Splittergruppen, denn sie ver¬ 
folgt Strategien. Der Kopf dahinter 
heißt Gabriele Adinolfi. Dieser war be¬ 
reits Gründungsmitglied der Terza Po- 
sizione, einer sich antikapitalistisch 
gebenden, faschistischen Organisation 
der 1970er Jahre, aus der die recht¬ 
sterroristischen Nuclei Armati Rivolu- 
zionari (NAR) hervorging. Als einige 
seiner Kameraden zu Gefängnisstrafen 
verurteilt wurden, ging Adinolfi für 20 
Jahre ins französische Exil, konnte 
sich bei seiner Rückkehr jedoch unbe¬ 
helligt in der Öffentlichkeit präsentie¬ 
ren. Hier mimt er nun den rechten In¬ 
tellektuellen, schreibt Bücher und Arti¬ 
kel in rechten Zeitschriften, oder tritt 
als Referent bei Veranstaltungen auf. 
So etwa auf der Sommerakademie der 
Synergies Europeennes. Dass die jun¬ 
gen Faschisten sich nicht nur für 
Rechtsrock, sondern auch für rechte 
Kultur- und Ideengeschichte, also 
Schriftsteller wie Antoine de Saint- 


Exupery und J.R. Tolkien, oder Philo¬ 
sophen wie Giovanni Gentile und Ernst 
Jünger interessieren, ist maßgeblich 
auf den Ex-Exilanten zurückzuführen. 

Im Mai 2008 - im Zuge des Bruchs 
mit der Fiamma Tricolore - veröffent¬ 
lichte Adinolfi einen weiteren rich¬ 
tungsweisenden Artikel. Darin kon¬ 
statiert er die Marginalität der faschi¬ 
stischen Splitterparteien und legt dar, 
dass Berlusconi und seine Partei die 
Perspektive zur Realisierung der Vision 
von Casa Pound darstellen. Bei den 
Kommunalwahlen im Mai 2011 war der 
Messerstecher Tarantino deshalb auch 
nicht der einzige Kader aus dem fa¬ 
schistischen Netzwerk von Casa Pound 
Italia, der auf den Listen der Regie¬ 
rungspartei kandidierte. In den bei¬ 
den toskanischen Städten Arezzo und 
Figline Valdarno, sowie in Marino - 
das in der Region Lazio liegt - zogen 
auf diesem Weg sogar Casa Pound Ita¬ 
lia Aktivisten in die kommunalen Ver¬ 
tretungen ein. Für Silvio Berlusconi 
gehören derartige Bündnisse in meh¬ 
rerlei Hinsicht zum politischen Kalkül. 
Landesweit sichert es ihm noch immer 
die Mehrheit der Stimmen, wenn er 
von der politischen Mitte des Landes, 
bis zu den Faschisten alle politischen 
Positionen auf seinen Listen vereint. 
Außerdem versucht er seit jeher den 
in Italien konstitutionell verankerten 
Antifaschismus aus der Verfassung 
und der politischen Kultur des Landes 
zu verdrängen. Dass er schon in seiner 
ersten Regierungszeit im Jahre 1994 
mit dem Movimento Sociale Italiano 
(MSI) den Nachfolger der faschisti¬ 
schen Partei Benito Mussolinis in die 
Koalition holte, galt damals als Tabu¬ 
bruch. Heute - unzählige Tabubrüche 
später - scheint ein Bekenntnis zum 
Faschismus von der Mehrheit der Itali¬ 
enerinnen als eine politische Posi¬ 
tion unter anderen, d.h. als völlig nor¬ 
mal empfunden zu werden. 

Kein Wunder also, dass inzwischen 
viele Faschisten und Post-Faschisten 
in Silvio Berlusconi den fähigen und 
autoritären Führer sehen, nach dem 
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[1] Eine Kundgebung 
des Blocco Studente- 
sco in Rom. 



sie sich so lange gesehnt haben. Auch 
sind viele von ihnen bereits in der PdL 
organisiert, denn im März 2009 kam 
es zur offiziellen Vereinigung von Ber¬ 
lusconis alter Partei Forza Italia und 
der MSI-Nachfolgerin Alleanza Nazio- 
nale. Zwar ging mit der 1995 erfolgten 
Umbenennung der MSI auch ein Para¬ 
digmenwechsel einher - weg vom of¬ 
fenen Bekenntnis zum Faschismus - 
jedoch hatten die Faschisten mit der 
parteiinternen Destra Soziale und in 
Teilen der Jugendorganisation Azione 
Giovani auch weiterhin zwei wichtige 
Foren innerhalb der Partei. 

Ohne bedeutsame politische Kon¬ 
zessionen war es ihnen auf diesem 
Weg möglich, erst in der Regierung 
und nun sogar in der stärksten Regie¬ 
rungspartei Fuß zu fassen. Am deut¬ 
lichsten wird diese Entwicklung in der 
Personalie Gianni Alemanno 3 . Der heu¬ 
tige Bürgermeister von Rom war ein 
berüchtigter rechter Straßenschläger 
und musste Anfang der 1980er Jahre 
ins Gefängnis, weil er einen Molotov- 
Cocktail gegen die sowjetische Bot¬ 
schaft geworfen haben soll. Unter 


dem Anzug trägt er nach eigenen Aus¬ 
sagen immer noch den Anhänger mit 
dem stilisierten Keltenkreuz - ein in 
Deutschland verbotenes Symbol für 
die Vorherrschaft der weißen Rasse. 

Seit Alemanno 2008 zum Bürger¬ 
meister Roms gewählt wurde, haben 
viele Faschisten der unterschiedlich¬ 
sten Generationen Anstellungen im 
politischen Apparat der Hauptstadt 
gefunden. Sein Chefsekretär Antonio 
Lucarelli war beispielsweise Funk¬ 
tionär von Forza Nuova, einer klerikal¬ 
faschistischen Partei, die politische 
Kontakte zur NPD unterhält. Außer¬ 
dem ist er ein alter Kamerad von Gian- 
luca Iannone, denn auch er gehörte 
zur Gruppe derer, die 1998 die erste 
rechte Besetzung in Angriff nahmen. 
Weiter unten auf der Karriereleiter 
gehören sogar einige der vergleichs¬ 
weise jungen Aktivisten von Casa Po- 
und Italia zum Personal. Das sichert 
ihnen nicht nur ein erträgliches Ein¬ 
kommen, sondern erleichtert es auch 
ihren Kameraden an kommunale Gel¬ 
der zu kommen. Der Mythos der »non¬ 
konformen« Rechten dürfte unter die¬ 


sen Umständen immer mehr an Glaub¬ 
würdigkeit verlieren. Aber zumindest 
scheint sich das Arrangenemt mit den 
Mächtigen im wahrsten Sinne des 
Wortes auszuzahlen. ■ 
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Fashizumu 

Faschismusbegriff und 
Geschichtspolitik in Japan 


Ein Gastbeitrag der 
Gruppe Antifaschistische 
Linke international 
(A.L.I.). 


Neben Deutschland und Italien war 
Japan zentraler Akteur des Zweiten Welt¬ 
kriegs. Während der »Pazifikkrieg« oder 
»Pearl Harbour« bekannte Begriffe in der 
deutschen Geschichtsschreibung sind, ist 
die Ideologie, die Japan verfolgte sowie 
das Ausmaß der japanischen Gräueltaten 
wenig bekannt und hierzulande nur 
schwer zu recherchieren. 


Im Rahmen der Ausstellung »Die 
Dritte Welt im Zweiten Weltkrieg«, 
vom 2. April bis 8. Mai 2011 in Göttin¬ 
gen, hat sich die Antifaschistische 
Linke International (A.L.I.) mit dem 
Begriff des historischen japanischen 
Faschismus und der geschichtspoliti¬ 
schen Diskussionen in der Gegenwart 
auseinandergesetzt. Ausgangspunkt 
für eine Einordnung der damaligen 
Geschehnisse in Japan sind dabei Ana¬ 
lysen von japanischen Antifaschis- 
t_innen, die vor und während des 
Zweiten Weltkriegs gelebt haben. To- 
saka Jun beispielsweise, Mitglied der 
Kommunistischen Partei Japans; oder 
Maruyama Masao, ein japanischer an¬ 
tifaschistischer Christ, verfassten Texte 
über »japanischen Faschismus« (fas¬ 
hizumu), um die Entwicklungen in Ja¬ 
pan in einen weltweiten Zusammen¬ 
hang zu stellen, anstatt eine japani¬ 
sche »Ausnahme« zu suchen und die 
Verhältnisse damit zu entpolitisieren. 

In Italien und Deutschland war der 
Beginn der faschistischen Systeme 
mit Mussolinis Machtantritt im Okto¬ 
ber 1922 und die Machtübergabe an 
Hitler im Januar 1933 genau auszuma¬ 
chen. In Japan hingegen gab es durch 
eine schrittweise Annäherung zum Fa¬ 
schismus keinen klaren Zeitpunkt, in 
dem die faschistische Bewegung durch 
die Übernahme der Staatsmacht ein¬ 
deutig zur Herrschaft gelangte. Der 
japanische Faschismus entstand wäh¬ 
rend der Shöwa-Krisenkette in den 
1920er Jahren. Diese hatte schwere 
soziale und ökonomische Verwerfun¬ 
gen und einen sich verschärfenden 
Klassenkampf zur Folge. Kapitalisten 


und Grundbesitzer sahen sich als Be¬ 
wahrer des Tennö-Systems 1 mit dem 
Kaiser an der Spitze der Gesellschaft, 
das sich durch die Krisen einer wach¬ 
senden Bedrohung ausgesetzt sah: 
durch eine sich radikalisierende Bau¬ 
ernschaft, Industrie-Streiks, eine 
sich emanzipierende Frauenbewegung 
und selbstbewusste Student_innen. 
Die Oktoberrevolution von 1917 im be¬ 
nachbarten Russland tat ihr übriges, 
um den Kapitalismus auch in Japan 
als überwindbar erscheinen zu lassen. 

Die japanischen Faschisten ver¬ 
sprachen das Ende der Klassengesell¬ 
schaft durch das Heraufbeschwören 
eines Staates und einer Nation, die 
durch »natürliche Blutsbande des Vol¬ 
kes« geeint würden. Während für die 
italienischen Faschisten der Staat als 
Mittelpunkt aller Maßstäbe galt und 
die deutschen Nazis der »Volksgemein¬ 
schaft« die Vorrangstellung gewährten, 
betrachteten die japanischen Faschis¬ 
ten den Tenno als Urquelle aller Ideen 
und Normen sowie als »Inkarnation 
höchster Tugend«. Staat und »Volks¬ 
gemeinschaft« wurden in Japan ledig¬ 
lich als Vollstrecker der Werte des Kai¬ 
sers angesehen. Sein Wille war absolut 
und total. 

Soziale Basis des sich entwickelnden 
japanischen Faschismus stellten die 
Mittelklassen dar. Ihnen war es - ent¬ 
gegen den Arbeiter_innenklassen - 
auf Grund ihrer organisatorischen 
Schwächen unmöglich, eigene Inter¬ 
essen und soziale Positionen mittels 
eines Klassenkampfes durchzusetzen. 
Die Kontrolle über das Monopolkapital 
und die Garantie von »Sicherheit und 
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Ordnung« in der Gesellschaft durch ei¬ 
nen starken Staat, erschien den Mit¬ 
telklassen für die Bewahrung ihrer er¬ 
worbenen Rechte und ihrer Position 
als »Zentrum der Gesellschaft« not¬ 
wendig. 

Seit den 1920er Jahren schlossen 
sich die bis dahin zerstreut operieren¬ 
den, elitären rechten Bewegungen von 
Zivilisten mit Teilen des Militärs zu¬ 
sammen. Die Militärs übernahmen von 
nun an die Führung der faschistischen 
Bewegung und setzen sich mit ihrer 
Politik im Staat durch. Innenpolitisch 
hatte das Militär seit den 1870er Jah¬ 
ren verfassungsmäßig garantierte 
Rechte durch eine direkte Verbindung 
zum Tenno. 

Im faschistischen Deutschland und 
Italien wurde zunächst innerhalb der 
Bevölkerung die Herrschaft stabili¬ 
siert und danach die militärische In¬ 
vasion im Ausland als Vollstreckung der 
ideologischen Ansprüche auf Erweite¬ 
rung des »Lebensraums« propagiert. 
In Japan hingegen ging die äußere Ex¬ 
pansion der inneren Stabilisierung des 
faschistischen Systems voraus. Die to¬ 
tale Mobilisierung der Massen im 
Sinne des Faschismus, die die Militärs 
beabsichtigten, wurde erst dann mög¬ 
lich, als die »große Illusion« für die 
Verwirklichung einer neuen Vertei¬ 
lung der Machtsphäre der Welt zugun¬ 
sten Japans im Bewusstsein der japa¬ 
nischen Massen fest verankert war. 

Ab 1928 wurden Möglichkeiten der 
Meinungsäußerungen eingeschränkt 
und Linke inhaftiert. Der Marxismus 
war dabei nicht das einzige Angriffs¬ 
ziel. Die Kampagnen richteten sich 


auch gegen vermeintlich europäisches 
Gedankengut wie Individualismus, als 
Gegensatz zum asiatischen Konzept 
des kommunitaristischen Kollektivis¬ 
mus. Ab 1937 war es der Regierung 
neben der Bekämpfung linker Ideen 
daran gelegen, Verständnis für die 
»großasiatische Neuordnung« (Daitöa 
shintaisei) zu verstärken. Gemäß die¬ 
ser außenpolitischen Zielsetzung rich¬ 
tete sich die Erziehungspolitik auf 
zwei Aufgaben: die Ausbildung von 
kaiserlichen Untertanen, um die Eska¬ 
lation des Krieges gegen China ideolo¬ 
gisch zu unterstützen sowie die Aus¬ 
bildung einer »großen Nation« als 
künftigem »Führer in Ostasien«. Mit 
der weiteren Eskalation des Weltkrie¬ 
ges spitzten sich auch Ideologie und 
Organisationsform des japanischen 
Faschismus zu: 1940 wurden alle ver¬ 
bliebenen Parteien Japans von der fa¬ 
schistischen Bewegung »Abgeordne¬ 
tenbund zur Durchführung des heili¬ 
gen Krieges« (Seisen kantetsu giin 
renmei) verboten. Die ersten Kriegser¬ 
folge der deutschen Wehrmacht in Eu¬ 
ropa waren unmittelbare Ursache für 
die schnelle Entwicklung zur Auflö¬ 
sung der Parteien und zur »Neuord¬ 
nungs-Bewegung« in Japan. 

Der rechte Zusammenschluss aus 
Militärs und Faschisten vertrat die 
»Asiatische Monroe-Doktrin«, die dar¬ 
auf zielte, dass Japan die Weltordnung 
Englands und der USA, zumindest in 
Asien durch kompromisslose militäri¬ 
sche Konfrontation durchbricht. Die 
Angelegenheiten in Asien sollten so 
von Asiatinnen selbst gesteuert wer¬ 
den. Mit der Vorstellung »Asien den 


[1] Xiu Ning, Mitglied 
der Malayan People's 
Anti-Japanese Army 
(MPAJA), bevor sie als 
eine der Letzten 1989 
den Regenwald ver¬ 
ließ. 

[2] Japan 1932: Ar¬ 
beiterfest am 1. Mai; 
Erobert durch unsere 
glänzenden Leistungen 
einen Sturm; Haltet 
mittags die Arbeit an 
und versammelt euch 
am Outemon [ein Tor 
vom Schloss Kochi in 
der gleichnamigen 
Stadt in Japan]; Orga¬ 
nisiert von: Regional¬ 
komitee von Kochi für 
einen gemeinsamen 
Kampf zum 1. Mai. 

[3] Titelblatt einer in 
englischer Sprache er¬ 
scheinenden Zeitung 
vom 21. März 1937 
zum deutsch-japani¬ 
schen Antikomintern- 
Abkommen. 


11 Tenno: Ein japani¬ 
scher Herrscher-und 
Adelstitel, der häufig 
mit »Kaiser« übersetzt 
wird. 
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[1] Wandtafel der 
Ausstellung: Die 
Dritte Welt im 
Zweiten Weltkrieg. 



In japanische AAilitärbordelle verschleppt und 


Asiaten« sahen die japanischen Fa¬ 
schisten einem Großasiatischen Reich 
entgegen, mit Japanerinnen als 
»Herrenrasse« an der Spitze. Zur Mo¬ 
bilisierung von Bündnispartnern in der 
Region wurde diese Ideologie mit ei¬ 
ner Rhetorik der »Befreiung der asia¬ 
tischen Völker von der Kolonialherr¬ 
schaft« verknüpft. Diese vorgebliche 
antikoloniale Befreiung war unmittel¬ 
bar mit dem Machtanspruch auf die ost- 
und südost-asiatischen Territorien ver¬ 
schränkt und diente in der späteren 
Besatzung als ideologische Rechtferti¬ 
gung für den imperialistischen Krieg 
gegen China und andere asiatischen 
Staaten. Bereits seit 1910 hielt Japan 


Korea besetzt, 1931 begann mit dem 
»Mandschurischen-Zwischenfall« der 
Krieg gegen China. Kriegsführung und 
Besatzung waren vielerorts als Ver¬ 
nichtungskrieg gegen die chinesische 
Bevölkerung zu bezeichnen: Mit Mas¬ 
sakern an der Zivilbevölkerung, syste¬ 
matischen medizinischen Menschen¬ 
versuchen und sexueller Versklavung 
von Frauen überzogen die Japaner bis 
August 1945 große Teile Ost-/Süd- 
ostasiens und Ozeaniens. 

Sexuelle Versklavung und Entschädi¬ 
gungsforderungen 

Die systematische sexuelle Versklavung 
von Frauen durch das japanische Mi¬ 


litär und die fortdauernde Weigerung 
Japans Entschädigungen zu leisten sind 
ein Beispiel, dass das Wesen des japa¬ 
nischen Faschismus und gesellschaft¬ 
liche Kontinuitäten bis in die Gegen¬ 
wart umreißt. Die japanische Armee 
betrieb zwischen 1932 und 1945 in 
den besetzten Ländern ein System von 
Militärbordellen. Etwa 200.000 Mäd¬ 
chen und Frauen wurden in diese Ver¬ 
gewaltigungshäuser verschleppt oder 
gelockt. Neben 80.000 bis 120.000 
Koreanerinnen gehörten dazu auch 
Frauen aus China, den Philippinen, 
Malaya, Burma, Osttimor und Indone¬ 
sien. Die verharmlosenden Begriff- 
lichkeiten »jungshindae« (koreanisch: 
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»den Körper freiwillig für die Arbeit 
einsetzen«), »comfort stations«, oder 
lanfu (japanisch: »Trostfrau«) sollen 
darüber hinwegtäuschen, dass Japan 
im Zweiten Weltkrieg systematische 
sexuelle Sklaverei betrieb. 

Nach der Befreiung vom japanischen 
Faschismus und der Rückkehr in ihre 
Herkunftsländer schwiegen die mei¬ 
sten Frauen aus Scham und Angst vor 
familiärer und gesellschaftlicher Äch¬ 
tung über die an ihnen verübten Ver¬ 
brechen. Erst der Auftritt einer Betrof¬ 
fenen im koreanischen Fernsehen rüt¬ 
telte viele Frauen nach 46 Jahren auf. 
Kim Hak-Sun sprach 1991 über ihre Er¬ 
lebnisse im Zweiten Weltkrieg und for¬ 


derte Frauen denen ähnliches angetan 
wurde, auf, gemeinsam aktiv zu wer¬ 
den. Der Koreanische Rat für durch se¬ 
xuellen Missbrauch durch das japani¬ 
sche Militär zwangsrekrutierte Frauen 
ermutigte viele ehemalige Zwangspro¬ 
stituierte dazu, an die Öffentlichkeit 
zu treten und von der japanischen Re¬ 
gierung ein Schuldeingeständnis, Ab¬ 
bitte und Entschädigung zu fordern: 
»Wir erwarten, dass die japanische 
Regierung die Wahrheit enthüllt, die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft 
zieht, sich offiziell für diese Verbre¬ 
chen entschuldigt, die Opfer (...) ent¬ 
schädigt, die Geschichtsbücher korri¬ 
giert und ein Mahnmal errichtet«. Seit 
Januar 1992 demonstrieren die Frauen 
mit Unterstützer_innen wöchentlich 
vor der japanischen Botschaft in 
Seoul, im Herbst 2011 wird die eintau¬ 
sendste Kundgebung stattfinden. Ja¬ 
pan ist bisher nicht auf die Forderun¬ 
gen der Frauen eingegangen. 

Im Dezember 2000 veranstalteten 
Frauen aus verschiedenen Ländern in 
Tokio ein Internationales Kriegsver¬ 
brechertribunal über sexuelle Verskla¬ 
vung durch die japanische Armee 
1932 bis 1945. Nach der bewegenden 
Anhörung von Zeuginnen bewertete 
das Tribunal das System der Zwangs¬ 
prostitution im Zweiten Weltkrieg als 
integralen Bestandteil der Kriegsstra¬ 
tegie des japanischen Staates. Den al¬ 
liierten Siegermächten des Zweiten 
Weltkrieges legte das Tribunal zur 
Last, die Verbrechen nach Kriegsende 
nicht verfolgt und die Täter so unbe- 
langt gelassen zu haben. 

In Japan werden die koreanischen 
Frauen von feministischen Initiativen 
und Menschenrechtsaktivist_innen 
unterstützt. Sie sammeln Informatio¬ 
nen, leisten Öffentlichkeitsarbeit oder 
übergeben gemeinsam mit den ehema¬ 
ligen Zwangsprostituierten gesam¬ 
melte Unterschriften. Seit Oktober 
2009 hat eine neue japanische Regie¬ 
rung immerhin eine »Arbeitsgruppe 
zur Vergangenheitsbewältigung« ein¬ 
gerichtet. Doch auch diese erste Reak¬ 


tion ist ein zynisches Spiel auf Zeit. 
Der Nachfolgestaat des japanischen 
Faschismus spekuliert darauf, dass die 
Frauen irgendwann zu alt und zu we¬ 
nige sein werden, um ihre Stimme zu 
erheben. 2011 sind allein in Südkorea 
bereits drei dieser mutigen Frauen ge¬ 
storben. 

Ehrung für Kriegsverbecher 

Das angespannte Verhältnis zu China 
und Korea wird regelmäßig auch 
durch die Ehrung von Kriegsverbre¬ 
chern in Japan belastet. Der Yasu- 
kuni-Schrein in Tokio ist eine Gedenk¬ 
stätte mit Listen von 2,5 Millionen ja¬ 
panischen Kriegsgefallene, unter ihnen 
auch 14 hingerichtete Kriegsverbrecher 
und Angehörige der berüchtigten Ein¬ 
heit 731 zur biologischen Kriegs¬ 
führung in China. Alljährlich mar¬ 
schieren rechte japanische Verbände 
zum 15. August, dem Jahrestag der ja¬ 
panischen Kapitulation, zum Schrein, 
um ihnen ihre Ehre zu erweisen. Die 
Frage, ob hochrangige japanische Po¬ 
litiker hier einen »lediglich privaten 
Besuch« abstatten oder in ihrem offi¬ 
ziellen Amt an den militaristischen 
und nationalistischen Aufmärschen 
zum 15. August teilnehmen, führt in 
Japan regelmäßig zu Auseinanderset¬ 
zungen mit Antifaschist_innen und 
löste in China und Korea mehrfach 
heftige Reaktionen aus. Seit seinem 
Amtsantritt im Jahr 2000 besuchte 
Premierminister Jun'ichiro Koizumi 
(Liberaldemokratische Partei LDP) bis 
2006 jedes Jahr den Schrein. Erst 2010 
brach Premierminister Naoto Kan (De¬ 
mokratische Partei DPJ) mit dieser 
Tradition. ■ 


Mehr Informationen 
unter: 

www.ali.antifa.de 

www.koreaverband.de 
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Rezensionen 


Miteinander e.V. / Arbeitsstelle 
Rechtsextremismus (2010): 
Sirenen des Hasses - NS Hardcore 
aus Sachsen-Anhalt. 

46 S. kostenlos 
Download unter: 
www.miteinander-ev.de 


Sirenen des Hasses - NS Hardcore 
aus Sachsen-Anhalt 

Der in Sachsen-Anhalt ansässige Verein 
Miteinander e. V. hat eine Broschüre zum 
»National Socialist Hardcore« (NSHC) her¬ 
ausgebracht. Es ist die erste eigenständige 
Veröffentlichung zu dieser Sparte im 
Rechtsrock. Mittlerweile gibt es diese ei¬ 
genständige Musiksszene seit gut zehn 
Jahren in Deutschland. Ohne diese aus den 
USA stammende Stilrichtung, wäre ver¬ 
mutlich das Phänomen Autonome Natio¬ 
nalisten nicht in dieser Form und Massi¬ 
vität entstanden. Neonazidemos wären 
noch immer geprägt von Skinheads und 
nicht von Ohrtunnel, Basecaps, Turnschuhe 
und HC-Band-T-Shirts tragenden Neonazis. 
Die Autoren von Sirenen des Hasses führen 
die Leserschaft durch die Geschichte der 
Jugendkultur(en) des Punks und Hardcore. 
Sie können dabei gut vermitteln, was die 



einzelnen Stilbrüche und Weggabelungen 
in diesen Subkulturen waren. Gut kommt 
dabei der Unterschied zwischen den USA 
und Europa rüber. Sind doch die USA die 
Geburtsstätte des HC sowie des NSHC mit 
Bands wie Blue Eyed Devils. Diese stießen 
auch den Siegeslauf des NSHC in Deutsch¬ 
land mit ihren ersten Konzerten 1997 an. 
Zeitgleich zog es aber auch immer mehr 
Neonazis zu Gigs von HC-Bands, die sich 
eher links positionieren. Ab der Jahrtau¬ 
sendwende entstanden dann aus ehemali¬ 
gen Neonaziskinbands die ersten deut¬ 
schen NSHC-Combos. Diese texten fast 
durchgehend, wie die US-Vorbilder, in Eng¬ 
lisch. 


Besonders gefallen an Sirenen des Hasses 
die vielen Auszüge aus Songtexten. Ein 
Großteil wurde zudem noch durch die Au¬ 
toren übersetzt und erläutert. Selbiges gilt 
für Auszüge einiger Besprechungen aus 
Neonazifanzines und Internetforen. So 
können die Autoren gut die Mentalität der 
NSHC Akteure und Fans darstellen. 

Obwohl sich der Mittelteil dieser Broschüre 
näher mit Bands aus Sachsen-Anhalt be¬ 
schäftigt, ist die Publikation aufgrund der 
guten Einführung und Darstellung für den 
gesamten deutschsprachigen Raum von In¬ 
teresse. (FK) ■ 




Matthias Janson 

Hitlers Hiwis - Ivan Demjanjuk und 
die Trawniki Männer 

KW Konkret 
1. Auflage Oktober 2010 
ISBN-10: 3930786583 
ISBN-13: 978-3930786589 

Im ersten Teil seines Buches geht Matthias 
Janson auf die sogenannten »fremdvölki¬ 
schen Hilfskräfte« ein, welche die National¬ 
sozialisten rekrutierten, um sie zu Helfern bei 
der Ermordung von Juden und Jüdinnen zu 
machen. Neben tausenden anderen wurde 
auch Ivan Demjanjuk im SS-Ausbildungs- 


und Arbeitslager Trawniki zum Mordgehilfen 
ausgebildet. Die Nazis wählten vornehmlich 
Männer mit geringem Bildungstand aus. Mit 
dem Scheitern der Eroberung der Sowjet¬ 
union beschränkten sich die Einsatzgebiete 
der Trawniki-Männer auf das Gebiet des Ge¬ 
neralgouvernements. Die beiden Hauptauf¬ 
gaben beschränkten sich auf die Bewachung 
und Partisanenbekämpfung. So wurden Tra¬ 
wniki-Männer zur Bewachung von militäri¬ 
schen und zivilen Objekten, bei Zwangsar¬ 
beitslagern und im Arbeitslager von Trawniki 
eingesetzt. Ab 1943 kamen Trawniki-Män¬ 
ner auch zur Bewachung des KZ Auschwitz 
und des KZ Stutthof zum Einsatz. Im zweiten 


Teil untersucht der Autor erstmals Iwan 
Demjanjuks Werdegang im Kontext der NS- 
Vernichtungspolitik und im Zusammenhang 
der internationalen Versuche seine Taten ju¬ 
ristisch aufzuklären. Es beschreibt die skan¬ 
dalösen Versäumnisse der deutschen Justiz 
bei den Prozessen gegen die Verantwortli¬ 
chen des Lagers Trawniki. Interviews mit 
den Historikern Frank Golczewski, Annette 
Weinke und Tom Segev zum Fall Demjanjuk 
runden den Band ab. ■ 
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Rezensionen 


Kressmann Taylor 
Adressat unbekannt 

Rowohlt Taschenbuch Verlag 
3. Auflage November 2002 
erstmals 1938 »Story Magazine«, New York 
ISBN 3-499-23093-3 

Kressmann Taylor fängt mit schriftstelleri¬ 
scher Brillianz und in einfühlsamer Darstel¬ 
lung ein, wie ein Mensch mit Worten töten 
kann. Selten wird man auf so wenigen Sei¬ 
ten in eine Freundschaft hineingezogen und 
sieht sie an nationalsozialistischer Propagan¬ 
da und Mittäterschaft zerbrechen. In einem 
Wechsel aus achtzehn Briefen zwischen dem 
US-amerikanischen Juden Max Eisenstein 
und seinem ehemaligen deutschen Ge¬ 
schäftspartner Martin Schulse schildert Tay¬ 
lor in ergreifender Schlichtheit die Entwick¬ 
lung Martins zu einem deutschen Täter. Mit 


mehr als nur dem atlantischen Ozean zwi¬ 
schen ihnen muss Max sich damit arrangie¬ 
ren, dass sein bester Freund die nationalso¬ 
zialistische Indoktrination und die völkische 
Gesinnung voll und ganz in sich aufnimmt. 
»Ihr lamentiert immer, aber ihr seid niemals 
tapfer genug, zurückzuschlagen. Deshalb 
gibt es Pogrome.« schreibt Martin im Juli 
1933 an den fassungslosen Max, der ver¬ 
sucht zu mahnen, zu erinnern, an die ge¬ 
meinsam geteilten Werte zu appellieren; 
und zuletzt, seine Schwester Griselle zu ret¬ 
ten, die als Schauspielerin nach Berlin gegan¬ 
gen ist und sich auf der Flucht vor der SA an 
Martin wendet. Dieser schützt die ehemalige 
Geliebte nicht, sondern sieht tatenlos zu, 
wie sie ermordet wird. Und Max wehrt sich 
dagegen auf seine Art: mit Worten. Er 
schreibt Briefe, die dazu führen, dass Martin 
das Vertrauen seiner Umgebung verliert. 


Und so erhält Max seinen letzten Brief 
zurück - mit dem Stempel »Adressat unbe¬ 
kannt«. ■ 


Kressmann Taylor 

Adressat unbekannt 

Mit einem Nachwort von Elke Heidenroich 
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ReachOut (Hg.) 

Rassistische Verhältnisse 
Ausblicke - Tendenzen - Positionen 

57 S. 

Download unter: 
www.reachoutberlin.de 


Fast pünktlich zum zehnjährigen Jubiläum 
veröffentlichte ReachOut - Opferberatung 
und Bildung gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus aus Berlin, 
eine abwechslungsreiche und überaus le¬ 
senswerte Broschüre. 

Wie Delal Atmaca im Vorwort zu Recht be¬ 
merkt, ist ein zehnjähriges Jubiläum der 
Opferberatungsstelle kein Grund zu gren¬ 
zenloser Freude, denn gäbe »es keine 
rechte, keine rassistische, keine antisemiti¬ 
sche Gewalt, dann bräuchte es ReachOut 
gar nicht« (S. 4). 

Die Broschüre umfasst neben Opferper¬ 
spektiven eine Reihe von Artikeln rund 
ums Thema Rassismus. Yasemin Shooman 
verdeutlicht in »,Kultur' statt,Rasse'« das 


Phänomen des antimuslimischen Rassis¬ 
mus. Koray Yilmaz-Günay analysiert in 
dem Artikel »Frauen und Homosexuelle im 
Clash of Civilizations« die Diskursver¬ 
schränkungen zwischen Rassismus und Se¬ 
xismus/Homophobie. Wie versucht wird, 
Betroffene zu Täterjnnen und eine weiße 
Mehrheitsgesellschaft zu Opfern umzudefi¬ 
nieren, zeigt Sebastian Friedrich in dem 
ausgezeichneten Artikel »Spiele(nd) ernst 
nehmen! Zum Eliten-Rassismus und dessen 
Funktion« auf. 

Biplab Basu beschreibt Formen des institu¬ 
tioneilen Rassismus. Was gegen solch 
machtvolle Institutionen getan werden 
kann, zeigt der Artikel »KOP. Die Kampa¬ 
gne für Opfer rassistisch motivierter Poli¬ 
zeigewalt stellt sich vor« exemplarisch auf. 
Informationen für Lehrerjnnen und Eltern 
über rassistisches Mobbing in der Schule 
ergänzen einen Artikel von Sanchita Basu, 
die sich gegen die Bagatellisierung von 
rassistischem Mobbing an Schulen richtet 
und für einen verstärkten Dialog diesbe¬ 
züglich eintritt. Timo Lange wendet sich in 


dem Artikel »Hate Crime« gegen das Kon 
zept der Hasskriminalität, das u.a. auch 
vom BKA herangezogen wird um Statisti 
ken über rassistische Straftaten aufzustel 
len. 

Gut, dass Rassismuskritik so deutlich, of 
fensiv und klug wie in dieser Broschüre 
vermittelt wird - gerade auch in einer Zeit, 
in der Extremismusquatsch, Bekenntnis 
zwang und Generalverdacht denen die Ar 
beit schwer machen, die Rassismus entge¬ 
genwirken. ■ 


Gekürzte Version einer ersten 
Besprechung von 
www.kritisch-lesen.de 


ReachOut - Opferberatung und Bildung 
gegen Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus 


Rassistische Verhältnisse 


Ausblicke - Tendenzen - Positionen 


ESPI 
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Zeitung für linke Debatte und Praxis 
testen: 3 Ausgaben für 5 Euro 
Infos und Bestellungen: www.akweb.de 



Informativ, knapp und klar: 



Die Schaubühne seit 1905 
Die Weltbühne seit 1918 
Ossietzky seit 1998 



Ossietzky - die Zeitschrift, die mit Ernst und Witz das Konsensgeschwafel der Berliner Republik stört. 
Informativ, knapp und klar: Ossietzky 


Ossietzky erscheint alle zwei Wochen im Haus der Demokratie und Menschenrechte, Berlin - jedes Heft 
voller Widerspruch gegen angstmachende Propaganda, gegen Sprachregelung, gegen das Plattmachen 
der öffentlichen Meinung durch die Medienkonzerne, gegen feigen Selbstbetrug. 


Bestelladresse: 

Verlag Ossietzky GmbH 
Weidendamm 30 B 
30167 Hannover 

Fax 0511 - 21 55 126 
ossietzky@interdruck.net 


Jahresabo / Geschenkabo 

25 Hefte € 58,- (Ausland € 94,-), 

Halbjahresabo / Geschenkabo 
12 Hefte €32,- 

Jahresförderabo € 104,- 
Halbjahresförderabo € 75,- 


www.ossietzky.net 




Ausgabe 7/11 u.a.: 

Stephan Krull: »Zeit, 
was zu drehen?«, Kon¬ 
troversen und Initiativen 
zur Arbeitszeitverkür¬ 
zung 

Christoph Lieber: 
»Marx zurückdenken«, 
gegen die Apartheit im 
Denken 

Ralf Willinger: 
»Deutschland dienen«, 
zur Bundeswehrwer¬ 
bung an Schulen 

Karin Zennig: »Ge¬ 
stohlene Revolution?«, 
Bewegung von unten 
gegen Restauration des 
Regimes in Ägypten 

O Probelesen?! 4 Aus¬ 
gaben für 10 Euro 


Niddastraße 64 
60329 Frankfurt 

Tel. (069) 679984 
express-afp@online.de 
www.express-afp.info 


W&F ■ 3/2011 

Wissenschaft und Frieden 

Ausgabe 3-2011 von W&F, Soldaten im 
Einsatz, befasst sich mit der Bundeswehr¬ 
reform, ihren Zielen, Ungereimtheiten und 
Folgen. Neun Artikel untersuchen die 
Reform und ihre finanziellen Aspekte 
(Sabine Jaberg, Alexander Neu, Detlef 
Bald), die Normalisierung von militärischer 
Gewalt (Siegfried Jäger), Soldatinnen- 
Bilder im medialen Wandel (Torsten 
Bewernitz und Andrea Nachtigall), die 
Rekrutierungspraxis der Bundeswehr (Mi¬ 
chael Schulze von Glaßer, Jenny und Peter 
Becker) und Kriegsdienstverweigerung 
(Christian Griebenow), außerdem die deut¬ 
sche Polizei- und Militärhilfe (Joanna 
Schürkes). 

Außerhalb des Schwerpunkts berichtet 
W&F aus Uganda und Liberia sowie von 
US-Atomwaffen in der NATO und Impul¬ 
sen für nukleare Abrüstung. 

Wissenschaft & Frieden, die führende Zeit¬ 
schrift für Friedenspolitik, Friedensforschung 
und Friedensbewegung. 

Einzelpreis 7,50 € 

Jahresabo 30 €, für Studierende 25 € 

Jetzt bestellen: 

W&F, Beringstr. 14, 53115 Bonn oder 
buero-bonn@wissenschaft-und-frieden.de 


58 AIB 92 3.2 01 1 





























































Abonniert 

das Antifaschistische Info Blatt 



AntifaschistischesBlatt 


(.reift ein! g w r } 
Schani 

Wehrt fcuch ***** 
i -MMisthe ur»<> ^0 

ivAhistis»:he 


Hoyerswerda 

Ein Pogrom und seine Folgen 


Impressum 

Antifaschistisches Info Blatt 

24. Jahrgang 
Nummer 92 | 3.2011 


Preis 3,10 Euro 
Auslandspreis 4,10 Euro 


Redaktion 

Antifaschistisches Info Blatt 
Gneisenaustraße 2a 110961 Berlin 
e-mail mail@antifainfoblatt.de 



Antifaschistisches! 


Abokonditionen 


Preise 

-4 für 5 Ausgaben im Abo 


Weiterverkauf 


-4 ab 3 Exemplaren je 3,10 Euro 

-4 ab 5 Exemplaren 20% Rabatt 

4 ab 50 Exemplaren 25% Rabatt 

* Alle Preise inklusive Porto und Verpackung 


Einblicke 
in die Grauzone 


AIB91 

Skins, Punks, Bootboys - Einblicke 
in die Grauzone; Ausstieg aus der 
Neonazisszene, Ungarn - Macht¬ 
kampf auf dm Rücken der Roma 


Mit der letzten Ausgabe erhältst Du eine 
Rechnung für die nächsten Ausgaben. Wenn Du 
bezahlst, läuft das Abo weiter, ansonsten nicht. 

Für alle Bestellungen, außer dem Weiterverkauf, 
gilt Vorkasse. Zahlung per Überweisung. 

Bitte bei allen Zahlungen auf unser Konto deutlich 
schreiben, von wem und wofür das Geld ist. 

Für Bestellungen ins Ausland setze Dich bitte 
vorher mit uns in Verbindung. 



Antifaschistisches Blatt 


Ausweitung ■ 
der Kampfzone 




AIB90 

Ausweitung der Kampfzone - 
Praktische Auswirkungen des 
Extremismuskonzepts; Dresden - 
Proteste verhindern Naziaufmarsch 


Das AIB wird von einem 
Redaktionskollektiv herausgegeben. 

V.i.S.d.P. Ulrike Müller (Adresse s.o.) 


Konto AIB 
Konto-Nr. 3 251 800 
BLZ 100 205 00 

Bank für Sozialwirtschaft, Berlin 
Bildrechte 

Alle Bildrechte liegen bei den jeweiligen 
genannten oder uns bekannten Fotografinnen. 
Nicht in allen Fällen können die Urheberinnen 
der verwendeten Fotos von uns ermittelt 
werden. Wir bitten darum, sich ggf. bei uns zu 
melden. 

Alle Reproduktionen wurden vom AIB erstellt. 

Die in der Publikation verwendeten Symbole, 
welche nach § 86 StGB verboten sind, werden zu 
dokumentarischen und aufklärerischen Zwecken 
genutzt. Sie dienen nicht der Verharmlosung 
oder der Propaganda, sondern werden im Sinne 
des § 86a StGB Abs. 3 verwendet. 


Ich abonniere das AIB ab der Ausgabe 

Ich will das AIB Weiterverkäufen und 
bestelle Ausgaben. 

Ich erhalte die Hefte mit beiliegender 
Rechnung. Den Betrag überweise ich 
auf euer Konto. 

Ich bestelle folgende Ausgaben des 
AIB nach: 



Antifaschistisches Info Blatt 


Gneisenaustraße 2a 
10961 Berlin 













LOTTA sorgt für den 
antifaschistischen Durchblick 




inuitatei 


Lotta #44 

Opferperspektiven 

Rechte Gewalt und deren Opfer 


Lotta #43 

Erziehung von Rechts 

NS-Kontinuitäten und konservativ¬ 
autoritäre Pädagogik 


Lotta #42 | Sonderausgabe 

Wege des Gedenkens 

Erinnerungsorte an den National¬ 
sozialismus in Nordrhein- 
Westfalen 


Lotta #41 

Deutschland postkolonial 

Geschichte und Kontinuitäten des 
deutschen Kolonialismus 


Wege des 
Gedenkens 


Rheinland PfoU 


Erinnerungsorte an den Nationalsozialismus 
in Nordrhein-Westfalen 


Erziehung von rechts 

NS- Kontinuitäten und Knitter»»«»- 
autoritäre 


http://projekte.free.de/lotta 

Jetzt das Jahresabonnement über 
vier Ausgaben für 13 Euro abschließen! 
























